
b Z U R  D I S K U S S I O N :

Die Kriegsgefahr im Nahen Osten
Die Mission von Generalsekretär Annan andete mit einer
Vereinbarung, in der sich der Irak einverstanden erklärte, die
Auflagen der UN0 zur Durchführung der Waffeninspektio-
nen zu erfüllen. Damit schien die Kriegsgefahr abgewendet
zu sein. Die irakische Regierung erhielt mit der Vereinbarung
die Zusicherung der UNO, daß keine feindlichen Aktionen
gegen den Irak als Staat durch geführt würden, die UN0
respektiert Souveränität, Integrität und nationale Sicherheit
des Irak. Schon die Beratung im Sicherheitsrat der UN0 ließ
die Gegensätze wieder deutlich werden: Drei Mitglieder des
Sicherheitsrates - Frankreich, China und Rußland - unter-
stützten den irakischen Standpunkt, daß die USA nicht
gleichzeitig Gegner und Schiedsrichter im Konflikt mit dem
Irak sein dürften. Wir - so sagen die USA -werden nicht hin-
nehmen, wenn der Irak die Bedingungen nicht erfüllt. Mit
anderen Worten: der Irak soll sich den USA fügen und die
USA bestimmen, wann das Embargo aufhört. Keines der Pro-
bleme, um die es in diesem Konflikt in Wirklichkeit geht, ist
einer Lösung näher gekommen. Die Ziele der USA sind
unverändert: das derzeit gegen sie gerichtete politische
System des Irak mit Saddam Hussein an der Spitze muß ver-
schwinden, und solange das nicht der Fall ist, bleibt das
Embargo nach Meinung der USA. Irak stellt dem gegenüber:
das ist nicht der Inhalt der Vereinbarung, widerspricht inter-
nationalem Recht, ist das Gesetz des Dschungels.

Warum die Kriegsdrohungen der USA?
Die neue Resolution des Sicherheitsrates bestätigte die Ver-
einbarung des UNO-Generalsekretärs mit Bagdad trotz des
Drucks von Großbritannien und den USA, daß der Irak mit
den ernstesten Folgen rechnen müsse, falls er die Auflagen
nicht erfülle. ,,Ernsteste Folgen“, das heißt, die USA bestim-
men über Krieg am Golf. Die anderen Mitglieder des Sicher-
heitsrates widersprachen dem und erklärten, es gebe keine
Angriffsautomatik.

Der Konflikt um die Waffeninspektionen ist nur Vorwand
für die USA und dient dazu, ihren militärischen Aufmarsch
vor der Weltöffentlichkeit zu rechtfertigen. Tatsächlich
haben sie schon seit längerem Vorbereitungen getroffen und
,,moralische“ Rechtfertigungen verbreitet - Saddam Hussein
wurde zur ,,Weltgefahr“ hochstilisiert, Irak besitze Massen-
vernichtungsmittel, die die ganze Menschheit vernichten
könnten. Die Antwort aller arabischen Staaten war, sie woll-
ten keinen Militärschlag der USA. Nicht einmal die israeli-
sche Regierung, deren Staat als einziger in der Region über
Atomwaffen verfügt (Netanjahu hat auch damit gedroht),
glaubt in Wirklichkeit an einen Giftgasangriff, was angesichts
der militärischen Überlegenheit der USA und Israels schon
folgerichtig ist.

Die Wahrheit ist woanders zu suchen: Es geht um das
Interesse der USA, ihre Hegemonie im Nahen Osten aufrecht
zu erhalten, und dazu gehört auch das irakische Öl. Die USA
bemühen sich um die Sicherung einer Ordnung ihnen höri-
ger arabischer Staaten und Regierungen. Dabei ist der Irak im

Weg und muß auch um den Preis eines Krieges unter Kon-
trolle der USA gebracht werden. Der Irak hat nach Saudiara-
bien die größten Ölreserven der Welt (amerikanische Exper-
ten vermuten, daß der Irak sogar über größere Ölreserven ver-
fügt als Saudiarabien. Kann der Irak sie nutzen, gibt ihm das
Vertragsmöglichkeiten mit China, Rußland u.a.). Daher das
Interesse Rußlands, das die Souveränität des Iraks in der Uno
verteidigt (und deshalb die Politik der USA gegen eine solche
Entwicklung).

Irak auf der anderen Seite versucht, das Embargo abzu-
schütteln, zumindest zu lockern, um die Bevölkerung er-
nähren zu können. Daß infolge der Embargomaßnahmen die
Ernährung der Bevölkerung nicht gewährleistet ist, hat der
Sicherheitsrat sich schon zweimal eingestanden. Zur Beruhi-
gung der internationalen Öffentlichkeit wurde das Programm
» Ö1 gegen Nahrungsmittel« aufgelegt und jüngst noch einmal
erweitert.

Die Folgen des Embargos sprechen auch hier eine deutli-
che Sprache: die Zahl der Opfer seit dem Golfkrieg wird auf
annähernd eine Million Menschen, darunter vor allem Kin-
der, geschätzt, »das jährliche Pro-Kopf-Einkommen ist seit
Ende der achtziger Jahre von 4150  auf 795 Dollar zurückge-
gangen. Die Inflation stieg von 42 auf 225 Prozent und die
Auslandsverschuldung von 42 auf 99 Milliarden Dollar«.
(FAZ, 252.98)

Die politische Gefahr
Auch unter der Bevölkerung der Golfstaaten breitet sich
antiamerikanische Stimmung aus: warum zu allem Ja sagen,
was die USA wollen? Ja sagen zu Entscheidungen, die in der
Regel nicht in unserem Interesse sind? Insofern hätte ein
Erfolg der irakischen Politik Vorbildfunktion. In den 70er
Jahren konnten Widerstandsbewegungen am Golf nur mit
Hilfe ausländischer Militärs niedergeschlagen werden. Die
US-Regierung befürchtet, Irak könnte die Führung im Lager
der Golf-Staaten und darüber hinaus im arabischen Lager des
Nahen Ostens übernehmen.

US-Politiker erklären, die Grundlage der amerikanischen
Politik gegenüber Irak sei die Annahme, daß die Regierung in
Bagdad nicht das Ziel aufgegeben habe, die dominierende
Macht am Golf zu sein, und daß sich dies nicht ohne eine
Strafaktion verhindern lasse. Solange Saddam an der Macht
bleibe, bleibe das Embargo, hat auch die US-Außenministe-
rin Albright erklärt. Es geht also gar nicht um Massenver-
nichtungsmittel (die es im Irak vielleicht gar nicht mehr gibt
- die aber von den USA im Vietnam-Krieg eingesetzt wur-
den). Ein weiteres Ziel der USA: Sie wollen die Ölpreise
bestimmen, indem Irak solange vom Ölmarkt ferngehalten
wird, wie die USA von der bestehenden Konstellation am
Golf am meisten profitieren. Den Marktanteil Iraks hat Sau-
diarabien seit 1991 übernommen, nämlich 3,l  Mill. barrel
pro Tag - vor dem Krieg hatte Saudiarabien eine Tagespro-
duktion von 5, heute von 8,l Mill. barrel. Die Regierungen
der Golfstaaten importieren in steigendem Maße Waffen und



Gerät aus den USA. Auch Israel partizipiert über US-Milliar-
denkredite an den Profiten aus dem US-Ölgeschäft.

Mittels der wirtschaftlichen Blockade versuchen die USA
heute, beide Golfstaaten so niederzuhalten, daß sie auf die
Entwicklung am Golf keinen Einfluß nehmen können
(double containment). Auf der anderen Seite bauen sie ihre
militärischen Befestigungen in Saudiarabien aus, um notfalls
militärisch eingreifen zu können. Während der Iran sich trotz
des Embargos wirtschaftlich entwickelt, weshalb diese ame-
rikanische Politik im Westen umstritten ist, schädigt das
Embargo den Irak schwer. Aber auch hier zeigt sich, daß der
Status  quo, die Verhinderung jeglicher Entwicklung des Irak,
auf Dauer kaum zu halten ist.

Das Dilemma der US-Politik
Anfang des Jahres kam ein Gutachten des CIA zu dem
Schluß, daß die jüngsten militärischen Aufmärsche der USA
Saddam Hussein zum politischen Sieger gemacht hätten. Es
zeigt sich, der Status  quo nach dem Golfkrieg hat sich zu
Ungunsten der USA verändert. Die großen damaligen Ver-
sprechungen Amerikas auf faire Partnerschaft mit der arabi-
schen Welt und eine neue Nah-Ost-Politik sind gründlich
enttäuscht worden. Was mit der Anerkennung eines palästi-
nensischen Staates mit Arafat an der Spitze beginnen sollte,
hat heute alle Ähnlichkeit mit der gescheiterten südafrikani-
schen Politik der Homelands. Und die USA stützen diese
israelische Politik. Die einstigen Verbündeten der USA von
1991 sind - jedenfalls was die arabischen Verbündeten
angeht -heute gegen militärische Maßnahme der USA gegen
den Irak. Die Bevölkerung des Irak steht heute, wie alle
Berichte bestätigen, geschlossener denn je hinter dem
Regime von Saddam Hussein, das sich gegen den Zugriff der
USA wehrt.

Bei den Massen in allen arabischen Ländern ist die Sym-
pathie gerade wegen des Widerstandes gegen die USA (und
Israel) größer geworden und hindert auch westlich orien-
tierte arabische Regime an einem Schulterschluß mit den
USA gegen den Irak. Regierungen wie die von Ägypten und
Jordanien, die Friedensverträge mit Israel haben, stehen
unter dem Druck ihrer Bevölkerung. Die diplomatische
Unterstützung Iraks durch die russische Diplomatie (Besuch
und Verhandlungen Primakows und Sjuganows in Bagdad)
hat der russischen Außenpolitik im Nahen Osten - anders als
ihre indirekte Unterstützung der USA 91 - und dem Irak
Sympathie eingebracht.

Das Abkommen von Oslo, das den Eindruck erwecken
wollte und sollte, als ob die USA die brennenden Fragen der
Weltpolitik friedlich lösen könnten, ist de facto gescheitert.
Dadurch, daß zentrale Probleme - wie das Rückkehrrecht der
palästinensischen Flüchtlinge - ausgeklammert und andere
sogar verschärft wurden, ist die Gefahr eines neuen Krieges
im Nahen Osten wieder näher gerückt. Das Scheitern des
sogenannten »Friedensprozesses« seit Oslo hat Auswirkun-
gen weit über die Grenzen Israels mit Palästina hinaus, denn
den verarmten arabischen Bevölkerungen wird die Dop-
pelziingigkeit der USA-Politik und Diplomatie deutlich vor
Augen gebührt: ihren imperialistischen Interessen entspre-

Als Reaktion auf die wachsende Unruhe und Gegner-
schaft zur imperialistischen Politik, die ihren Ausdruck fin-
det im Wachsenmilitanter islamischer Bewegungen, sind die
arabischen Regierungen und Staaten gezwungen, auf Distanz
zur US-Politik zu gehen. So erklärten sich die arabischen
Staaten in ihrer Mehrheit nicht einverstanden mit militäri-
schen Maßnahmen der USA gegen den Irak.

Das kam u.a. zum Ausdruck in den Verhandlungen und
Reisen des irakixhen Außenministers nach Kairo und Da-
maskus, deren Legierungen 1991  die USA und deren Ver-
bündete direkt oder passiv gegen den Irak unterstützt hatten.
Das zeigte sich auch in der Nichtteilnahme an der Wirt-
schaftskonferenz in Quatar, die von den USA einberufen
worden war. Sogar mit denUSA wirtschaftlich, militärisch
und finanziell verbündete Staaten wie Marokko, Saudi-Ara-
bien, Tunesien und die Emirate blieben fern. Ihre Begrün-
dung für  die Nichtteilnahme: Der Boykott Israels im Frieden-
sprozeß und die Nichteinhaltung der Abmachungen von
Oslo durch Israel. Der Irak und Iran waren nicht eingeladen,
aber die Türkei, die ein Militärbündnis mit Israel hat, hinter
dem die USA steht. Das waren schon Anzeichen einer
Zuspitzung sowohl der inneren Spannungen in den arabi-
schen Staaten, als auch der zwischen den arabischen Staaten
und den USA.

Die USA sind gezwungen, Israel zu unterstützen und zu
verteidigen, da es nach dem Sturz des Schah-Regimes im Iran
1979 nach wie vor der einzige zuverlässige Bündnispartner
bleibt. Aber gerade weil sie dies tun, ist ihr Spielraum
gegenüber den arabischen Staaten so gering, deren Regierun-
gen wiederum auf einem sozialen Pulverfaß sitzen, das sich
leicht an der palästinensischen Frage entzünden kann

Die Bombardierung Bagdads und anderer irakischer
Städte im Krieg 1991 durch die US-Luftwaffe ist der iraki-
schen Bevölkerung gegenwärtig. Die USA haben mit der
Zielgenauigkeit ihrer Raketen und Bomben geprahlt und
ihrer angeblich humanen Kriegführung, die die Zivilbevölke-
rung schonen würde. Die Bombardierung des al Amiriya-
Schutzbunkers forderte fast 1000 Opfer, meistenteils Frauen
und Kinder. Auch die Bombardierung der Brücken über den
Tigris mitten im Menschengewühl straft die Behauptungen
der US-Militärs Lügen. Das sind nur zwei Beispiele. Der
Bombenkrieg der westlichen Allierten gegen deutsche Städte
(Dresden, Berlin, Hamburg u.a.) im zweiten Weltkrieg hat
nicht etwa zum Zusammenschluß der Bevölkerung gegen die
Nazis geführt, sondern die betroffene Bevölkerung (vor allem
der Arbeiterviertel) war, soweit sie überlebt hatte, mit der
Bergung der Toten und Verletzten und der Sicherung not-
dürftiger Lebensgrundlagen beschäftigt und von leidgepräg-
tem Haß gegen die Bombenflugzeuge und die Folgen des
Bombenkrieges gegen die Städte erfiillt - das haben sich die
Nazis und ihre Behörden zu Nutzen gemacht. Ohne daß wir
etwa die Verhältnisse in Nazi-Deutschland mit denen im Irak
vergleichen wollen, ist die Reaktion der irakischen Bevölke-
rung auf die Bombenangriffe ähnlich gewesen.



Krieg gegen Irak?
Ein Krieg gegen den Irak, der über einen begrenzten, wenn
auch mit großen Zerstörungen und Opfern unter der Zivilbe-
völkerung verbundenen Luftkrieg hinausgehen würde,
wurde bereits 1991 erwogen und verworfen, weil die Erinne-
rung an den verlustreichen Vietnamkrieg und seine Folgen
tief in der amerikanischen Bevölkerung sitzt und sie in zwei
Lager spaltet.

Nach dem Golfkrieg hat sich der damalige US-Außenmi-
nister Baker zu der Kritik mancher führender US-Militärs
und Diplomaten geäußert, die meinten, die Golfkriegs-Koali-
tion 1991 hätte Saddam Hussein kippen müssen, auch wenn
das bedeutet hätte, bis nach Bagdad zu marschieren. Ein
Vorrücken bis nach Bagdad wäre, auch wenn Saddam Hus-
sein die Niederlage nicht überlebt hätte, falsch gewesen und
die Entscheidung, den Krieg zu beenden, richtig, denn

n es seien im Irak im Unterschied zum Krieg in Panama,
wo Noriega erst nach 15 Tagen gefaßt worden sei, größere
Verluste für die US-Truppen zu erwarten gewesen.

n Selbst wenn die USA Saddam gefaßt hätten, wären die
Konsequenzen einer militärischen Besetzung und Befrie-
dung des Landes unabsehbar gewesen. Es gab keine regie-
rungsfähige Opposition zu Saddam, und die US-Militärs hät-
ten weiter dableiben müssen.

n Teheran hätte großen Nutzen von einer Besetzung
gehabt und mit Unterstützung durch die Schiiten im Irak ihr
Regime exportieren können. Eine Zerstörung wie im Libanon
lag nicht im Interesse der USA.

w Im übrigen wäre die Kriegskoalition zerfallen, denn der
UN-Beschluß lautete: Kuweit verteidigen. Ein Mehr hätte
demonstriert: der amerikanische Imperialismus fuhrt seinen
Krieg. Daher müsse die Koalition bewahrt und der Irak unter
Kontrolle gehalten werden.

Diese von Baker dargestellte Situation hat sich in ihren
Grundzügen auch sechs Jahre später nicht geändert. Natür-
lich könnten die USA auch heute den Irak in einem Land-
krieg erobern und das Saddam-Regime beseitigen. Aber es
stellt sich heute wieder die Frage: was dann?

So bleibt als Hoffnung für die USA eigentlich nur, daß
eine prowestliche Gruppe aus dem Militär sich an die Macht
putscht und mit dem Westen und insbesondere den USA
kooperiert, wie das auch unverhohlen von amerikanischen
Politikern geäußert wird. Allerdings dürfte diese Hoffnung
eher Wunsch bleiben als Wirklichkeit werden. Die USA setz-
ten schon 1991 ihre Hoffnungen im Irak auf ein Militärre-
gime, das sich ihnen als willfährig erweisen sollte. Führende
irakische Militärs, die dazu bereit waren, wurden damals -
wie auch die westliche Presse berichtete-hingerichtet. 1997
wurden einige fuhrende Militärs, die nach Jordanien geflo-
hen waren, zurückgeholt und exekutiert. Die irakische Oppo-
sition im Ausland ist zersplittert und ohne Perspektive.

Die USA stecken in einem tiefen Dilemma und es ist nicht
absehbar, wie sie sich daraus befreien wollen. Jedoch gilt
festzuhalten: als entscheidende militärische,wirtschaftliche
und politische Führungsmacht sind sie gezwungen, im
Nahen Osten ihre Interessen und die der westlichen Welt zu
sichern. Je konsequenter sie dies tun, desto unausweichli-
cher ist ein militärisches Eingreifen - und auch das wird
nicht das Endes des Konfliktes sein.

Sicherheit für die israelische Bevölkerung...
. . . fordert der israelische Ministerpräsident Netanjahu
(ebenso wie seine Vorgänger aus der Arbeitspartei) von
Arafat und der übrigen Welt. »Sicherheit« hätte der Zionis-
mus den vier Millionen Juden in Israel gebracht, konnte man
auch in manchen linken Kreisen hören. So hieß es in der
Zeitschrift »Sozialismus« (19/93)  nach der gegenseitigen
Anerkennung Israels und der PL0 im September 1993, man
>Jhoff, daJ3 jetzt ein neues Blatt in der Geschichte... aufge-
schlagen ist...« , arabische Regime würden nun » hoffen, daj3
durch diesen Frieden (!) und die Befreiung der Palästinenser
(!) ihre Regime stabilisiert werden...« .

Sicherheit und Stabilität dadurch, daß der israelische
Staat trotz aller möglicher Abkommen die palästinensische
Bevölkerung einer brutalen Besatzungspolitik unterwirft
und ihr elementare Rechte vorenthält?

Der Mythos von der angeblich bedrohten Sicherheit
durch die arabischen Staaten ist so alt wie der Staat Israel:
Schon in den 59er Jahren wurde dieser Mythos durch das
Bekanntwerden der Tagebücher Sharetts zerstört. Sharett
war der Nachfolger Ben Gurions als Premierminister, der
wegen der Aktivitäten der israelischen Geheimdienste (u.a.
in Ägypten) zurücktreten mußte. Diese Aktivitäten sollten -
ähnlich wie die jüngsten geheimen Aktionen in Jordanien
gegen einen führenden Palestinenser - sowohl bei der jüdi-
schen Bevölkerung Israels wie in der Welt den Eindruck
erwecken, daß die Sicherheit Israels bedroht sei.

Die Wirklichkeit sieht anders aus. Aus »Land für Frie-
den« ist Schacher um noch mehr Land für jüdische Siedler in
den besetzten Gebieten geworden. » Darum geht es in Wahr-
heit« , schreibt die »Welt« vom 3. Januar 98 - » die Umkehr der
Regel ‘Land gegen Frieden’in ‘Land und Frieden für Israel« .
Netanjahu ist, um sein Kabinett zusammenzuhalten, auf die
Stimmen der Ultraorthodoxen angewiesen, aber jedes finan-
zielle Zugeständnis an die rechten Siedler verschärft nicht
nur die Spannungen mit der palästinensischen Bevölkerung,
sondern auch die politischen und sozialen Auseinanderset-
zungen in Israel selbst.

Das israelische Infrastrukturministerium unter Leitung
des erzreaktionären Ministers Scharen  (ehemals Arbeitspar-
tei), des »Kriegshelden« aus dem Krieg gegen die Palästinen-
ser im Libanon, investiert verstärkt in alte und neue israeli-
sche Siedlungen, deren Bau oder Erweiterung nach wie vor
nur durch die Enteignung palästinensischen Bodens und
Zerstörung palestinensischer  Häuser möglich wird. Die
neuen Siedlungen werden durch »Bypass roads«  miteinan-
der verbunden, deren Benutzung teilweise für Palästinenser
verboten ist. Das Genehmigungsverfahren für Passagier-
scheine wurde sogar verschärft, die Grenzen zwischen der
Westbank und Gaza, Jerusalem und Israel noch weniger
durchlässig. Palästinensische Bauern, die ihre Produkte in
einer anderen Stadt oder in einem anderen »autonomen«
Gebiet auf dem Markt anbieten wollen, werden 3 bis 4 mal
von israelischen Militärs und Polizeistreifen kontrolliert
oder aber sie dürfen überhaupt nicht passieren, weil wieder
einmal ein Gebiet aus Gründen der »Sicherheit« abgesperrt
ist. Das hindert den inneren Warenverkehr und Handel und
unterwirft die palästinensische Wirtschaft im Vergleich zur
israelischen, die sich ungehindert bewegen kann, schwer-
wiegenden Konkurrenznachteilen.

Die soziale Lage der palästinensischen Bevölkerung hat
sich durch diese Politik der Absperrungen und Zerstücke-
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lung der palästinensischen Gebiete weiter verschlechtert,
mit der Folge, daß die Desillusionierung über die sogenannte
»Friedenspolitik« in großen Teilen der palästinensischen
Bevölkerung zu einer explosiven Stimmung geführt hat.
Selbst in konservativen israelischen Tageszeitungen (z.B.
Jediot Acharonot, Tel Aviv) werden zunehmend Befürchtun-
gen laut, daß in der Westbank und im Gazagebiet bald wieder
Aufstände ausbrechen könnten.

Selbst wenn es den USA gelänge, Netanjahus und Arafats
politiches  Gefolge zur Unterschrift unter ein neues »Frie-
densabkommen« zu bringen (bei entsprechendem finanziel-
lem und politischem Druck), so bedeutet das keineswegs,
daß Frieden im Nahen Osten ausbrechen würde. Im Gegen-
teil: Man denke nur an die Frage, was bei einem jetzt in die
Diskussion gebrachten, angeblichen Abzug der israelisch
ausgerüsteten und geführten Besatzungsmacht aus dem Süd-
Libanon mit den von Israel ausgehaltenen Söldnern unter
dem General LAHAV werden soll. Oder die Auswirkungen
auf die innere Lage in Israel, wenn jüdische Siedlungen in
den besetzten Gebieten tatsächlich geräumt werden müßten?

Zur Rolle der BRD: » Was redet er (Kinkel) da?«
Der irakische Außenminister Azis hat dem ,,Spiegel“ (10.98)
u.a. erklärt: »Besonders enttäuscht sind wir in der jetzigen
Krise aber auch über die Deutschen. Es gibt keine ernsthafte
Kontroverse zwischen unseren beiden Ländern, trotzdem hat
sich Deutschland besonders feindselig gegenüber dem Irak
geäuJert.«  Auf die Frage, wie er sich das erkläre, antwortete
Azis: »Ihr Aufienminister  sagt, die Sanktionen könnten auf-
gehoben werden, wenn der Irak endlich die UNO-Resolution
erfüllt. Was redet er da? Wir wissen, daj3  die deutschen Mit-
glieder der UNSCOM-Gruppe, alles vorzügliche Experten,
ihrer Regierung und den deutschen Geheimdiensten vor lan-
ger Zeit berichtet haben, da8 der Irak nicht mehr im Besitz
verbotener Waffen ist.«

Abgesehen davon, daß auch in der Bundesrepublik die
Wahrheit bekannt ist, aber verschwiegen wird, um es mit den
USA nicht zu verderben, ist diese Politik sogar vom Stand-
punkt der herrschenden Klasse in Deutschland ihren wirt-
schaftlichen Interessen abträglich. Das zeigt, wie weit die
Unterwürfigkeit gegenüber den USA hierzulande geht: Aus
wirtschaftlichen Gründen müßten sie die Aufhebung der
Sanktionen fordern, um den arabischen Markt und den iraki-
schen Ölreichtum für die Entwicklung ihrer Geschäfts- und
Handelsbeziehungen zu nutzen. Das macht vor allem Frank-
reich, aber es »gaben sich auch Geschäfisleute  aus zahlrei-
chen Ländern (darunter vor allem aus RuJUand]  in Bagdad
die Klinke in die Hand, um die geschäftlichen Weichen für
den Tag zu stellen, da die Sanktionen aufgehoben bzw.
gelockert werden sollten. Deutschland enthielt sich dieser
Art geschäfismäfliger  Annäherung.« (Udo Steinbach, Der
Nahe Osten in der deutschen Außenpolitik, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte, März 98)

Die Polarisierung im UNO-Sicherheitsrat ist Ausdruck
der beginnenden weltpolitischen Polarisierung. Die Krise im
Nahen Osten zeigt, daß die Krise zwischen dem Westen und
Rußland akuter wird. Nicht, daß die weltpolitische Krise sich
wegen des Irak zuspitzt - die Irak-Krise ist nur ein Element
der weltpolitischen Krise. NATO-Erweiterung, erneute
militärische Aufrüstung und Modernisierung der Rüstung im
Westen und auch die politische Krise der BRD sind Anzei-
chen für Kriegsvorbereitungen zur Sicherung des »Standor-

tes Deutschland« und Europas für den Westen. Die BRD hat
dabei eine wichtige Funktion.

Die Wehrkundetagung der NATO in München...

. ..gehört  auch zu den Kriegsvorbereitungen. Die Vertreter der
USA redeten mit den »Verbündeten« Fraktur, sie mögen end-
lich die von ihnen geforderte Haltung annehmen! Entspre-
chend ihrer Rangordnung in der Treue zu den USA befolgten
sie das Kommando. Kohl war der erste und bemühte sich vor
anderen »Verbündeten«, den amerikanischen Wünschen
Folge zu leisten. »Für  den Fall, da8 ein militärischer Schlag
unabwendbar sein sollte, hat Bundeskanzler Kohl den USA
die ‘volle politische Unterstützung’ und Nutzung ihrer mili-
tärschen Einrichtungen in Deutschland zugesichert« (s.o.).

Wie der Herr, so das Geschärr.  Die SPD beeilte sich, von
wenigen Ausnahmen abgesehen, ihrer Tradition treu zu blei-
ben: wenn das Vaterland ruft, sind sie zur Stelle. So wie 1914,
wie 1918, wie beim Aufbau der Reichswehr in Weimar, mit
deren Infastruktur  der Krieg gegen Polen und die Sowjet-
union geführt wurde, und wie bei der Wiederaufrüstung der
BRD nach dem Zweiten Weltkrieg wurde aus dem »Ohne
uns« das »Mit uns«; nur zur Verteidigung der Bundesrepu-
blik sollte die Bundeswehr in den ersten Jahren dienen. Und
jetzt »out of area«, die SPD an der Seite der Bundesregierung
und der USA! Rühe sagte schon voraus, daß der Schlag dies-
mal stärker werden würde als 1991. Damals zahlte die BRD
einen Beitrag von zig Milliarden DM. Clinton bereitete schon
auf Menschenopfer unter den US-Soldaten vor. Von denen
unter der arabischen und irakischen Zivilbevölkerung ist
keine Rede, man wolle sie aber schonen. Werden die Bom-
berpiloten-Soldaten nicht wieder zu Mördern an der Zivilbe-
völkerung?

Berührt das die arbeitende Bevölkerung in Deutschland?
Die deutsche Bourgeoisie hat nach dem 2.Weltkrieg einen
unerhörten wirtschaftlichen Aufschwung erlebt, ist eine
führende Macht im Welthandel geworden, ist aber auch von
der zunehmenden Konkurrenz auf dem Weltmarkt und deren
politischen Folgen betroffen. Sie ist aus gemeinsamem Klas-
seninteresse der US-Weltpolitik zu Diensten. Im eigenen
Land muß die herrschende Klasse um die »Sicherheit«
besorgt sein, um Gefahren vorzubeugen, die aus der steigen-
den Arbeitslosigkeit erwachsen, muß Gefängnisse bauen und
die Polizei aufstocken, den Spitzeldienst (Lauschangriff)aus-
weiten, »Reformen« beschließen, Asylsuchende abschieben,
den untersten Schichten der Bevölkerung die Sanierung des
Staatshaushaltes aufbürden - also die sozialen Wider-
sprüche verschärfen und gleichzeitig unterdrücken.

Unser Beitrag ist, soweit es in unserer Kraft liegt, die poli-
tischen Zusammenhänge aufzuzeigen und die Gegensätze
und Illusionen in den Reihen der Arbeiter- und Gewerk-
schaftsbewegung zu überwinden, die die Organisierung des
Widerstandes gegen Krieg, die politischen Gefahren für die
Arbeiterklasse überwinden können. Mobilisierung an der
Basis der Gewerkschaften, Zusammenarbeit von Organisatio-
nen und Gruppen in konkreten Aufgaben und solidarisch
geführte Auseinandersetzung in strittigen Fragen. Ohnmacht
und politische Ratlosigkeit müssen überwunden werden. Die
weit verbreitete Vorstellung »Verschon mein Haus, zünd’s
andere ancc  ist gefährlich, weil sie die Bevölkerung in Illusio-
nen wiegt. Noch ist es Zeit, einen Anfang zu machen.

Genossinnen/Genossen  der Gruppe Arbeiterpolitik Hamburg, 15.4.98. n



Warum die USA keinen großen Krieg wegen des Iraks führen !

Durch das Kofi-Annan-Abkommen vom 23. Februar 1998 ist
zwar der dritte Waffengang am Golf (innerhalb der letzten
zweieinhalb Jahrzehnte) vertagt worden. Da es seit Ende des
11. Golfkrieges jedoch immer wieder zu militärischen Aus-
einandersetzungen zwischen dem Irak und den westlichen
Golfkriegs-Alliierten gekommen war, ist allein das ein Indiz
dafür, daß hinter diesem Konflikt tiefgreifende Interessenun-
terschiede stecken. Falls wirklich keine von beiden Seiten
bereit ist, dauerhaft kleinbeizugeben, scheint deshalb die
Erwartung, daß es in absehbarer Zeit zu einem 111. Golfkrieg
kommt, nicht unplausibel zu sein. Andererseits stellt sich
die Frage, ob der Westen überhaupt ein prinzipielles Inter-
esse an einem derartigen Irak-Krieg hätte, der dem Land eine
empfindliche Niederlage beibringen würde. Für das fehlende
Interesse spräche nicht nur eine Tatsache wie das abrupte
Ende des 11. Golfkrieges, bevor der Endsieg erreicht wurde.
Sondern auch die mehrfachen Bombardierungs-Kampagnen
des Westens: Sowohl im Juni 1993 wie auch im September
1996, als der Irak in die kurdische Schutzzone im Norden
eindrang, kam es zu Tomahawk-Angriffen, die jedoch nie-
mals zum großen Krieg eskalieren sollten, sondern von vorn-
herein nur einen begrenzten Zweck hatten.

Das Kofi-Annan-Abkommen
Dem scheint zu widersprechen, daß das Kofi-Annan-Abkom-
men buchstäblich in letzter Minute Zustandekarn: Ab dem
26. Februar hätte es am Persischen Golf die nächste Neu-
mond-Phase gegeben, was die irakischen Abwehrmöglich-
keiten gegen Luftangriffe gut eine Woche lang sehr erschwert
hätte. Die nächste mondlose Nacht hätte es erst wieder am
28. März gegeben; wegen des Beginns der traditionellen
Mekka-Reisen in jenen Tagen hätte ein Angriff zu dieser Zeit
nur die anderen arabischen Länder verärgert. Zudem war die
Olympiade vorüber, so daß selbst bürgerlich-moralische
Liberale nicht mehr die Störung des olympischen Friedens
beklagen konnten. Wenn es zu einem Angriff hätte kommen
sollen, dann wäre er also höchstwahrscheinlich alsbald
erfolgt.

Auch der Umstand, daß sich die USA zunächst durch das
Abkommen düpiert gefühlt schienen, könnte dafür sprechen,
in Washington bestehe ein nachhaltiges Interesse an einem
großen Krieg. Alle anfänglichen Verlautbarungen zeigten ja,
wie strittig die Einschätzung des Abkommens war. Zugege-
benermaßen ist es denkbar, daß es so manchem in Washing-
ton lieber gewesen wäre, wenn man vor einer Einigung erst
einmal ein paar Bomben abgeschmissen hätte: quasi als
Zukunftssicherung, damit man nicht alsbald zum x-ten Male
den großen Hammer rausholten mußte, auf daß der Irak
spurte. Letztlich rang sich die US-Führung jedoch aus guten
Gründen zu einer positiven Bewertung durch. Der Sicher-
heitsberater beim US-Präsidenten, Samuel R. Berger, er-
klärte, das von Kofi Annan ausgehandelte Abkommen ent-
spreche den US-Sicherheitsinteressen: »Obwohl Saddam
Husseins  Zustimmung, alle möglichen irakischen Produkti-
onsstätten zu öffnen, diejenigen nicht zufriedenstellen mag,
die unter allen Umständen Gewalt gegen den Irak anwenden
wollen, ist den strategischen Zielen Amerikas mit der über-
einkunft erst einmal gedient: ob Saddam nun die neuen
Regel akzeptiert - oder auch nicht. Wenn der Irak seinen Ver-

pflichturigen  nachkommt, werden die Inspekteure zum
ersten Mal unbegrenzten, bedingungslosen Zugang zu allen
verdächtigen Stellen haben. Sollte der Irak sich weigern, wer-
den wir aus einer Position grögter internationaler Stärke mit
Macht antworten«. Gegenüber Senatoren, welche eine Ab-
lehnung dieses Abkommens forderten, antwortete die US-
Außenministerin Madeleine Albright: »Wir glauben, es ist
weiser, die Vereinbarung zu testen«.

Auch wenn die USA einstweilen dem Irak erneut nur
einen politischen Rückzug aufgenötigt haben, geben sie
selbstredend ihr Ziel, Hussein von der Macht vertreiben zu
wollen, in nächster Zukunft nicht auf. Geht es nicht
militärisch, wird es auf dem Geheimdienst-Wege versucht.
Es gibt Berichte, wonach der CIA bereits an einem neuen
Sabotageplan arbeite. Ausführende Agenten sollen aus Krei-
sen der Kurden und Schiiten kommen. Seit 1993 wurden
jährlich circa 15 Millionen Dollar in solche Aktivitäten
gesteckt. Im Januar 1993,1995  und 1996 gleich bei zwei Gele-
genheiten unternahm der CIA mehrere Anläufe, um das
Saddam-Regime zu stürzen. Bisher offensichtlich erfolglos.
Noch schlimmer: Die beiden Anschlagspläne von 1996
scheiterten in Folge von Verrat. Letzteres könnte ein Indiz für
die Schwäche derjenigen Opposition sein, auf die sich die
USA stützen wollen. Solche Mißerfolge scheinen die
US-Geheimdienstler aber nur darin zu bestärken, es beim
nächsten Mal besser zu machen. In Zukunft soll die beglei-
tende politische Arbeit deutlich verstärkt werden: Irakische
Oppositionsgruppen sollen finanziell noch besser unter-
stützt und die Radio-Propaganda von Kuwait aus verstärkt
werden.

Um Antwort auf die Frage zu finden, ob die USA solche
Aktivitäten tatsächlich langfristig durchhalten, respektive
wie sie sich in Zukunft prinzipiell gegenüber dem Irak ver-
halten, müssen wir zwei Fragenkomplexen nachgehen.
Erstens geht es da zunächst einmal um vorwiegend militäri-
sche Fragen: Aus US-Sicht hat allein das militärische Mus-
kelspiel den Vertragsabschluß durch den UN-General-
sekretär ermöglicht. Der US-Sicherheitsberater beim US-Prä-
sidenten erklärte: »Als UN-Generalsekretär Kofi Annan nach
Bagdad ging, stärkten ihm zwei amerikanische und zwei bri-
tische Flugzeugträger den Rücken«. Es stellt sich also die
Frage: Ist der Westen nur dann erfolgreich, wenn er ein
militärisches Drohpotential am Golf aufbaut? Welche Bedeu-
tung hat die militärische Bedrohung, die vom Irak ausgeht?
Selbst wenn sie groß wäre, gäbe es nicht politische Alternati-
ven? Sind die vielleicht nicht sogar zwingend, denn auch der
11. Golfkrieg ist ja nicht bis zur endgültigen militärischen Ent-
scheidung vorangetrieben worden?

Zweitens muß geklärt werden, wie aus Sicht der USA vor-
gegangen werden muß, um eine politische Front aufzubauen
bzw. aufrechtzuerhalten, welche den Irak zur Änderung sei-
ner Politik unter Druck setzen kann. Charakteristischerweise
gab es ja bezüglich der Resolution im Weltsicherheitsrat, wel-
che die Vereinbarung zwischen dem UN-Generalsekretär
und Irak absegnen sollte, sofort wieder Differenzen zwischen
den Mitgliedern des Sicherheitsrates. Die USA und Groß-
britannien wollten sie so gestaltet haben, daß sie einen Frei-
brief für zukünftige Militäraktionen darstellt. Frankreich,
Rußland und China leisteten jedoch dagegen Widerstand.



Daraus ergeben sich die Fragen: Warum handelt der Westen
nicht einheitlich? Beziehungsweise, auf welche Weise ist so
ein einheitliches Handeln herzustellen? Gibt es da eventuell
im westlichen Lager Interessenunterschiede?

Die vermeintliche Gefährlichkeit des Irak
Bezogen auf den ersten Fragenkomplex muß man sich
zunächst vergegenwärtigen, daß natürlich keiner von uns
(quasi am grünen Tisch) mit hundertprozentiger Sicherheit
ausschließen kann, daß es im Irak keinerlei - versteckte -
Massenvernichtungswaffen gibt. Wirklich ‘wissen’ können
das bestenfalls ein paar Mitglieder der Saddam-Führung.
Deren wiederholtes Sträuben, ungehinderte Kontrollen
zuzulassen, muß zwangsläufig Anlaß zu Mißtrauen geben.
Immerhin hat die irakische Führung bis 1995 (bis zur Flucht
des Saddam-Schwiegersohnes) der UN-Spezialkommission
für die Abrüstung des Iraks (UNSCOM) verschwiegen, daß es
einmal ein Programm zur Schaffung von biologischen Waf-
fen gegeben hatte. Da infolge des UN-Abrüstungsprogramms
jedoch eine Unmenge an irakischen Waffen vernichtet wor-
den ist - mehr als im 11. Golfkrieg -, klingt es wiederum auch
nicht unglaubhaft, wenn der Irak behauptet, letztlich seien
bis auf höchstens 5% all diejenigen Waffenmaterialien ver-
nichtet worden, welche nach der UN-Resolution 687 vom
8.4.91  zu vernichten wären. Selbst die ‘übrigen’ Waffen seien
längst vorher vernichtet worden; dieses ließe sich heute aber
nicht mehr belegen. Unabhängig von der Glaubwürdigkeit
der irakischen Angaben (Zweifel sind nicht völlig von der
Hand zu weisen) stellt sich die Frage, ob die Rest-Existenz
solcher Waffen überhaupt der Punkt wäre, auf den es
ankäme. Mal an dieser Stelle völlig davon abgesehen, daß es
ja auch andere Gründe für das widerstrebende Verhalten der
irakischen Führung geben könnte [nämlich, um politischen
Druck in der Embargo-Frage auszuüben), ist es doch fraglich,
ob aus der vorgeblichen Tatsache der Existenz solcher Waf-
fen umgekehrt zwingend zu schlußfolgern wäre, ein vorbeu-
gender Militärschlag, wie ihn die USA favorisieren, sei not-
wendig. Tatsächlich dürfte die Wahrscheinlichkeit, daß der
Irak in absehbarer Zukunft eines der Nachbarländer tatsäch-
lich angreifen könnte, doch sehr gering sein. Denn auch in
Bagdad müßte klar sein, daß das dann endgültig umgehend
einen massiven Militärschlag des Westens provozieren
würde, ohne daß es in solch einer Situation seitens des Iraks
auch nur den Hauch einer Chance gebe könnte, irgendwelche
Bündnisgenossen zur Verteidigung finden zu können.

Insofern haben Massenvernichtungswaffen, selbst wenn
der Irak sie hätte, real nicht die Bedeutung, die ihnen in der
westlichen Propaganda zugeschrieben werden. Zudem sind
die ursprünglichen Sanktionsbeschlüsse von 1991 längst
erfüllt worden, aber »(n)achdem die ursprünglichen Krite-
rien für die Sanktionen längst entfallen sind, werden immer
neue nachgeschoben« (Le Monde diplomatique, Juni 199.8).
Der Aufmarsch der alliierten Militärs steht also in keinem
Verhältnis zum vorgeblichen Zweck des ganzen, nämlich
den Irak zu entwaffnen. Selbst der Sicherheitsberater beim
US-Präsidenten, Samuel R. Berger, wies darauf hin: »Trotz
andauernder Behinderung durch das irakische Regime war
Unscom erstaunlich effektiv beim Auffinden und Zerstören
von Saddams nuklearen, biologischen und chemischen Pro-
duktionsstätten sowie seiner Raketen«.

Der angeblich verschenkte Sieg im 11. Golfkrieg

Obwohl also selbst in der US-Führung klar ist, so drängend
ist das Waffen-Problem letztlich doch nicht, muß dieses
Argument seit gut sieben Jahren immer wieder herhalten, um
eventuelle Militäraktionen zu rechtfertigen. Das deutet dar-
auf hin, daß sich hinter der Waffenfrage tiefergehende Inter-
essen verbergen. Falls dem so ist, muß zunächst aber erst eine
andere Frage geklärt werden: Warum wurde nicht gleich
1991 dem Saddam-Regime ein Ende bereitet, wenn es sol-
chen prinzipiellen Interessen im Wege stände?

Der Sieg sei 1991 ‘verschenkt’ worden, lautet hierauf die
im bürgerlichen Lager weit verbreitete Antwort. Und deswe-
gen wäre es heute um so komplizierter, das einmal verpaßte
jetzt nachzuholen. Charakteristisch für die entsprechenden
Stimmen ist Margaret Thatcher, die sich in ihren Memoiren
darüber beklagt, daß es ihr nicht vergönnt gewesen sei, das
Ende des 11. Golfkrieges an der Spitze Großbritanniens mit-
erlebt zu haben (bekanntlich mußte sie am 28.11.1990
zurücktreten). Denn sie hätte für einen Kampf bis zum End-
sieg gesorgt: »Weder wurde Saddam Hussein  entwaffnet
noch führte man den Kampf bis zum Ende, was eine öffent-
liche Demütigung des Diktators vor seinen Untertanen und
den islamischen Nachbarn bedeutet hätte. (...) Und so lief3
man Saddam Hussein  die Position und auch die nötigen Mit-
tel, die es ihm ermöglichten, sein Volk zu terrorisieren und
noch mehr Unheil zu stiften. Wenn man Krieg führt, spricht
viel dafür, im Sieg grof3mütig zu sein. Aber erst dann, wenn
man den Sieg errungen hat«. Der Oberkommandierende  der
alliierten Truppen, General Schwarzkopf antwortet darauf:
»Weshalb sind wir nicht bis nach Bagdad vorgestofien und
haben ‘die Sache zu Ende geführt’? Dazu mufi deutlich
gesagt werden, daj’man zu keinerzeit  daran gedacht hat, bis
nach Bagdad vorzustofien«.  Es stellt sich also die Frage,
warum nicht?

Angst vor Leichensäcken
Eine häufig gehörte Erklärung lautet: Insbesondere die USA
hätten sich gegen einen möglicherweise langandauernden
Bodenkrieg gesträubt, weil die US-Führung am sogenannten
Vietnamkriegs-Syndrom gelitten habe: Aus Sorge, Unmassen
von Leichen könnten das heimische Fernsehpublikum zu
sehr schockieren, habe die US-Führung den Vormarsch auf
der ‘Straße des Todes’ gestoppt.

Völlig ausgeschlossen werden kann es natürlich nicht,
daß es solche Befürchtungen immerhin gab. Andererseits
muß man folgendes sehen: Unmittelbar vor Beginn des
Angriffs ließen sich der damalige Verteidigungsminister
Cheney und der Stabschef Powell vom Oberkommandie-
renden der Golfkriegs-Truppen, Schwarzkopf, und dessen
höchstem Sanitätsoffizier über die zu erwartenden US-Verlu-
ste informieren. Letzterer erklärte, >j(...)  sie würden von
20.000 Toten ausgehen, davon 7.000 im Kampf Gefallenen«.
Trotzdem wurde selbstverständlich der Angriffsbefehl gege-
ben. In Relation zu den Interessen, die man zu verteidigen
glaubte, wären eben sogar mehrere tausend Tote hinnehmbar
gewesen. Tatsächlich waren die Verluste dann sogar recht
gering. Alles in allem 240 Tote auf westlicher Seite, welche
z.T. sogar dem eigenen, ‘freundlichen’ Feuer geschuldet
waren.

In bezug auf die irakischen Truppen wurde auf amerika-
nischer Seite von »Truthahn-Schief3en« gesprochen. Das war
nicht allein auf die selbstverständlich immense technologi-
sche Überlegenheit der US-Truppen zurückzufuhren. Selbst
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in Scharmützeln, wo die US-Technik nicht zum Einsatz
gebracht werden konnte, erwiesen sich die GIS aufgrund
ihrer besseren Ausbildung und taktischen Führung den ira-
kischen Einheiten in der traditionellen Kriegsführung über-
legen (bei einem Guerillakrieg wie in Vietnam sähe das viel-
leicht anders aus). Von daher gehen US-amerikanische
Militärexperten durchaus optimistisch in vergleichbare Aus-
einandersetzungen hinein.

Ohne Frage reagiert dennoch die US-amerikanische
Öffentlichkeit seit Vietnam ganz besonders sensibel auf das
Töten von GIS.  Das hat man nach dem 11. Golfkrieg späterhin
dann auch wieder in Somalia gesehen, Schnell wird der Ruf
laut: ‘Bringt unsere Jungs nach Hause!’ Um solche Ängste
aufzufangen, hatte die US-Regierung in der aktuellen Krise
eine Medienkampagne gestartet, mit deren Hilfe rüberkom-
men sollte: ‘Es wird Opfer geben. Unter unseren Soldaten.
Und bei den Zivilisten. Aber das müssen wir gegen den Dik-
tator Saddam Hussein akzeptieren’. Die Verhaftung von
rechtsextremen Milizionären in Las Vegas, denen der Besitz
von Anthrax-Bazillen angedichtet wurde (was sich nachträg-
lich selbstverständlich als Ente entpuppte), gehörte zu dieser
Kampagne: ‘Wenn der Gegner so stark ist, daß er uns sogar an
der Heimatfront bedroht, dann muß man als aufrechter Ame-
rikaner gegen ihn genauso Opfer bringen wie im 11.  Weltkrieg
gegen Hitler’.

Unabhängig vom Erfolg dieser Kampagne muß man
davon ausgehen - das hat der 11. Golfkrieg gezeigt -, daß die
US-Führung, wenn aus ihrer Sicht die Notwendigkeit groß
genug ist, innenpolitisches Rumoren offensichtlich in Kauf
nimmt. Wenn die alliierten Truppen damals nicht nach Bag-
dad weitermarschiert sind, muß es dafür andere Gründe
geben. Diese zu ermitteln, ist für uns nicht zuletzt deshalb
interessant, weil uns dann deutlich wird, bis zu welcher
Grenze die US-Amerikaner heute bereit wären, militärisch
aktiv zu werden.

Der Irak darf nicht zerschlagen werden
Im 11. Golfkrieg waren die prinzipiellen Interessen der füh-
renden Industrienationen eindeutig: Weil durch die iraki-
schen Aktivitäten
1. potentiell die Energieversorgung der Industrienationen
bedroht schien und weil
2. von vornherein klar gemacht werden mußte, daß kein
Land der Dritten Welt den Zusammenbruch des Blockgegen-
satzes ausnutzen durfte, sahen sich die führenden Indu-
striemächte gezwungen, hart zuzuschlagen.

Die Bedeutung dieses Krieges wurde seitens der westli-
chen Führungskräfte nicht zuletzt darin gesehen, daß mit sei-
ner Hilfe die Grundlagen für eine ‘Neue Weltordnung’ gelegt
würden. Angesichts der prinzipiellen Interessen scheint das
Zurückscheuen vor dem Endsieg um so verwunderlicher zu
sein. Für Margaret  Thatcher liegt die Erklärung für das Ver-
halten der Alliierten auf der Hand: »Dies wur  ein Fehler, der
daher rührte, daj3  man van Anfang an übermäpig  gropen
Wert auf einen internationalen Konsens gelegt hatte. Die
Meinung der Vereinten Nationen fiel zu stark ins Gewicht,
und das Ziel des Sieges zählte zu wenig«.

Was Maggie Thatcher hier so abfällig als ‘Konsens’
bezeichnet, ist freilich das zentrale westliche Interesse. Die-
ses ‘Interesse’ hatte eine so große Bedeutung, daß sein Errei-
chen durchaus als ‘Sieg’ bewertet werden kann. Zum Krieg

war es gekommen, weil der Irak ein wesentliches Tabu ver-
letzt hatte: Mit der Kuwait-Invasion wurden die Grenzen in
Frage gestellt, welche die Kolonialmächte nach dem 1. Welt-
krieg gezogen hatten. Da praktisch alle Nahost-Staaten so am
Reißbrett entstanden waren, war deren Bestand in dem
Augenblick sofort gefährdet, wo von einem Staat diese Gren-
zen in Frage gestellt wurden. Würde das Schule machen,
wäre die gesamte Ölregion der Gefahr eines Flächenbrandes
ausgesetzt.

Dem entgegenzusteuern, sah die USA als ihre höchste
Pflicht an: Unmittelbar nach der Kuwait-Invasion hatte Prä-
sident Bush am 8.8.1990 vier Punkte aufgelistet, die ein
militärisches Eingreifen der USA notwendig machten: Daß
ein US-Präsident dabei auf den Schutz von US-Staatsbürgern
verwies, war selbstverständlich. Zwei weitere Punkte (bedin-
gungsloser Abzug der Irakis/Wiedereinsetzung der kuwai-
tischen  Regierung) kulminieren jedoch allein in dem zen-
tralen: Daß die USA aktiv werden müßten, weil die
Bush-Regierung »der Sicherheit und Stabilitüt am Persi-
schen Golf verpflichtet« sei.

Wären die Golfkriegs-Alliierten im Februar 1991 weiter
in den Irak eingedrungen, wäre - wie die nachfolgenden
Unruhen in den Kurden-sowie den Schiiten-Regionen zeig-
ten - die Gefahr einer Dreiteilung des Iraks immens gewesen.
Solange wie es zentral um die Schwächung Saddam
Husseins gegangen war, wurden die Kurden im Norden des
Iraks von den USA unterstützt. Nach dem Krieg mußten jene
alle Hoffnungen auf einen mit Hilfe des Westens eingerichte-
ten eigenen Staat fahren lassen. Hinter verschlossenen Türen
argumentierte der damalige US-Außenminister James Baker:
» (E)in  gesch  wöch ter Irak unter einem diktatorischen
Saddam Hussein  oder einer vergleichbaren Austauschfigur
sei viel erstrebenswerter als ein demokratisches Land, wel-
ches in drei sich bekriegende Teile zerfiele.  Denn ersteres täte
mehr für eine Balance gegenüber dem Iran«  (Observer,
7.4.91).

Aus Sicht des Westens war insbesondere ein eigenständi-
ger Kurdenstaat also problematisch. Er hätte unabweislich
die Türkei provozieren müssen, die sich im Golfkrieg nicht
nur als verläßlicher Verbündeter des Westens erwiesen hatte,
sondern damals auch noch als Sperriegel gegenüber der
Sowjetunion gebraucht wurde. Letzteres fällt heute zwar
weg, aber das heißt nicht, der Westen könne es ernsthaft
zulassen, daß die Türkei zum ‘Gegner’ würde. Wenn auch die
Türkei aus westlicher Sicht inzwischen nicht einmal mehr
eine bedeutsame strategische Funktion im Hinblick auf die
zentralasiatischen Republiken südlich von Rußland hat, eine
Türkei, der aufgrund der Kurdenfrage eine Konfrontation mit
dem Westen sinnvoll erschiene und die deshalb für Unruhe
sorgte, paßt dem Westen dann doch noch viel weniger ins
Konzept.

Eine eigenständige Schiitenrepublik im Süden wiirde
sich wiederum wahrscheinlich mit dem Iran verbünden, der
dadurch gestärkt würde. Das könnte zu verstärkten Differen-
zen nicht zuletzt mit Saudi-Arabien führen. Dieses Land hat
wie die meisten der anderen arabischen Staaten zum einen
ein Interesse daran, daß der Irak stark genug ist, um ein
machtpolitisches Gegengewicht zum Iran bilden zu können,
und muß sich zudem nachhaltig dagegen verwehren, wenn
Grenzen prinzipiell in Frage gestellt werden, weil dieses



Land ebenfalls erst nach dem 1. Weltkrieg zusammengeschu-
stert worden ist.

In bezug auf den Irak ist der Westen also in einer Zwick-
mühle: Geht er militärisch zu vorsichtig vor, bleibt ihm das
Problem des Saddam-Regimes erhalten, agiert er zu forsch,
entzündet er einen Steppenbrand. Allein letzteres war 1991
der entscheidende Grund, der zur frühzeitigen Beendigung
des Bodenkrieges führte und späterhin zur Beschränkung
von militärischen Aktionen auf mehr oder minder große
Nadelstiche.

Die Golfkriegs-Allianz
hat sich nicht wirklich aufgelöst
Ein zentrales Motiv aller westlichen Länder für ihr damaliges
Engagement bestand darin, in der Umbruchsituation nach
dem Wegfall des Blockgegensatzes deutlich zu machen, wo
die Grenzen für Veränderungen waren: Um eventuellen Bür-
gerkriegswirren in Osteuropa (deren Gefahr damals sehr
hoch angesetzt wurden) von vornherein etwas entgegenset-
zen zu können, schien es richtig, exemplarisch die westliche
Macht zu demonstrieren. Damit wurde gleichzeitig erreicht,
daß Länder der Dritten Welt nun nicht Morgenluft witterten,
weil sie nicht mehr unter der Knute des Blockgegensatzes
standen. Da heute die ‘Gefahr des Chaos’ in Osteuropa
gebannt scheint und sich auch in der Dritten Welt Konflikte
nicht zu einer den Westen bedrohenden Dimension aufge-
schaukelt haben, gibt es aktuell wenig Grund, wieder die
große Keule rauszuholen.  Die niedrigere Konfliktdimension
läßt nun Interessensunterschiede, die man damals angesichts
des ‘großen, gemeinsamen Ziels’ hintan gestellt hat, wieder
größere Bedeutung bekommen.

Deshalb bekommen, solange wie sich der Konflikt auf
dem rangniederem Niveau der Nadelstiche bewegt, zwangs-
läufig Interessensunterschiede zwischen den verschiedenen
Golfkriegs-Alliierten relativ eine größere Bedeutung. Das
heißt freilich nicht, diese Allianz habe sich bereits aufgelöst.
Nicht nur Kuwait und Bahrain, sondern praktisch alle west-
lichen Industrieländer, nämlich die Kanadier, die Australier,
die Neuseeländer, die Skandinavier sowie die allermeisten
der sonstigen EU-Länder (mit Bauchschmerzen auch die Ita-
liener) haben sich wieder aktiv auf die Seite der USA gestellt
(entsprechend des niedrigen Konfliktlevels nur durch die
Entsendung von Kriegsschiffen oder durch die politische
Unterstützung).

Richtig ist zwar, Frankreich, welches 1990/91  aktiv auf
Seiten der USA gestanden hatte, widersprach sehr deutlich
jeder Militäraktion. Entsprechendes gilt für China und Ruß-
land, die damals eine Position der wohlwollenden Neutra-
lität eingenommen hatten. Seit Jahren schon bemühen sich
Frankreich und Rußland um eine Lockerung der Irak-Sank-
tionen. Die Gründe sind offensichtlich. Aus früheren Zeiten
schuldet der Irak diesen Ländern Milliarden Dollar (allein
Rußland 10 Mrd. Dollar), die nur dann zurückgezahlt werden
könnten, falls der Irak wieder in nennenswertem Maße ins
Ölgeschäft einsteigen würde. Französische Konzerne haben
bereits Verträge unterzeichnet, wonach sie in Zukunft 1 Mio.
Barrel Öl im Irak fördern dürfen. Auch chinesische und rus-
sische Unternehmen (die sogar noch größere als die Franzo-
sen) haben bereits solche Verträge unterschrieben, welche
ihnen die Ölförderung in einem Irak ohne Embargo erlauben
würden. Ins Bild paßt es, daß Rußland seit einiger Zeit ver-
sucht, eine Alternativ-OPEC zu gründen, um unabhängig von

der US-hörigen OPEC agieren zu können. Irak soll ZU den
Gründungsmitgliedern gehören. Darüber hinaus dürfte
immer noch - trotz der immensen Aufbauerfolge des Iraks -
ein riesiger Bedarf zur Beseitigung der Folgeschäden aus den
beiden Golfkriegen vorhanden sein. Anfang 1994 wurde die
notwendige Investitionssumme auf mindestens 50 Mrd.
Dollar geschätzt. 1997 soll die irakische Industrie wegen feh-
lender Ersatzteile und Vorprodukten bestenfalls zu 10-15
Prozent ausgelastet gewesen sein. Es kommt also nicht von
ungefähr, wenn all jene Länder in den letzten Monaten mehr
oder minder intensiv versucht haben, eine Vermittler-Rolle
zu spielen. Keines von ihnen hat sich indessen auf die Seite
des Iraks geschlagen.

Wie knifflig jedoch solche ökonomischen Interessen ein-
zuordnen sind, zeigt sich in der Erdölfrage: Solange der Irak
durch Sanktionen daran gehindert wird, in nennenswertem
Umfang Öl zu exportieren, fallen die internationalen Erdöl-
preise nicht noch weiter in den Keller, was nicht zuletzt im
Interesse von US-Ölkonzernen ist. Auch Saudi-Arabien bzw.
die anderen Golf-Staaten signalisieren seit Jahren, daß sie
kein gesteigertes Interesse daran haben, wenn ausgerechnet
in Zeiten, wo seit längerem die Erdölpreise eher im unteren
Preisbereich herumdümpeln und jetzt angesichts der
Asien-Krise die Erdölpreise noch weiter fallen, ein weiterer,
traditionell sehr potenter Anbieter eventuell die Preise auf
dem Weltmarkt noch weiter nach unten treibt. Nicht zuletzt
aufgrund dieser Interessenlage hat sich von diesen arabi-
schen Ländern keines eindeutig auf die Seite des Iraks schla-
gen können. Aus Sicht der Industriestaaten gibt es in diesem
Punkt natürlich ein anderes Interesse: Niedrige Erdölpreise
sind mit Sicherheit eine Konjunkturspritze par excellence.
Der erneute Preisrutsch nach Beendigung der aktuellen
Irak-Krise durch das Kofi-Annan-Abkommen wurde von die-
sen Ländern entsprechend positiv vermerkt.

Wenn die arabischen Länder sich, obwohl es ihren Erdöl-
einnahmen zupaß käme, dennoch gegenüber den aktuellen
US-Forderungen zurückhaltend verhalten haben, dann
resultiert das zweifelsohne ganz offensichtlich daraus, wie
sehr sich die harten Strafmaßnahmen des Westens in Rich-
tung auf den Irak immer von dem windelweichen Verhalten
in bezug auf Israel respektive das Palästinenser-Problem
abheben (Israel unterläuft ständig UN-Resolutionen, ohne
daß es auch nur einmal eine westliche Strafaktion deswegen
gegeben hätte). Weil dieses Mißverhältnis in den Augen vie-
ler Araber Ausdruck der Mißachtung ihrer Probleme durch
den Westen ist, besteht potentiell die Gefahr für die arabi-
schen Regimes, daß eine allzu enge Kumpanei mit dem
Westen sie in den Augen ihrer Bevölkerung in Mißkredit
bringt. Ganz offensichtlich hat aufgrund der US-amerikani-
schen Israel-Politik der Widerwillen bei den arabischen Mas-
sen gegenüber den USA in den letzten Jahren wieder zuge-
nommen.

Realistischerweise sehen die Regierungen dieser Länder
freilich auch, daß sich diese Gefahr in Grenzen hält: In der
Praxis haben all diejenigen fundamentalistisch-islamisti-
sehen Bewegungen, die Ende der 80er/Anfang  der 90er Jahre
Furore gemacht hatten - sei es die FIS bzw. die GIA in Alge-
rien, sei es die Harnas in Palästina - letztlich Schiffbruch
erlitten. Angesichts der obwaltenden Machtverhältnisse hat
sich gezeigt, daß es zwar genügend wirtschaftliche, innenpo-
litische sowie soziale Probleme gab, um solche Bewegungen
zu fördern. Daß letztlich aber die jeweilige Staatsgewalt



1. stark genug war, um solche Konflikte militant zu unter-
drücken, und
2. sich zudem in den Augen der Bevölkerung gezeigt hat,
letztlich sind auch nur die Regierenden in der Lage, die
Lebensversorgung ausreichend sicherzustellen.

Eine positive Perspektive können nur noch die islamisti-
sehen Bewegungen für sich erhoffen, die überhaupt noch
nicht so stark geworden sind, daß sie ‘ihren’ Staat ernsthaft
herausfordern könnten (wie z.B. in Ägypten). In den meisten
Golf-Staaten dürften Oppositionsbewegungen erst dann
tatsächlich - dauerhaft! - eine grundlegendere innenpoliti-
sche Veränderung herbeiführen können, wenn sich auch das
übermächtige Saudi-Arabien verändern würde: »Ein Wandel
der Regimes in den Golf-Staaten ist nach herkömmlichem
Wissen abhängig von der saudischen Politik, und das König-
reich wird so lange stabil bleiben, wie die königliche Familie
selbst geeint bleibt« (Internationale Politik, Nr. 8/97).

Trotz eindeutig nicht zu leugnender Gefahren durch isla-
mistische Bewegungen hält sich also die reale Bedrohung
nach dem jetzigen Wissensstand in Grenzen. Denn die
Führungsschichten sind uneingeschränkte Herrscher über
den nationalen Wohlstand, an dem sie die Armen immerhin
so weit teilnehmen lassen, daß sie nicht so weit verelenden
wie diejenigen in Algerien oder in Palästina. Und zudem
haben die Unterschichten in den Golf-Staaten nirgendwo
eine Position - z.B. als nennenswertes Industrieproletariat
oder als wirtschaftlich nicht zu vernachlässigende Bauern-
massen -, welche es ihnen ermöglichen würde, ernsthaft
Druck auszuüben.

Ein deutliches Indiz dafür, wie begrenzt die fundamenta-
listisch-islamistische  Opposition gegenüber dem Westen
gegenwärtig faktisch ist, war in der aktuellen Krise das Feh-
len von Massendemonstrationen zugunsten des Iraks.
Während 1990/91  in vielen arabischen Ländern noch Millio-
nen auf die Straße gegangen waren, kamen dieses Mal
höchstfalls jeweils ein paar Tausend zusammen. Dennoch
mußten die arabischen Regierungen natürlich Vorsicht wal-
ten lassen, denn eine entsprechende Gefahr kann nicht völlig
ausgeschlossen werden. Weil zudem die ‘irakische Gefahr’
aktuell nicht so übermäßig groß war und weil der Westen
offensichtlich auch ohne einen publizistisch hervorgehobe-
nen Schulterschluß der arabischen Länder klarkommen
konnte, konnten sich die meisten arabischen Länder ohne
Probleme durch den aktuellen Konflikt durchlavieren. Wäre
das anders, würde sich sofort die Wahrnehmung der innen-
politischen Gefahr relativieren. Abgesehen davon wurden
sie zwar dieses Mal nicht zugunsten des Westens aktiv, taten
aber auch nichts, was sich wirklich als ernsthafter Wider-
stand werten ließ. Letztlich unterstützten sie die Vereinigten
Staaten politisch dann doch: »Beinahe alle Staaten Arabiens
bedrängen den Irak (...), den UN-Resolutionen Folge zu lei-
sten« (Die Woche, 13.2.98).

Veränderung der US-Militärposition am Golf
Das heißt, politisch ähnelt die Lage damit derjenigen in den
80er Jahren: Faktisch verhalten sich mit Ausnahme von Iran
und Irak alle anderen Nahost-Länder wie Verbündete des
Westens. Zudem unterscheidet sich die Situation gegenüber
damals aus westlicher Sicht militärisch sogar sehr positiv.
Denn inzwischen ist insbesondere die Präsenz der USA viel
stärker. Lange vor dem 11. Golfkrieg hatten US-Militärs bereits
nachhaltig dafür votiert, die Saudis für den Aufbau einer US-

arabischen Militärmacht zu gewinnen, Das Königshaus hatte
darauf jedoch immer nur mit hinhaltendem Widerstand rea-
giert. Nicht, weil es wesentliche Differenzen mit den USA
gegeben hätte, sondern weil eben die saudische Führungs-
riege Angst hatte, gerade eine US-Militärpräsenz könne zu
einem Katalysator für die islamistische  Opposition werden.

Seit Jahrzehnten hatten sich die arabischen Staaten
distanziert verhalten gegenüber US-Wünschen, ihre Truppen
z.B. in Saudi-Arabien zu stationieren. Selbst nach der iraki-
schen Invasion von Kuwait hatte Saudi-Arabien zunächst
versucht, den Konflikt mittels einer arabischen Lösung
bewältigen zu wollen. Sie akzeptierten damals nicht einmal
eine Verstärkung der amerikanischen AWACS-Luftauf-
klärung und verboten sogar US-amerikanischen Jets, den
saudischen Luftraum zu durchfliegen. Erst nachdem die
USA Satellitenaufnahmen vorgelegt hatte, welche eine nahe-
stehende irakische Invasion auch Saudi-Arabiens nahelegen
sollten, beugte sich die saudische Führung dem US-Druck
und willigte in die Stationierung von US-Truppen ein.

Durch den 11. Golfkrieg wurde dann nachhaltig der
Grundstein für den Aufbau einer militärischen US-Präsenz
in dieser Region gelegt. Entsprechend sieht heute die
militärische Situation aus US-Sicht völlig anders aus, denn
es ist klar, faktisch handelt es sich bei dieser Region um ein
amerikanisches Militärgebiet. Ständig sind 25.000 GIS im
Golf stationiert, davon der größte Teil in Saudi-Arabien. Hin-
zukommt ein Kriegshafen in Bahrain. Jährlich verursachen
diese Truppen Kosten in Höhe von mindestens 30 bis zu 60
Mrd. Dollar, wenn nicht sogar von 70 Mrd. Dollar.

Probleme der US-Strategie
Wenn diese erweiterte Militärpräsenz nicht auch in einem
politischen Bündnis seinen Niederschlag fand, dann ist das
sehr wesentlich darauf zurückzuführen, daß die USA nicht
in der Lage war, in der Zeit nach dem 11.  Golfkrieg eine ein-
deutige und in sich schlüssige Politik für den Nahen und
Mittleren Osten zu entwickeln. Eine, die langfristige Per-
spektiven aufweist und durch die geklärt wäre, welchen
Platz Iran, Irak, Israel, Ägypten und die Golf-Staaten im Kon-
text westlicher Interessenpolitik einnehmen sollen: »Die
Partner in Europa erwarten von den Vereinigten Staaten
nicht nur eine glaubwürdige militärische Drohung, sondern
endlich auch eine schlüssige Strategie« (Die Zeit, 12.2.98).

Daß es dem Westen um die Verteidigung seiner zentralen
Erdöl-Region geht, ist natürlich völlig selbstverständlich. Im
Persischen Golf werden 60% des Welt-Erdöls gefunden.
Wenn man die Reserven mit einbezieht, kommt man sogar
auf fast achtzig Prozent. Das kaspische  Meer wurde in den
letzten Jahren zwar in der internationalen Propaganda
hochgepuscht.  Aber es kommt erst an vierter Stelle aller
Erdöl-Regionen. An den strategischen Interessen des We-
stens in der Golf-Region gibt es bis heute prinzipiell also
überhaupt nichts zu deuteln. Die heutige US-Außenministe-
rin Madeleine Albright hatte noch zu ihrer Zeit als US-Bot-
schafterin bei den Vereinten Nationen erklärt: »Wir betrach-
ten diese Region als lebenswichtig für die Interessen der
USA. Wir werden dort mit anderen zusammen aktiv werden
- wenn wir es können. Aber wir werden auch allein handeln
- wenn wir es müssen«. In einem Aufsatz, für den gleich zwei
frühere US-Sicherheitsberater, Zbigniew Brzezinski und
Brent Scowcroft mitverantwortlich zeichnen, heißt es: »Der
Fluß  des Golf-Öls wird in der absehbaren Zukunft immer von



entscheidender Bedeutung fiir das Wohlergehen der indu-
strialisierten Welt bleiben [...)cc.

Allerdings muß man auch sehen: Bei dieser Öl-Verteidi-
gungspolitik spielen in der Praxis die Ängste eine größere
Rolle als die tatsächliche Bedrohung. Das einzige Mal, wo in
nennenswertem Umfang der Öl-Transport in den Westen
infolge von militärischer Bedrohung in Mitleidenschaft gezo-
gen worden ist, war im ‘Tankerkrieg’ gegen Ende des 1. Golf-
krieges zwischen dem Iran und dem Irak [für dessen Auslö-
sung zudem die USA mitverantwortlich war). Eine bedeut-
same Einschränkung des Nachschubs war auch damals
jedoch nicht zu verzeichnen. All die arabischen bzw. persi-
schen Führungspersönlichkeiten, die sich als Gegner des
Westens profiliert haben, Khomeini, Saddam Hussein und
Ghadafi, waren aufgrund von innenpolitischen Notwendig-
keiten immer gezwungen, geradezu (falls es Abnehmer gab)
den Export zu steigern. Die einzigen Male, wo der westliche
Nachschub gefährdet schien, das war in den beiden Ölkrisen.
Damals saßen aber in fast allen Öl-Ländern Personen am
Ruder, die letztlich nur eine ähnliche Reichtumsproduktion
wie in den westlichen Ländern anstrebten. Deren Zuneigung
erkaufte sich der Westen dann durch wirtschaftliche Koope-
ration.

Nicht zuletzt, weil es also strittig sein kann, inwieweit
der Ölnachschub im Nahen und Mittleren Osten gefährdet
ist, gibt es darüber, wie das prinzipielle Ziel der Öl-Siche-
rung sinnvoll umgesetzt werden kann, keine eindeutige
Klarheit.

Seit Jahren wird der US-Politik in bezug auf den Irak vor-
gehalten, sie basiere einzig und allein auf der Forderung: ‘Die
Sanktionen müssen aufrecht erhalten werden’. Wobei die
daraus resultierende Langzeitüberwachung ursprünglich
nicht im mindesten durch die UN-Resolutionen 661 vom
6.8.90 sowie 687 vom 3.4.91 angestrebt worden war. Damals
hatte man erwartet, spätestens innerhalb eines Jahres seien
die entsprechenden Waffen vernichtet worden und der Irak
könne wieder Öl exportieren. Die lange Andauer hat sich
allein daraus ergeben, daß die USA und Großbritannien
jeden ‘Erfolg’ bei der Waffen-Vernichtung oder in Form ande-
rer irakische Zugeständnisse immer nur dazu genutzt haben,
dauernd wieder neue Forderungen draufzusatteln. Statt die
Aufhebung des Embargos vom irakischen Wohlverhalten in
der Waffenfrage abhängig zu machen, wie es der Resolutions-
text von 1991 vorsieht, wurde diese unter der Hand dahin-
gehend uminterpretiert, eine Aufhebung sei von einer Ent-
machtung Saddams abhängig.

Angesichts dessen, was sich die westlichen Führungen
nach dem 11.  Golfkrieg von der Sanktionspolitik erhofft hat-
ten, kann man sie nur als Mißerfolg bezeichnen: Ein Regime-
wechsel wurde nicht herbeigeführt. Diese Politik wird auch
in US-Kreisen, die normalerweise der Regierungspolitik
nicht gerade oppositionell gegenüberstehen, kritisiert.

Der Palästina-Konflikt
Ursprünglich hatte die USA nach dem 11. Golfkrieg darauf
gesetzt, perspektivisch mittels dreier verschiedener Ele-
mente Ruhe in die Ölregion zu bekommen:
1. Die ökonomische Einbindung in die westliche Wirtschaft
sollte durch finanzielle und unternehmerische Kooperatio-
nen verstärkt werden.
2. Iran und Irak sollten gleichermaßen außenpolitisch isoliert
werden.

3. Der Friedensprozeß zwischen Israel und Palästina sollte
soweit vorangetrieben werden, daß dieser politische Spreng-
satz endlich entschärft werde.

An der Notwendigkeit einer solchen neuen Regionalpoli-
tik konnte es keinen Zweifel geben. Laut Margaret Thatcher
war lange, bevor der 11. Golfkrieg dann in die heiße Phase ein-
trat, den Alliierten bereits klar, daß hernach »ein regionales
Sicherheitssystem aufgebaut werden [mufite), um den Irak
auch künftig unter Kontrolle zu halten«. Die Beherrschung
des Iraks, ohne dieses Land zu besetzen, setzte zumindest
voraus, daß keines der umliegenden Länder bereit wäre, sich
mit dem Irak zu verbünden und die Konfrontation mit dem
Westen zu suchen. Besser wäre es natürlich, wenn sich die
Mehrzahl der angrenzenden Länder aktiv mit dem Westen
identifizierte.

Offensichtlich kam es, damit dieses ermöglicht würde,
sehr wesentlich darauf an, einen Ausgleich zwischen den
Israelis und den Palästinensern zuwege zu bringen. Zwar gibt
es keine naturwüchsige  Interessenidentität zwischen der
Bevölkerung in den arabischen Ländern und den Palästinen-
sern. Aber Entspannung in der Palästina-Frage ist allemal ein
Lackmus-Test, der den arabischen Massen und ihren Regie-
rungen gezeigt hätte, auch der Westen wäre bereit, ihre Inter-
essen ernstzunehmen. Und sich nicht weiterhin, wie in der
Vergangenheit, unbeschadet der Auswirkungen auf die arabi-
schen Länder rücksichtslos auf die Seite der westlichen Sied-
lerkolonie Israel zu schlagen. Eine Ausweitung der Handels-
beziehungen seitens des Westens, welche die ökonomische
Entwicklung und damit den Lebensstandard der Bevölke-
rung in den arabischen Ländern hätte anwachsen lassen,
wäre das Sahnehäubchen obendrauf gewesen.

Obwohl die USA und die EU einiges in die Wege geleitet
hatten, damit über die Formel ‘Land gegen Frieden’ eine
Befriedung des Palästinenser-Konfliktes erzielt werden
konnte, ist das Ergebnis aus Sicht der fuhrenden westlichen
Länder sehr weit von dem entfernt, was diese als optimal
bezeichnen würden: Zwar ist der Oslo-Prozeß nicht geschei-
tert, aber aufgrund der Klassenlage in Israel war es nicht mög-
lich, diese Entwicklung soweit voranzutreiben, daß die Palä-
stinenser bzw. die Bevölkerung in den arabischen Ländern
diesen vollen Herzens akzeptieren könnten. Weil die innen-
politischen Verhältnisse in Israel nur eine völlig abhängige
politische Verwaltung der Palästinenser zulassen, muß das
Ergebnis - angesichts der vormaligen Träume - nur wie Hohn
erscheinen.

Die Situation ist aus Sicht des Westens also wenig erfreu-
lich: Eigentlich hat er ein Interesse daran, daß Israel nach-
gibt. Dementsprechend übt der Westen Druck auf Israel aus.
Dann zeigt sich aber, für eine Veränderung Israels gibt es
Grenzen, die kurzfristig nicht überwindbar sind. Die daraus
erwachsende Haltung Israels ließ die Ablehnung bei den ara-
bischen Völkern anwachsen. Diese sind deshalb nur bedingt
bereit, sich voll und ganz auf Seiten des Westens zu schlagen.
Letzteres schwächt die pro-westliche Position ihrer Regie-
rungen. Das wiederum macht Israel für den Westen wieder
wichtiger. Immerhin ist das der einzig verläßliche Partner,
weil völlig klar ist, ohne Beistand des Westens kann Israel
nicht überleben. Das heißt dann wieder, die USA muß
zwangsläufig den Druck auf Israel verringern, was die Sym-
pathie bei den Arabern nicht gerade erhöht. Scheinbar ein
Teufelskreis.



Nun bedeutet das aber nicht, der Prozeß ließe sich wirk-
lich aufhalten oder gar umkehren. Es ist nicht abzusehen,
daß es in näherer Zukunft zu einer größeren Konfrontation
zwischen der Mehrheit der arabischen Länder und dem
Westen kommt, wie es z.B. in den 60er Jahren gegeben war. In
bezug auf die arabische Bevölkerung ist völlig klar, daß eine
Verbesserung ihrer ökonomischen und sozialen Lage nur
dann möglich ist, wenn ihre Länder auf dem Weg der kapita-
listischen Entwicklung und damit der Anbindung an den
Westen voranschreiten. Denn der Fundamentalismus ent-
puppte sich mehr und mehr als Sackgasse. Und die eigent-
liche Alternative ‘Sozialismus’ steht sowieso nirgendwo zur
Diskussion.

Auch bezüglich des Verhältnisses zwischen Israel und
Palästina ist jetzt bereits völlig sicher, daß die Verlang-
samung des Oslo-Prozesses nicht auf dessen Auslöschung
hinausläuft. Denn auf Dauer wird das prinzipielle Interesse,
das sowohl Israel wie auch der Westen an einer Beruhigung
der Lage haben, zu so etwas wie einem Palästinenser-Staat
führen, der freilich aller Wahrscheinlichkeit nach völlig
abhängig von Israel sein wird. Für die Durchsetzung einer
Alternative ist die palästinensische Nationalbewegung zu
schwach. Und falls sich die PL0 ausklinken würde, wäre das
wahrscheinlich ihr politischer Tod, weil sie dann überhaupt
nichts mehr anzubieten hätte. Der Oslo-Prozeß wird also so
weiter vorangetrieben, wie in den letzten Jahren bereits
schon.

Die Politik der doppelten Eindämmung
Die vertrackte Lage des Israel-/Palästina-Problems erschwer-
te natürlich die westliche Politik der Isolierung des Iraks.
Seitens der USA war zu dessen Durchsetzung auf das ‘Prin-
zip der doppelten Eindämmung’ gesetzt worden. Diese ge-
genüber den Jahrzehnten vor dem zweiten Golfkrieg funda-
mental andersgelagerte Politik verfolgt die USA in der Golf-
region seit dem Mai 1993. Hierunter ist zu verstehen, daß die
Vereinigten Staaten anders als früher nicht mehr den Iran
und den Irak gegeneinander ausspielen, sondern darauf set-
zen, beide gleichzeitig unter Kontrolle zu halten. Diese seit
dem zweiten Golfkrieg verfolgte Politik wurde am 18.5.1993
endgültig offizielle US-Politik. Damals, kurz nach dem
Regierungsantritt Bill Clintons, skizzierte der für den Nahen
Osten verantwortliche Mitarbeiter im Sicherheits-Stab  des
Präsidenten, Martin Indyk, in einer Rede vor dem Washing-
toner ‘Institut für Nahost-Politik’ die Grundlagen der neuen
US-Politik: Die Vereinigten Staaten würden in Zukunft
»gleichzeitig das irakische und das iranische Regime angrei-
fen. Wir werden uns nicht mehr auf eines von beiden stützen
(...), um das andere anzugreifen«.

Geändert wurde die US-Politik nicht etwa, weil sich an
den strategischen Interessen etwas geändert hätte. Der dama-
lige US-Sicherheitsberater Anthony Lake schrieb: » D a s
grundlegende strategische Prinzip im Persischen Golf ist es,
ein vorteilhaftes Machtgleichgewicht zu schaffen, welches
höchst wichtige amerikanische Interessen an der Sicherheit
unserer Freunde und den freien FluJ von Erdöl zu stabilen
Preisen garantiert«. Geändert wurde die US-Politik durch die
Clinton-Regierung, weil sich ihrer Meinung nach die Ver-
hältnisse vor Ort geändert hätten: »Frühere (lJS)-Administra-
tionen stützten sich (...) aufregionale Machtbalancen. Zuerst
haben die Vereinigten Staaten den Iran unter dem Schah als
vermeintliche Säule der Stabilität aufgebaut. Dann unter-

stützten sie Saddam Husseins  Irak im Krieg gegen das revo-
lutionare  Iran, um den cmflu]3  der lslamlstlschen  Khomemi-
Regierung einzudämmen. Beide Vorgehensweisen haben
sich als Desaster erwiesen. (...) Die Strategie der Clinton-
Administration (...) basiert auf der Prämisse, da@  heute beide
Regime unseren Interessen feindlich gegenüberstehen. Die
Politik, eines zu unterstützen, um es gegen das andere einzu-
setzen, wird deshalb zugunsten einer Politik der ‘zweifachen
Eindämmung’zurückgewiesemc.

Tatsächlich haben sich die Ausgangsbedingungen vor Ort
nur wenig geändert. Anders sehen nur die Rahmenbedingun-
gen aus: Vor dem Zusammenbruch des realen Sozialismus
gab es ein festes Koordinatensystem. In der Regel mußten
sich Iran und Irak für den Westen oder den Osten entschei-
den. Und selbst wenn sie es nicht eindeutig taten, wie der
Iran im 1. Golfkrieg, war von vornherein klar, wegen des
Blockgegensatzes konnte der Konflikt ein bestimmtes Maß
nicht übersteigen. Heute muß sich die USA damit herumär-
gern, daß sowohl Iran und Irak sich nicht unterordnen, son-
dern geradezu aus der unsicheren Lage Profit schlagen. Und
auch die Europäer versuchen - auf viel bescheidenerem
Niveau - eine eigenständigere Nahost-Politik. Deshalb
gelang es den USA auch nicht, die Europäer in der Frage der
‘doppelten Eindämmung’ auf diesen Kurs zu verpflichten.

Diese bis heute gültige US-Politik ist »nicht (...) ‘westliche
Politik’ gewesen; die europäischen Partner der USA haben
an ihrer Zweckmäfiigkeit  immer wieder Kritikgeübt. (...) Die
Mehrheit der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union -
allen voran die Bundesrepublik Deutschland - stellte die
politische Wirksamkeit des Containments von Anfang in
Frage: Gerade durch die Zusammenarbeit werde die Stellung
jener in Teheran gestärkt, die (...) einen Interessenausgleich
mit dem Westen wünschten (...)cc  (Internationale Politik, Nr.
3/95).  In bezug auf den Irak wurde diese Politik sehr wesent-
lich von Frankreich kritisiert. Von Anfang an waren die mei-
sten EU-Länder von dieser Politik nicht begeistert, in den
letzten Jahren nahm ihr Widerstand sogar noch zu.

Das Unabhängigkeitsbestreben der Europäer respektive
der Deutschen findet seine Grenzen dort, wo klar wird: Sie
allein können sich nicht der Bedrohung entgegenstellen.
Charakteristisch für das gebrochene Verhalten Deutschlands
waren die Aktivitäten in der aktuellen Irak-Krise. Zwar
wurde recht frühzeitig dem Druck der USA nachgegeben und
wurden Militärflughäfen in Deutschland als Basen fiir die
US-Luftflotte freigegeben. Charakteristischerweise erläuterte
Kohl jedoch nicht, ob damit eventuell nur die Flugplätze der
Briten und US-Amerikaner gemeint waren oder ob auch Luft-
waffen-Fliegerhorste zur Verfügung ständen. Zudem hielt es
die Bundesregierung diesmal nicht einmal mehr für nötig -
wie selbst die Niederländer - irgendein Versorgungs-
geschweige denn ein Kriegsschiff in den Persischen Golf zu
entsenden. Das war im 11. Golfkrieg noch anders, als die Bun-
deswehr immerhin eine Geschwader zur Sicherung der tür-
kisch-irakischen Grenze abstellte.

Mehr Kopfschmerzen als die distanzierte Haltung der
Europäer bereitete den USA freilich die Tatsache, dall  die
Politik der ‘doppelten Eindämmung’ bei weitem nicht das
erbrachte, was man sich vorher davon versprochen hatte.
Welche unsinnige Konsequenzen diese Politik notwendiger-
weise zeitigen mußte, hätte die USA bereits im 11. Golfkrieg
erkennen können, als der Irak einen Teil seiner Luftflotte im
Iran ‘parken’ und damit der Zerstörung durch die USA ent-
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ziehen konnte. Späterhin ermöglichte es der Iran dem Irak,
trotz des weltweiten UN-Embargos, Öl über iranische Mit-
telsmänner zu verschiffen. Permanent dürfen irakische
Blockadebrecher, völlig unbehelligt von der iranischen
Kriegsmarine, die persische i2-Meilen-Zone  durchfahren,
damit die internationalen Embargo-Kontrolleure diese
Schiffe nicht abfangen können. Sogar falsche Frachtpapiere
stellen die iranischen Behörden aus. Dem Irak sollen diese
Geschäfte bis zu 100 Mill. Dollar im Jahr einbringen.

Statt den Iran und den Irak zu isolieren, wurden die bei-
den Parias durch die US-Politik förmlich gezwungen, zwar
nicht gerade ein Bündnis zu schließen, sich aber doch nicht
unbedingt feindlich gegenüber einander zu verhalten. Es
wird deshalb also nicht von ungefähr selbst auf ‘hoher
US-Regierungs-Ebene’ zunehmend der Sinn einer fortdau-
ernden Blockade von Iran und Irak überdacht. Weil ungeach-
tet dessen jedoch selbst in den Augen von US-Kritikern die-
ser Politik r(d)ie  fortdauernde  Herrschaft von Saddam Hus-
sein eine Bedrohung für die Stabilität und Sicherheit der
Region (ausübt)«, mußten die USA parallel zum militäri-
schen und außenpolitischen Druck also zwangsläufig weiter-
hin darauf setzen, den Irak von innen her aufzubrechen.

Die Situation der irakischen Bevölkerung
Nicht zuletzt dazu dient das Embargo. Es hat freilich den
Anschein, als ob es sich selbst aus US-Sicht als kontra-
produktiv erwiesen hätte. Denn betroffen sind 1. vorwiegend.
die Armsten der Armen und 2. fuhrt es nicht zur Opposition
gegenüber dem Saddam-Regime, sondern bestärkt es sogar.
Pro Jahr verliert der Irak durchschnittlich 15 bis 20 Mrd.
Dollar infolge von fehlenden Öleinnahmen. Entsprechend
schlecht ist die Versorgung der Bevölkerung. Daraus resultie-
rend soll bis Ende 1994 die Kinder-Sterblichkeits-Rate von
2,6%  Ende der 80er Jahre auf 9,3% gestiegen sein. In den
nächsten Jahren wuchs sie dann sogar auf 12,6%  an; sie ver-
sechsfachte sich also in etwa. Dieser Wert war zuletzt Anfang
der 7Oer  Jahre verzeichnet worden. Ein UN-Report vom Okto-
ber 1996 bezifferte die Zahl der Kinder unter fünf Jahren, die
aufgrund von Unterernährung und Krankheiten infolge feh-
lender Arzneien sterben, auf 4.500 monatlich. Bezeichnen-
derweise stieg die Zahl der Typhus-Fälle von circa 2.000
89/90  auf 25.000 im Jahre 94/95.  Die FAO schätzte die Zahl
der Toten aufgrund des Embargos bereits bis zum Dezember
1995 auf rund eine Million.

Dieses Elend der Bevölkerung ist zwar nicht allein auf das
Embargo zurückzuführen, sondern auch auf die Unsummen,
die das Regime für kostspielige Regierungspaläste oder die
größte Moschee der Welt ausgegeben hat. Aber letzteres
reichte nicht hin, damit sich der aus diesen beschränkten
Lebensverhältnissen resultierende Haß gegen das
Saddam-Regime richtete. Im Gegenteil, für die schlechte
Lage wird seit Jahren vornehmlich der Westen verantwort-
lich gemacht. Es kommt also nicht von ungefähr, wenn Jour-
nalisten berichten, es gäbe keine Opposition gegen das Sad-
dam-Regime. Um die Beziehung zwischen der Bevölkerung
und der Saddam-Hussein-Regierung richtig einschätzen zu
können, muß man sich auch vor Augen halten, daß es letzte-
rer gelungen ist, so etwas wie ein Wiederaufbau-Wunder zu
vollbringen. Natürlich ist das begrenzter, als es in einem
Land, das keinem Embargo ausgesetzt ist, möglich wäre.
Aber es ist charakteristisch, daß Bagdad, welches in großem
Ausmaß zerbombt worden war, innerhalb kurzer Zeit wie-

deraufgebaut worden ist. Diese Leistung wurde durch meh-
rere Dinge ermöglicht:
a) Solange der Irak als Gegner des Iran gehätschelt worden
war, konnten Ersatzteile und Rohstoffe in Massen eingekauft
werden. Das heißt, zu Zeiten des 11.  Golfkrieges waren die
Vorratslager immer noch vergleichsweise voll.
b) Nach dem Überfall auf Kuwait wurden die dortigen Lager
geplündert.
c) Zu Zeiten des 11.  Golfkrieges wurden dann ausländische
Firmen enteignet. Der Wert ihres Waren- und Maschinen-
bestandes wird auf bis zu fünf Milliarden Dollar geschätzt.
d) Mit Hilfe des Irans, der Türkei und Jordaniens war ein,
wenn auch begrenzter, Schleichhandel möglich.
e) Im Lande selbst wurden alle nur eben möglichen Reserven
mobilisiert.

1994 erklärte ein führender Mitarbeiter Saddam Husseins
den Erfolg dieser Roßkur so: »Wenn uns die Amerikaner
auch nur ein Schlupfloch offengelassen hätten, dann hätten
wir uns auf dieses Schlupfloch konzentriert. So aber blieb
uns nichts anderes übrig, als uns auf unsere eigenen Stärken
zu verlassen«. Zwar geht bereits für ein Huhn die Hälfte eines
Durchschnitts-Monatseinkommens drauf. Aber immer noch
sind die unbedingt erforderlichen Grundnahrungsmittel zu
erträglichen Preisen erhältlich. Ein Schwerpunkt der Wirt-
schaftstätigkeit der Bagdader  Regierung war nämlich die
Ankurbelung der Landwirtschaft. Diese wurde effizienter
gestaltet und bevorzugt mit Ressourcen versorgt. Interessan-
terweise soll nach einer irakischen Quelle trotz der hohen
Sterblichkeitsziffer die Zahl der Iraker seit 1990 um 3,5  Mill.
bis 1997 angewachsen sein.

All diese ‘positiven’ Elemente ergeben freilich nur das
halbe Bild. Nicht von ungefähr stammen die meisten derjeni-
gen Berichte, die im Irak keine Opposition feststellen wollen,
aus Bagdad. Das Saddam-Regime überlebt nicht zuletzt des-
halb, weil es sich auf zentrale Interessen der arabischen Sun-
niten stützen kann. Neben anderen kleineren Minderheiten
besteht die irakische Bevölkerung zu ZOO/0  aus Kurden, zu
55% aus Schiiten und nur zu 17% aus arabischen Sunniten
(die ‘irakischen’ Kurden sind in ihrer Mehrheit allerdings
ebenfalls Sunniten). Diese leben seit Jahrhunderten im Mit-
telteil des Iraks, im fruchtbaren Großraum Bagdad. Sollte das
Baath-Regime unter Saddam Hussein  eine nachhaltige Nie-
derlage erleiden, besteht eben die Gefahr einer Dreiteilung
des Landes, wie sie sich bereits am Ende des 11. Golfkrieges
andeutete.

Dann verlören die Sunniten aber die politische und öko-
nomische Hegemonie, die sie über die gesamte alte meso-
potamische Region bereits seit dem (europäischen) Mittel-
alter (also lange vor der Gründung des Staates Irak nach dem
1. Weltkrieg) innegehabt hatten. Solange es dem Regime
gelingt, diese zentralen Bevölkerungsteile ausreichend zu
versorgen, ist die Sicherheit des Regimes gewährleistet.

Weil freilich eine Zuspitzung der Versorgungslage keines-
wegs ausgeschlossen werden kann, muß das Regime aus rei-
nem Selbsterhaltungswillen eine Zulassung zum unbe-
schränkten Erdölhandel fordern. Es gibt nur zwei Wege, um
das durchzusetzen:
1. Unterwerfung unter den Westen, was Abdankung des
Saddam-Regimes bedeutet. Dazu ist die Führung um Saddam
Hussein selbstredend nicht bereit.
2. Druck auf den Westen auszuüben. Die einzige ‘Waffe’, die
dem irakischen Regime verblieben ist, ist die Drohung mit



einem neuen Waffengang. Das Saddam-Regime müßte also
nicht einmal real Waffen ‘verstecken’, um sich dennoch
gegen Waffeninspektionen zu wehren.

Einen bewaffneten Konflikt seitens des Iraks ernsthaft
durchziehen zu wollen, wäre natürlich völlig unrealistisch.
Aber allein die Drohung genügt, damit der Westen Abermilli-
arden für den Aufmarsch im Golf rausschmeißen muß. Und
damit nehmen die politischen Streitereien zwischen dem
Westen und den arabischen Ländern zu, was sich letztlich
zugunsten des Iraks auswirkt. Nicht von ungefähr heißt es in
einem dpa-Bericht nach Abschluß des Kofi-Annan-Abkom-
mens: j)Auf der Haben-Seite verbucht der Irak (...), dajJ  die
negativen Auswirkungen der über siebenjährigen Sanktio-
nen wie Hunger und Medikamente ins internationale
Bewujhein  vorgedrungen sind«.

Ob daraus in absehbarer Zeit eine endgültige Aufhebung
des Embargos folgt, ist fraglich. Immerhin wurde auf diesem
Wege jedoch die Anhebung der zugelassenen Geschäfte ‘Öl
gegen Lebensmittel’ ‘erkämpft’. Falls sich dennoch die Ver-
sorgungslage zuspitzen sollte, dürften es oppositionelle
Regungen schwer haben (wenn sie nicht wie die Kurden im
Norden eine abgeschlossene Macht-Region haben), solange
die riesige Machtbasis in der Verwaltung und beim Militär
ausreichend versorgt werden kann. Das diktatorische
Saddam-Regime hat immer noch genügend Repressionsin-
strumente in der Hand, um völlig willkürlich, und ohne auf
einen eventuellen Unmut im stillen Kämmerlein Rücksicht
nehmen zu müssen, regieren zu können. Soweit erkennbar,
dürfte sich in absehbarer Zukunft das erst dann wieder
ändern, wenn diese relative innere Stärke durch äußeren
politischen und militärischen Druck in Frage gestellt würde.

Erwartungen der USA an die irakische Opposition
All das weiß sicherlich auch die Führung der USA. Heißt das
jedoch, sie müßte ihre Hoffnung auf eine interne Oppositi-
onsbewegung aufgeben und allein auf den militärischen Weg
setzen? Scheinbar ja.

Wenn man sich freilich die Entwicklungen im 11. Golf-
krieg vergegenwärtigt, dann stellt sich die Lage anders dar:
Am 8.1.91, also unmittelbar vor dem eigentlichen Angriff,
hatten sich im Weißen Haus zentrale Arabien-Experten der
US-Regierung versammelt, um mit dem Präsidenten die Lage
einzuschätzen. Hinsichtlich einer eventuellen Opposition
im Lande war die Meinung eindeutig: Die frühere US-Bot-
schafterin im Irak, April Glaspie, erklärte z.B.: »Saddam
habe seine Truppen an der Kandare (...) Sie würden sich
weder ergeben noch rebellieren«. Desweiteren wies sie dar-
auf hin, jjdaj3  Saddam (...) von vielen Irakern unterstützt
wurde. Vielleicht mochten sie ihn als Person nicht, aber sie
standen hinter seinem Programm«. Pat Lang vom militäri-
schen Geheimdienst DIA assistierte ihr: »Saddam  hat die
Unterstützung des Volkes oder die straffe Kontrolle über das
Volk, so daj3  er in dessen Augen ein legitimer Führer ist«.
William Rugh,  ein erfahrener Beamter im Außenministe-
rium, erweiterte den Blickwinkel: »(I)m Falle eines Krieges
werde es um so schlimmer, je länger er andauere, da sich die
Araber um Saddam scharen würden, den Mann, der sich
gegen den Westen erhob. Er würde zum Helden gemacht. Ein
Sieg war für die Araber sehr wichtig, und selbst gegen eine
Supermacht zu verlieren, konnte ein Sieg sein«.

Trotzdem orientierten die Golfkriegs-Allierten völlig
selbstverständlich auf einen Sieg. Die direkte, unmittelbare

Entmachtung Saddam Husseins durch Aktivitaten  der alli-
ierten Militärs im 11.  Golfkrieg stand sowieso nicht auf der
Tagesordnung. Nicht zuletzt wegen der mißlichen Erfahrun-
gen in Panama und der Jagd auf Noriega gab es darüber keine
Diskussionen. Dennoch war laut Margaret Thatcher für die
Golfkriegs-Alliierten klar: »Was Saddam Hussein  betraf,
würden wir seinen Sturz zwar nicht ausdrücklich anstreben,
obwohl dies ein wünschenswerter Nebeneffekt unserer
Aktionen sein mochte. Es galt, eine Situation herzustellen, in
der sich Saddam Hussein seinem eigenen Volk gegenüber als
der geschlagene Anführer einer geschlagenen Armee präsen-
tieren m u&e« .

Bedingt trat genau das ja auch ein. Obwohl die Chancen
einer oppositionellen Bewegung nicht als sehr hoch veran-
schlagt wurden - genau wie es heute geschieht -, trat diese
am Ende des 11. Golfkrieges machtvoll .auf die Bühne. Deren
Unterstützung durch die USA fand damals - wie wahr-
scheinlich auch gegenwärtig - dort ihre Grenze, wo die
Gefahr einer Aufspaltung des Iraks bestand. Falls es aber
‘nur’ um den Austausch des Regimes geht, werden die USA
sicherlich bereitwillig jede mögliche Hilfe leisten. Insbeson-
dere da man in den US-Führungszirkeln, allen CIA-Mißerfol-
gen und Rückschlägen der irakischen Opposition zum Trotz,
immer noch fest davon überzeugt ist, auf Dauer müßten die
diktatorischen Maßnahmen Saddam Husseins  notwendiger-
weise entweder zum Machtzerfall eben dieses Regimes oder
zu einem Aufschwung der Opposition fuhren. Eingedenk der
Ereignisse nach Beendigung des 11. Golfkrieges ist das - dar-
auf weist nicht zuletzt der Leiter des Deutschen Orient-Insti-
tuts in Hamburg, Udo Steinbach, hin-so unsinnig ja tatsäch-
lich nicht. Typisch für des US-Denken ist die Aussage des
Forschungsdirektors des Washingtoner ‘Instituts für Nah-
Ost-Politik’, P. Clawson, der zuvor Mitarbeiter des ‘Instituts
für Nationale Strategische Studien’ war: »Da/3 Saddams
Herrschaft zerbrechlich ist, wird allgemein anerkannt«.

Perspektive
Solange die USA darauf hoffen können, das Saddam-Regime
im Zaum zu halten, gibt es für sie keinen Grund für eine Eska-
lation des Konfliktes. Angesichts der Kritik, die in der USA
an der Irak-Politik der Clinton-Regierung laut geworden ist,
scheint sogar eine grundlegendere Änderung dieser Politik
möglich. Dabei kommt es nicht einmal darauf an, daß in Tei-
len der US-Bevölkerung die Stimmung für militärische
Aktionen ausgesprochen negativ ist. Als US-Außenministe-
rin Madeleine Albright, Verteidigungsminister William
Cohen und Sicherheitsberater Samuel R. Berger auf einer
Veranstaltung in Ohio auftraten, wurden sie ausgebuht. Da
CNN live übertrug, war das Fiasko um so größer.

Demonstrationen gegen einen Militäreinsatz gab es auch
noch in Washington, New York und San Francisco.  Mitte
Februar votierten 69% der US-Bürger fiir eine diplomatische
Lösung. Der Prozentsatz derer, die ausdrücklich einen Luft-
angriff befürworteten, war von 40%  Anfang Februar auf nun-
mehr 25% zurückgegangen. Aber nicht zu Unrecht kann die
Clinton-Regierung wohl behaupten, faktisch würde eine
Mehrheit der US-Bevölkerung, wenn die Bomber dann flie-
gen, der Regierungspolitik folgen.

Bedeutsamer als die Bevölkerungsstimmung ist sowieso
die Kritik, welche aus den zentralen Denkfabriken, den wich-
tigsten Medien und den politischen Herrschaftszentren
gegenüber einer Politik erhoben wird, die nur ‘negativ’
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bestimmt ist (‘Die Sanktionen müssen aufrechterhalten wer-
den’), aber ansonsten keine ‘positive’ Handlungsperspektive
aufweist. Die ‘Theorie’, es sei eine sehr wesentliche Aufgabe
der US-Außenpolitik, ‘rogue states’ (Schurkenstaaten) zu iso-
lieren und abzuurteilen, ist zwar in Washington noch nicht
über Bord geworfen worden (solche moralischen Sichtwei-
sen spielen in der US-Politik traditionell eine größere Rolle),
aber die Kritik selbst in staatstragenden Kreisen nimmt zu.

In der allernächsten Zukunft dürfte eine wohlwollendere
Politik der USA gegenüber dem Irak aber auf jeden Fall
immer noch eine Auswechslung der irakischen Führungs-
riege voraussetzen. Denn mit Saddam an der Spitze des Iraks
wäre das politisch im Westen kaum verständlich zu machen.
Es würde wie eine Niederlage wirken, die zu akzeptieren die
US-Führung keinen Grund hat. Immerhin haben es die Verei-
nigten Staaten jedoch hingenommen, daß in der UN ein
Beschluß durchging, wonach der Irak in Zukunft jährlich im
Gegenzug zu Nahrungsmittelimporten für 10,5 Mrd. Dollar
Öl exportieren darf. Das ist mehr als vor dem 11.  Golfkrieg.

Ansonsten ist freilich davon auszugehen, daß die USA
die Politik des letztlicih  begrenzten Drucks, wie sie in den
letzten Jahren praktiziert wurde, weiter fortsetzen werden.
Zunächst scheint sich deshalb der Irak genötigt zu sehen, den
durch das Kofi-Annan-Abkommen eingeleiteten Weg der
Konzessionen tatsächlich erneut mal wieder weiter zu ver-
folgen. Dieses signalisierte der irakische Außenminister
Muhammad Said el Sahhaf. Er offerierte einen »direkten Dia-

lug ohne Vorbedingungen « , denn:  »Der Dialog ist der richtige
Weg, um jedes Problem zwischen zwei Lindern anzugehen,
auch zwischen Irak und den USA<<.

Bis auf weiteres stellt sich fiir uns zur Zeit freilich die
Lage immer noch so dar: Solange sich die US-Politik nicht
verändert, gibt es für uns keinen Grund, diejenige Haltung,
die wir anläßlich des 11. Golfkrieges eingenommen haben, in
Frage zu stellen.

In Anbetracht der generellen Wichtigkeit, welche die
westlichen Führungen dem Druck gegen den Irak zumessen,
ist es aus diesem weltpolitischen Gesichtswinkel heraus
politisch richtig, Stellung gegenüber dem Westen und zugun-
sten des Iraks zu beziehen. Der Irak agiert (wie unbewußt
auch immer) als Stellvertreter für die Interessen der Dritten
Welt gegenüber denjenigen der westlichen Industrienatio-
nen. Die Notwendigkeit einer grundlegenden politischen
Veränderung seitens der demokratischen Opposition oder
der Kurden bleibt dabei völlig unbestritten. Ein ‘positiver’
Bezug unsererseits auf die Außenpolitik des Iraks steht einer
harschen Kritik an den innenpolitischen Verhältnissen des
Iraks keineswegs im Wege.

Aber da wir darauf hier fernab sowieso keinen Einfluß
haben, müssen wir auch keine Feldzugspläne für die iraki-
sche Opposition entwerfen. Sondern können uns auf das
konzentrieren, was Auswirkungen auf uns hat: Die weltpoli-
tischen Veränderungen.

U.. Dortmund, 20.5.98 w

Israel: Ist der Oslo-Prozeß endgültig
in der Sackgasse gelandet?
Problematik des Oslo-Abkommens aus Israel. Auch außenpolitisch nahmen die Schwierigkeiten
Als am 13. September 1998 in Washington das Oslo-Abkom- zu: Nach dem 11. Golfkrieg wünschten die USA als wichtigste
men unterzeichnet wurde, schien bei oberflächlicher Be- Schutzmacht im Hinblick auf die in der Region neu gewon-
trachtung der Grundstein für einen Frieden zwischen Israel nenen Bündnispartner eine angemessene Lösung des Pro-
und Palästina gelegt zu sein. »Frieden« bedeutete jedoch blems, so daß Israel zwangsläufig reagieren mußte (z. B. auf
nicht eine einvernehmliche Lösung zwischen den beiden den Stop der Milliardenkredite durch die USA). Das Inter-
Völkern, welche die Interessen von beiden gleichermaßen esse der führenden Industrienationen an wie auch immer
berücksichtigte. Zu offensichtlich dominierte Israel den Pro- gearteter Ruhe in ihrer zentralen und zugleich äußerst sensi-
zeß und war mehr an Befriedung im Sinne von Abwesenheit blen Energieregion schien ein wesentliches Moment, Israel
von Krieg interessiert. Es war nicht bereit, den Palästinen- zu einem formalen Frieden mit den Palästinenserlnnen  zu
sern freie Hand zu lassen bei der Gestaltung ihrer politischen drängen.
und ökonomischen Strukturen. Ohnehin wäre auf längere Für die PL0 war als wichtigste Erkenntnis der Intifada
Sicht -im günstigsten Falle- nicht mehr als die Gründung bestimmend, daß in absehbarer Zeit das israelische Militär
eines bürgerlichen Staatswesens zu erwarten. nicht durch zivilen Ungehorsam und steinewerfende Jugend-

Daß der Oslo-Prozeß überhaupt zustande kam, lag nicht liehe vertrieben werden kann. Zudem hatte der Zusammen-
am Friedenswillen der israelischen Regierung, sondern ihrer bruch des realsozialistischen Lagers sowie die Wahl der
Einsicht, daß es so wie bisher nicht weitergehen gehen »falschen Seite« im 11. Golfkrieg - als Verbündete von Sad-
konnte. In der Intifada hatten sich die Besatzungskosten als dam Hussein - die Zahl politisch-alternativer Bündnispart-
zu hoch erwiesen. Bereits 1988 erklärte der damalige Chef ner gegen Null gehen lassen. Die Finanzlage der PL0 war
des Generalstabes, Generalleutnant Dan Shomron, die Inti- zudem prekär. All diese Entwicklungen zusammengenom-
fada ließe sich nicht militärisch, sondern nur politisch lösen. men führten dazu, daß sich die israelische und die palästi-
Täglich mußte das Verteidigungsministerium 1,5  Millionen nensische  Führung auf den kleinsten gemeinsamen Nenner
DM aufbringen - von wirtschaftlichen Verlusten durch aus- einigten, wobei der Vertrag immerhin die Option beinhaltet,
bleibende Touristen bzw. Auslandsinvestitionen ganz zu daß im Laufe dieses Prozesses in den Autonomiegebieten ein
schweigen. Zu den weiteren Folgen der anwachsenden Mili- eigenständiger Palästinenserstaat entstehen könnte.
tarisierung gehörten der Widerstand junger Männer gegen Doch schon unter Rabin, besonders offensichtlich unter
den Wehrdienst und die zunehmende Emigration von Juden Netanjahu geht die israelische Politik in eine Richtung, für



die sich alle möglichen Bezeichnungen finden lassen, nur
nicht »Frieden«. Statt Ruhe zu geben, setzt sich Israel offen-
siv durch. Das Interesse des Westens an Stabilität in der
Erdölregion scheint nicht so ausgeprägt zu sein, daß er Israel
zum Frieden zwingen müßte. Auf Seiten der PalästinenserIn-
nen reicht die Kraft für eine neue Intifada zwar nicht aus,
doch scheinen sie (insbesondere Harnas und die steinewer-
fenden Jugendlichen) immerhin noch stark genug zu sein,
um Unruhe zu verbreiten.

Aktuelle Situation im Nahen Osten
Im Zuge der Umsetzung des ursprünglichen Oslo-Abkom-
mens vom 13.9.93, des Oslo-B-Abkommens vom 28.9.95
sowie des Hebron-Vertrages vom 14.1.97  bekam die palästi-
nensische Autonomiebehörde bisher bereits den allergrößten
Teil des Gazastreifens (zwischen 25 % und 30 % der Fläche
befinden sich hier noch in den Händen israelischer Siedler)
und 27 % des Westjordanlandes unter ihre Kontrolle. Letzt-
lich strebt die Arafat-Führung zwar die Zurückdrängung
Israels auch aus dem Rest der besetzten Gebiete an, aber der-
zeit geht es nur um solche, die bereits nach dem vor einem
Jahr abgeschlossenen Hebron-Vertrag in Verbindung mit dem
Oslo-B-Abkommen geräumt sein müßten. Arafat wird des-
halb nicht müde, zu erklären, er verlange nur das, was er
(resp. die anderen Vertragspartner) bereits längst unter-
schrieben habe. Tatsächlich enthalten die Verträge freilich
auch Vorbehalts-Passagen zugunsten von Israel, wonach
durch den Rückzug nicht die Sicherheit von Israelis gefähr-
det und die Verhandlungen über den endgültigen Status
nicht vorweggenommen werden dürften. Diese Formulierun-
gen, zunächst als pure Selbstverständlichkeit betrachtet,
werden inzwischen von der israelischen Regierung in einer
exzessiven Weise interpretiert, die den Oslo-Prozeß zu kip-
pen droht.

So wurde z. B. auf einer Kabinettssitzung der israelischen
Regierung am 14.1.98 der überwiegende Teil des Westjord-
anlandes  als überlebenswichtig eingestuft: Die Jordan-
Region, das Umfeld der Grenze vor 1967, alle Gebiete, die um
Groß-Jerusalem bzw. um jüdische Siedlungen sowie histori-
sche Stätten liegen, militärische Stützpunkte, Wasserreser-
ven, Stromleitungen, zentrale Verkehrswege seien tabu. Was
das mengenmäßig ausmacht, ist nicht völlig klar: Nach Auf-
fassung des israelischen Verteidigungsministers Yitzhak
Mordechai  müßten 55 Prozent des Gebietes unter israeli-
scher Kontrolle bleiben; nach Auffassung des Infrastruk-
turministers Ariel Scharen  wären es gar 63,8  Prozent. Fak-
tisch bliebe es für die palästinensische Verwaltung auf jeden
Fall bei dem kleinen Gaza-Gebiet sowie Einsprengseln im
Westjordanland. Die Autonomie würde auf dem Niveau von
Apartheid-Bantustans festgeschrieben. Nach Auffassung
eines Mitglieds der palästinensischen Verhandlungsdelega-
tion, Nabil Schaath, hat Israel damit die Prämisse des Oslo-
Prozesses »Land gegen Frieden« aufgegeben. Ein anderes
Mitglied, Saib Erekat, sah in der »Liste der sicherheitsrele-
vanten Gebiete« nichts anderes als einen »Vorwand, um
einen weiteren Abzug zu verhindern«.

Angesichts einer solchen Perspektive ist es also nicht ver-
wunderlich, wie umstritten die Erfüllung des Hebron-Vertra-
ges ist. Nachdem die israelische Armee sich aus dem größten
Teil von Hebron zurückgezogen hatte, war damit das Gebiet
A des Oslo-B-Abkommens an die palästinensische Verwal-
tung übergegangen. Dieses Gebiet umfaßt, da Jericho und

Gaza bereits infolge von Oslo-A geräumt worden waren, alle
groben Städte des Westjordanlandes mit Ausnahme von üst-
Jerusalem. Gegenwärtig geht der Streit um die weitere Räu-
mung der Gebiete B und C im Westjordanland: Beim Gebiet B
handelt es sich um die Kleinstädte und Dörfer. Das Gebiet C
meint das ganze dann noch übrigbleibende Territorium, d. h.
zum Teil unbesiedeltes Land, zum Teil aber die jüdischen
Siedlungen. Die ursprüngliche Zeitplanung wurde durch
den Hebron-Vertrag gestreckt: Die Räumung der Gebiete B
und C sollte sich in drei Teilschritten zwischen dem 1.3.97
und dem 31.8.98 vollziehen. Die ersten Teilrückzüge hätten
im März bzw. Herbst 1997 erfolgen sollen. Im Gegenzug hatte
die palästinensische Administration zugesichert, die soge-
nannte terroristische Infrastruktur zu zerschlagen, Aktivitä-
ten der Palästinenserbehörden in Jerusalem einzustellen
sowie bestimmte Passagen der PLO-Charta, die in besonders
drastischer Weise gegen Israel gerichtet sind, zu streichen.
Umgekehrt hatte sich Israel bereiterklärt, Gefangene freizu-
lassen, in Gaza einen Flughafen zu genehmigen und den
Transferverkehr zwischen Gaza und dem Westjordanland zu
ermöglichen.

Tatsächlich fand nicht einmal ein einziger Teilrückzug
stand. Die israelische Regierung stellte auch den Siedlungs-
bau nicht ein, sondern plant sogar weitere Siedlungen.

Freilich hat die israelische Führung einen weiteren Rück-
zug nicht völlig verweigert. In seinen Gesprächen mit der
US-Führung am 20. und 21.1.98 in Washington soll Netan-
jahu die Obergrenze von Gebietsräumurigen auf 9-9.5  %
beziffert haben. Begründet wird die israelische Haltung mit
Verletzungen des Vertrages durch die Palästinenser. In der
Kabinettssitzung am 13.1.98 wurde ein Rückzugsbeginn im
Sommer 98 von der Erfüllung von 50 Forderungen abhängig
gemacht. Darin heißt es z. B., die Palästinenser-Polizei müsse
alle Terroristen verhaften, sie entwaffnen und jeden Verdäch-
tigen an die israelische Polizei übergeben. Zugleich bestehen
die Israelis allerdings auf der Reduzierung der Polizei von
zur Zeit 40.000  Mann auf die vertraglich vereinbarte Zahl
von 24.000.

D i e  Sicherheits-Forderungen  in dem l2-Seiten-Papier
sind also derart, daß nicht einmal Israel, wäre es noch im
Besitz der vollständigen Kontrolle der besetzten Gebiete, sie
erfüllen könnte. Darüber hinaus verlangt die israelische
Regierung die Entfernung jener Passage aus der PLO-Charta,
in welcher die Zerstörung Israels gefordert wird. Die entspre-
chenden Sätze hat das palästinensische Parlament aber
bereits 1996 für nichtig erklärt. Die gesamte Politik der PLO,
alle Verlautbarungen und von ihr geschlossenen Verein
barungen beruhen schon seit Mitte der 79er Jahre auf der
Anerkennung des Staates Israel; Differenzen betreffen nur
noch das 1967 besetzte Gebiet. Aus Sicht der Israelis hat
jedoch jene Nichtigkeitserklärung keinen wirklich verbindli-
chen Charakter. Die PLO-Führung hingegen sieht in dieser
israelischen Forderung lediglich ein Manöver.

Der Kern dieses taktischen Geplänkels wurde deutlich in
der Erklärung Netanjahus vor seinem Gespräch mit Clinton
am 20.1.98: Falls die Palästinenser weiterhin auf der Rück-
gabe von 80 oder gar 90 Prozent der besetzten Gebiete sowie
der Rückgabe von 50 Prozent Jerusalems beständen, »wird es
keinen Frieden geben«. Dem hielt Arafat seinerseits unter
Verweis auf das Oslo- respektive das Hebron-Abkommen ent-
gegen: »Ich greife nicht nach den Sternen. Ich fordere nur
ein, was im Wei$en Haus unterzeichnet worden ist«. D i e
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bekannte palästinensische Ministerin Hanan Aschrawi
betont: »Netanjahu sucht nur einen Vorwand, die Anwen-
dung der Oslo-Friedensvereinbarungen zu umgehen. Er pro-
voziert doch den Terrorgeradezu. (...) (E)r bemüht (sich), jede
Aussicht auf Frieden ein für allemal zunichte zu machen:
etwa durch den von den Vereinten Nationen verbotenen Bau
neuer jüdischer Siedlungen, durch die forcierte Judaisierung
des arabischen Ostteils von Jerusalem. (...) Netanjahus
Ansinnen verfolgt wie die meisten anderen israelischen For-
derungen allein den Zweck, uns Palästinenser zu erniedrigen
und zur Selbstaufgabe zu zwingen, während Israel sich aus
der Verantwortung schleicht. Präsident Arafat ist an den
Grenzen seiner Möglichkeiten angelangt. (.. .) Die israelischen
Panzer haben schon längst Positionen bezogen und unsere
Enklaven hermetisch abgeriegelt. Sie haben uns Palästinen-
ser zu einer Art Hausarrest verdammt« (Spiegel, 11.8.97).
Während die Regierung der Arbeitspartei (wenn auch mit
nicht unwesentlichen Einschränkungen) der Parole »Land
gegen Frieden« folgte, orientiert sich die Likud-Regierung an
der Losung »Sicherheit vor Frieden«. Aus ihrer Sicht kann
bei dieser politischen Strategie fast nichts schief gehen: Falls
die Palästinenser sich zum Widerstand aufraffen, könnten
sich die Rechten damit brüsten, das hätten sie immer voraus-
gesagt. Falls nicht, nimmt die palästinensische Admini-
stration ihr die Drecksarbeit bei der Unterdrückung der palä-
stinensischen Opposition ab.

Differenzen in der israelischen Bevölkerung
Die israelische Regierung verfolgt diesen Kurs, obwohl

abzusehen ist, daß sie wenigstens kurzfristig ihre Probleme
damit nicht gerade verringert. Netanjahus zentrales Wahl-
kampfargument, allein die harte Likud-Linie vermöge der
israelischen Bevölkerung Sicherheit zu garantieren, hat sich
als Flop erwiesen - gerade wegen der harten Linie. Davon
abgesehen, haben sich die Wirtschaftsbeziehungen Israels zu
den arabischen Ländern verschlechtert. Nichtsdestotrotz hat
Netanjahu die Rückendeckung eines nicht geringen Teils der
israelischen Bevölkerung. Am 14.1.98  demonstrierten
30.000  Rechte auf dem Rabin-Platz in Tel Aviv. Die Botschaft
ihrer Kundgebung an Benjamin Netanjahu war eindeutig:
»Du bist gewählt worden, um das Land Israel zu schützen«.
Ihrer Meinung nach müßte der Oslo-Prozeß sofort gestoppt
werden. Selbst der Rückzug aus nur geringen Teilen des
Westjordanlandes wird von den Hardlinern, die 23 Knesset-
Abgeordnete stellen, als Verrat aufgefaßt. Symptomatisch
war auch die Anzeige von 250 israelischen Rabbinern, die
(im Vorfeld des US-Besuches Netanjahus) eine ganzseitige
Anzeige in der »International Herald Tribune« schalteten, in
der Clinton aufgefordert wurde, keinen Zwang auf die Likud-
Regierung auszuüben. Netanjahu solle hart bleiben und nicht
wegen des Drucks des Weltöffentlichkeit dem Rückzug aus
dem Westjordanland zustimmen. Entsprechend drohte dann
am 7.1.98 die in der Regierung sitzende Nationalreligiöse
Partei (Mafdal) sogar, sie werde in einen Mißtrauensantrag
der Opposition gegen Netanjahu einstimmen, falls er auch
nur einen Teilrückzug aus den besetzten Gebieten anordne,
ohne daß es eindeutige Sicherheitsgarantien gäbe.

Ein großer Teil der israelischen Bevölkerung macht diese
Politik mit, weil der Oslo-Prozeß bisher an ihm vorbeilief.
Die unterschiedliche Wahlerbasis  von Likud und Arbeitspar-
tei ist ein Indiz für unterschiedliche Interessen, die im Oslo-
Prozeß auch nur verschiedenartig erfüllt wurden. Der Likud-

Block von Netanjahu wird hauptsächlich von orientalischen
und russischen Juden, leicht verkürzt: den Sephardim,
gewählt. Demgemäß hatte er bei der Wahl im Mai 1996 seine
Wählerhochburgen vor allem in Jerusalem, den sogenannten
neuen Entwicklungsstädten, denjenigen landwirtschaftli-
chen Gebieten, in denen vorwiegend traditionelle Landarbei-
ter leben, und bei den Siedlern - in der Regel also in den
ärmeren Bevölkerungsteilen. Bei Neueinwanderern bekam
Netanjahu 60 Prozent der Stimmen; bei solchen aus Rußland
waren es sogar 65 Prozent. Peres hingegen gewann in
vergleichsweise neuen Großstädten wie Haifa oder Tel Aviv
und in denjenigen landwirtschaftlichen Gebieten, in denen
es Genossenschaften (Kibbuzim) gibt. Seine Basis waren im
wesentlichen Gebiete mit Mittelschichtbevölkerung, vor
allem aus dem Milieu der »europäischen« Juden, der Asch-
kenasim. Außerdem wählten ihn die israelischen Araber zu
95 Prozent.

Die Differenzierung dieser Gruppen spiegelt sich in sozia-
len Unterschieden. So stieg insgesamt für sämtliche jüdi-
schen Gruppen in Israel der Lebensstandard, doch läßt sich
feststellen, daß innerhalb der letzten zwanzig Jahre der
Abstand zwischen ihnen ungefähr gleichblieb: Orientalische
Juden haben im Durchschnitt ein Einkommen, das auf ein
Viertel bis ein Drittel desjenigen der Aschkenasim kommt.
Durch die Einwanderungswellen der letzten Jahre ist der
Abstand sogar geringfügig wieder größer geworden. Zwi-
schen 1991 und 1994 stieg die Zahl derjenigen Israelis, die
unter die Armutsgrenze fielen, von 487.000 (lfi,l  Prozent der
Bevölkerung) auf 607.000 (18,2 Prozent). Nicht wenige dieser
Gruppe werden zwar von Arabernjpalästinensern  in Israel
gestellt, aber auch der Anteil der Sepharden ist hier sehr
hoch. Für solche armen jüdischen Israelis wurde es im Zuge
des Oslo-Prozesses schwerer, an ein Haus zu kommen, denn
die Beschränkungen des Siedlungsbaus in den besetzten
Gebieten ließen die Häuser-Preise steigen. Solche Underdogs
wählten dann rechts. Die rechte Shas-Partei steigerte ihre
Abgeordnetenzahl bei der 96er Wahl von 6 auf 10 Abgeord-
nete. Ihre Wählerbasis findet sich insbesondere bei armen
Sepharden. Die vornehmlich von russischen Einwandern
gewählte Immigrantenpartei, deren Politik noch rechts von
der Likud-Mehrheit anzusiedeln ist, konnte gleich sieben
Sitze für sich verbuchen.

Im Wahlergebnis drückt sich aber auch aus, wie unter-
schiedlich verschiedene gesellschaftliche Gruppen vom
Oslo-Prozeß selbst profitierten. Aufgrund der entspannteren
Beziehungen zu den arabischen Nachbarländern machten
vor allem große Geschäftsleute Gewinne, in deren Kreisen
(mittel)europäische  bzw. US-amerikanische Juden überre-
präsentiert sind. Die Vertreter der israelischen Konzerne
unterstützten ganz bewußt den Wahlkampf für den Fortbe-
stand der Peres-Regierung.  Je höher das Einkommen war,
desto größer war die Neigung, Abgeordnete zu wählen, die
sich für einen Friedenskurs einsetzten.

Dies bedeutet nicht, daß die israelische Regierung keine
Basis in der Wirtschaft hätte. Zwar ist die Beziehung eines
großen Teils der israelischen Wirtschaft zur Regierung gebro-
chen. Einigen wichtigen Sektoren wäre der Oslo-Kurs lieber
gewesen. Zur Zeit können aber diese Unternehmen mit dem
Rückgang der Geschäfte in den arabischen Raum noch ganz
gut leben, solange seitens der Regierung die Rüstungsgelder
fließen und die Wirtschaftsbeziehungen zur EU sowie insbe-
sondere zu den USA nicht nur weitergehen, sondern sogar
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wachsen. Massiver Druck gegen die Regierung wird nicht
zuletzt deshalb verhindert, weil die Interessenlage eines zen-
tralen Wirtschaftsbereiches spezifisch aus der allgemeinen
Interessenlage herausfällt: die der High-Tech-Industrie. Für
diesen Sektor haben die Verbindungen in die arabischen
Länder nur eine untergeordnete Bedeutung. Die Geschäftsbe-
ziehungen zu den arabischen Staaten sind in dieser Branche
naturgemäß deshalb nicht so groß, weil diese technologisch
weniger entwickelt sind. Exporte in die USA und in die EU
spielen die wichtigste Rolle. Auch dieser Industriesektor
wendet sich zwar nicht ausdrücklich gegen den Oslo-Prozeß,
aber er kann weitaus besser als andere Industriezweige damit
leben, wenn er nicht vorankommt. Insofern gibt es hier sogar
eine gewisse Interessenidentität mit den Likud-Hardlinern.
Von der Netanjahu-Regierung wird dieser Wirtschaftssektor,
der inzwischen zum wichtigsten israelischen Exportbereich
geworden ist, besonders gefördert.

Für eine Entspannungspolitik spräche indessen nicht
zuletzt die aktuelle Situation der israelischen Gesamtwirt-
schaft, die sich wieder einmal auf schwierigem Kurs befin-
det. Die Aufträge gingen zurück; die Kapazitätsauslastung
schrumpft. Die aus Asien herüberschwappenden Probleme
werden die Situation jetzt noch weiter verschärfen. 1994
betrug das Wirtschaftswachstum 6,5 Prozent. Im Jahr darauf
wuchs die israelische Wirtschaft um 7,I Prozent. Es hatte
zumindest den Anschein, als ob das Land vom Oslo-Prozeß
profitierte. 1996 waren es dann nur noch 4,4 Prozent, und
1997 ging die Rate auf 2 Prozent herunter. Für 1998 werden,
nachdem optimistische Prognosen nach unten korrigiert
werden mußten, nur noch 1,5  Prozent erwartet. Weil zudem
ein Großteil der arabischen Länder inzwischen wieder den
Handel mit Israel boykottiert, halten sich auch viele westli-
che Konzerne wie früher offensichtlich zurück. Da zugleich
die Bevölkerung um 2,5 Prozent wuchs, sank das Bruttoin-
landsprodukt pro Kopf sogar um 1 Prozent. Zu Beginn von
Netanjahus Amtszeit, vor circa 20 Monaten, lag die Arbeits-
losenrate bei 6,7 Prozent; im Dezember 1997 erreichte sie
bereits 8,2 Prozent. Insbesondere in den Siedlungsgebieten,
in denen der Likud-Block bei Wahlen besonders viele Stim-
men bekam, ist die Arbeitslosigkeit hoch. Bis Ende ‘98
könnte eine Arbeitslosenrate von 9 Prozent erreicht werden.
Eine höhere Neuverschuldung ist auch in Sicht. Der
Schuldendienst macht bereits 30 Prozent des israelischen
Staatshaushaltes aus.

Indessen könnten sich die wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten politisch als zweischneidiges Schwert erweisen. Zum
einen verdeutlichen sie die Notwendigkeit des Oslo-Kurses.
Zum anderen könnten sie jedoch zu einer Stärkung von
nationalistischen Positionen fuhren, insbesondere bei den
Likud-Anhängern. Denn der Arbeiter ohne politisches Klas-
senbewußtsein, dem der Arbeitsplatz weggenommen wird,
sieht vor allem in dem Palästinenser den Feind. Die Spaltung
der israelischen Gesellschaft bedeutet: Solange Netanjahu
seine »Kampfansagen gegen die alten Eliten«  (eben die
»europäischen« Juden) richtet, hat er die Unterstützung der
orientalischen Juden, auch wenn gerade sie unter den neu
entflammten Auseinandersetzungen mit den Palästinensern
zu leiden haben. Denn die Erfahrung der orientalischen
Juden, auch in Israel gesellschaftlich nicht voll akzeptiert zu
sein, bestärkt diese dann in der Ablehnung der Palästinenser:
»Ein einfacher Israeli, der in der Fabrik, auf der Baustelle
oder in der Landwirtschaft arbeitet, hat mehr Kontakt zu

Palästinensern - ob sie nun aus den besetzten Gebieten oder
aus Is~.~el  seL?~st  S~UIIIIIIWI  - ~1s j e d e r  R e c h t s a n w a l t  i m
schicken Norden Tel Avivs.  Das aber führt nicht etwa zu
gröjerer  Nähe, ganz im Gegenteil: Wer mit den Arabern den
billigen Arbeitsmarkt und Lebensstandard teilen muj3,  der
will sich wenigstens ethnisch von ihnen unterscheiden. Und
das geht am besten, wenn man ihnen die Feindschaft erklärt.
Diesem Verhaltensmuster folgen inzwischen auch die Ein-
wanderer aus der ehemaligen Sowjetunion.« (Zeit, 8.8.97).

Aber auch dieser Teil der Bevölkerung, ganz zu schwei-
gen von dem, der aufgrund seiner Interessenlage an der Bei-
behaltung des Oslo-Kurses interessiert ist, sieht sich eben
immer wieder mit dem zentralen Problem des Netanjahu-
Kurses konfrontiert: Der willkürliche und drakonische Kurs
der israelischen Regierung zwingt erst die Palästinenser wie-
der auf den Weg des gewalttätigen Widerstandes. Nicht
zuletzt die Siedlungs-Pläne  werden die Situation weiter ver-
schärfen. Nach den aktuellen Planungen der israelischen
Regierung soll die Zahl der Siedler in den besetzten Gebieten
von jetzt 180.000 auf circa 250.000 steigen. Hinzuzurechnen
sind hierzu noch die 200.000  Israelis, die faktisch als Siedler
im Großraum Jerusalem leben. Aber weil selbst nach dieser
Steigerung die Zahl der Siedler gerade 4,8 Prozent aller isra-
elischen Bürger bzw. 5,6 Prozent aller Juden ausmacht, die in
Israel leben, macht dieses Mißverhältnis die durch jene
kleine, aber gut organisierte Gruppe verursachten politi-
schen Probleme so bedrückend.

So bekommt z. B. die »United Thora Judaism« für den
Neubau von Religionsschulen 260 Mio. DM. Die Nationalre-
ligiöse Partei erhält 80 Mio. DM. Weitere 40 Mio. DM gehen
an die rechtsaußen angesiedelte Moldet-Partei, obwohl sie
nicht zur Regierungskoalition gehört. Damit soll u.a. der Pira-
tensender der Siedler legalisiert werden. Nicht zuletzt wegen
dieser Gelder für rechtsideologische Splittergruppen fehlt es
dann in volkswirtschaftlich sinnvollen Bereichen. Mögliche
Arbeitsplätze kommen deshalb erst gar nicht zustande. Der
mit dem Hinweis auf die Verschleppung des Friedensprozes-
ses und den sozial unausgeglichenen Haushalt begründete
Rücktritt von Außenminister David Levy am 4.1.98 ist ein
Indiz dafür, wie sehr selbst konservative Kernfraktionen der
Rechten mit der aktuellen Politik Probleme bekommen. Als
nach dem Ausscheiden der Levy-Partei die Zustimmung
zum neuen Etat auf Messers Schneide stand, half die Moldet-
Partei in der Haushaltsabstimmung am 7.1.98 Netanjahu aus
dem Schlamassel.

So stark solche Rechte die augenblickliche Regierungspo-
litik auch bestimmen, so dienen sie doch andererseits als
Alibi. Wenn Netanjahu immer auf den engen Spielraum hin-
weist, den ihm die Falken in seinem Kabinett lassen, ist das
nur ein Teil der Wahrheit, denn mit Hilfe der oppositionellen
Arbeitspartei wäre es ein leichtes, eine Mehrheit für den
Fortgang des Oslo-Prozesses zu erlangen. Das Camp-David-
Abkommen bekam der Likud-Ministerpräsident Menachem
Begin 1979 nur mit den Stimmen der oppositionellen
Arbeitspartei gegen Abweichler seiner eigenen Fraktion
durch. Laut einer Umfrage vom Januar 1998 wünschen wei-
terhin 59 % der Israelis die Fortsetzung. Bei einer anderen
Befragung zeigten sich gleich 83,l  Prozent darüber besorgt,
daß »Oslo« so sehr stocke. Immerhin fanden sich am 8.11.97
gleich 200.000 Israelis zu der größten Kundgebung in der
Geschichte des Landes zusammen, um gegen die »Blockade-
politik« der Regierung zu protestieren und »die Fortsetzung



des Friedensprozesses« zu fordern. Selbst 23 Abgeordnete
der Regierungskoalition, die sich als »gemäßigt« verstehen,
drohten inzwischen mit ihrem Auszug aus der Regierung,
falls es nicht zu einem Abzug aus den besetzten Gebieten
komme. Symptomatisch ist es auch, daß im Vorfeld des US-
Besuches von Ministerpräsident Netanjahu 185 israelische
Reserveoffiziere bzw. Soldaten der Reserve einen Offenen
Brief schrieben, in dem sie Netanjahu aufforderten, »den Weg
des Friedens zu wählen«. Sie fragten »nach der moralischen
Berechtigung unseres Weges«, wenn der »Regierung . . . die
Existenz von Siedlungen jenseits der Grünen Grenze wichti-
ger ist als das Ende eines historischen Konfliktes« (Freitag,
23.1.98).

Die Möglichkeiten der PL0 sind begrenzt
Angesichts der aktuellen Kräfteverhältnisse (der desolaten
sozialen Lage der Bevölkerung nach gut einem halben Jahr-
hundert Dauerkonflikt und des Wegfalls des realsoziali-
stischen Lagers) gibt es für die PL0 kaum eine Basis für eine
prinzipiell andere Politik. Israel kann sich so unzugänglich
zeigen, weil die Widerstandsmöglichkeiten der palästinensi-
schen Seite begrenzt sind. Nicht zuletzt wegen der dauern-
den israelischen Abriegelungen der besetzten Gebiete beträgt
im Gazastreifen zur Zeit die Arbeitslosigkeit 65 Prozent; im
Westjordanland sind 48 Prozent arbeitslos. Verglichen mit
früheren Zeiten hat die israelische Wirtschaft mit der Aus-
sperrung der palästinensischen Arbeiter wenig Schwierig-
keiten, denn inzwischen wurden circa ~CICJ.OOCI  ‘Gastarbeiter’
ins Land geholt, welche die früheren Hilfskräfte ersetzen
können. Aktuell werden bestenfalls noch 25.000 bis 56.00~1
palästinensische Arbeiter in Israel gebraucht. Die ökonomi-
sche Situation der Autonomiegebiete hat sich im Laufe des
Oslo-Prozesses deutlich verschlechtert. Die Exporte gehen
zurück. Das Pro-Kopf-Einkommen sinkt. Allein durch die
Abriegelungen sollen die Palästinenser-Gebiete nach Anga-
ben einer palästinensischen Menschenrechtsgruppe im stati-
stischen Durchschnitt täglich 6 Mill. Dollar verlieren. Da
zwischen der Unterzeichnung des Oslo-Abkommens im
Herbst 1993 und im Sommer 1997 an 318 Tagen abgeriegelt
worden ist, ergibt das eine Summe von rund 1,9 Mrd. Dollar.
In der gleichen Zeit übermittelten die »Spender-Nationen«
ca. 1,5  Mrd. Dollar an die palästinensische Verwaltung. Die
Autonomie-Verwaltung veranschlagt die täglichen Einbußen
sogar mit 9 Millionen Dollar. Nach UN-Berechnungen sollen
sich die Verluste für den Zeitraum 1992 bis 1996 auf 6 Milli-
arden Dollar summieren.

Je länger der Schwebezustand zwischen Frieden und offi-
zieller Besetzung anhlilt,  desto prekärer wird die Situation:
Fehlten zwischen 1993 und 1997 infolge des Mißverhältnis-
ses zwischen ausländischen Spenden und Schäden durch
die Abriegelungen insgesamt mindestens 460  Mill. Dollar, so
war allein 1997 der Schaden mit 230 Mill. Dollar bereits
mehr als doppelt so groß wie die Spenden, die gleichzeitig
hereinkamen. Denn diese nehmen angesichts der ungeklär-
ten Situation nicht gerade zu. Bei privaten Investitionen
sieht es so aus, daß diese 1992 noch gut viermal so hoch
waren wie 1996. Zwischen 1992 und 1996 soll der Lebens-
standard im Gazastreifen um 46 Prozent gesunken sein. Im
gesamten besetzten Gebiet zusammengenommen soll das
Pro-Kopf-Einkommen zwischen 1993 und 19%  um 35 Pro-
zent zurückgegangen sein. Praktisch der gesamte Außenhan-
del muß weiterhin durch Israel hindurch erfolgen, unter

anderem wegen des Pariser Wirtschaftsabkommens vom
29.4.94 zwischen Israel, den Spender-Ländern und der PLO,
nicht zuletzt jedoch auch, weil der Flughafen in Gaza zwar
fertiggestellt ist, aber wegen israelischer Sicherheitsbe-
denken nicht in Betrieb gehen darf. Israel und das Autono-
miegebiet sind somit Teile einer »ungleichen Zollunion,
deren Fenster zur Au$enwelt  bis heute einzig Israel unter
Kontrolle hat. Palästinensische Ein- und Ausfuhren sind
durch Quoten geregelt, sie werden jedoch immer wieder
durch israelische ‘Sicherheitsmaj3nahmen’ in Häfen und
Flughäfen behindert« (NZZ, 16.7.97).

Wenn es angesichts dieser desolaten Situation Arbeit
gibt, dann wesentlich in den Diensten der palästinensischen
Verwaltung. Direkt oder indirekt sind bei ihr bis zu einem
Viertel der palästinensischen Arbeiter in Lohn und Brot. Sie
besteht für nur circa 1,5 Mill. Menschen aus einem umfang-
reichen Präsidentenbüro sowie 23 Ministerien. Aufgeteilt ist
diese Verwaltung auf 22 Behörden, 9 regionale Verwaltungen
und gleich 7 Sicherheitsbüros. Allein die verschiedenen
Abteilungen des palästinensischen Sicherheitsapparats bie-
ten fast 40.000  Menschen Arbeit. Bezogen auf die Bevölke-
rungszahl ist das weltweit eine der höchsten Polizeidichten.
Wenn es fast nur bei der Arafat-Führung Jobs gibt, dann ist
klar, wem gegenüber ein Großteil die Bevölkerung in ganz
besonderer Weise Loyalität empfindet - nämlich einer
palästinensischen Verwaltung, die voll und ganz darauf
orientiert, mittels Verhandlungen zum Palästinenser-Staat zu
kommen.

Immerhin vorhandene Planspiele innerhalb der Palästi-
nenser-Verwaltung, eventuell Israel mit dem Einsatz schwe-
rer Waffen zu bedrohen, haben militärisch keinen Wert, kön-
nen bestenfalls als politisches Druckmittel dienen. Um den-
noch Israel wenigstens ein Stück weit militant unter Druck
zu setzen, droht die PLO-Führung gelegentlich mit einer
Neuauflage der Intifada. Unmittelbar vor Netanjahus US-
Besuch rasselte Arafat mit dem Säbel: »Wir sind bereit, wie-
der sieben Jahre Intifada zu beginnen«. Vor dem Ende seines
eigenen Washington-Besuches erklärte er, Netanjahu sei »mit
leeren Händen« nach Washington gekommen. Seine »Ange-
bote« seien »Peanuts«.  Das Scheitern des Friedensprozesses
werde zu »Explosionen« führen. Der Aufruf zur Intifada geht
jedoch zur Zeit an einem Großteil der PalästinenserInnen
vorbei, weil sie von den Sorgen des täglichen Überlebens
bedrückt werden.

Der 10. Jahrestag der Intifada, die in großem Stil am
8.12.87 ausgebrochen war, wäre immerhin eine gute Gele-
genheit gewesen, durch Massenkundgebungen Druck aus-
zuüben. Geschehen ist nichts: Arafat hatte sich zu einer
Europareise aufgemacht. Und Harnas (die zur Zeit mit einer
Wählerschaft von 17 Prozent der PalästinenserInnen  rechnen
könnte) schob ihre Kundgebung, die dann auch nicht so
machtvoll ausfiel, bis zu seiner Rückkehr auf. Typischer-
weise reagierte die Palästinenser-Administration kaum, als
in die Öffentlichkeit drang, welche geringen Teile des West-
jordanlandes die Israelis selbst in einer endgültigen Abma-
chung nur abgeben wollen. Bei der Einschätzung des Verhal-
tens der palästinensischen Bevölkerung wird ein spezieller
Punkt häufig viel zu gering bewertet: Israel hat zwar immer
noch die Gewalt über den größten Teil der Fläche des
Westjordanlandes, aber ein sehr großer Teil der Palästinenser
lebt nicht mehr unter direkter israelischer Kontrolle - von
den circa 2,1  Palästinensern der besetzten Gebieten sind es



bereits 1,s Millionen, die der Palästinenser-Verwaltung
unterstehen.

Immer noch sollen deshalb 70 Prozent der Palästinenser
den Oslo-Prozeß unterstützen, aber nicht unbedingt aus
Begeisterung, sondern z. T. aus Verzweiflung. Eine ständige
Begleiterscheinung schwacher (bürgerlicher) Regimes, näm-
lich die Korruption (1996 versickerte ein Viertel des palästi-
nensischen Haushalts in dunklen Kanälen) sowie eine ab-
norme, immer noch weiter zunehmende Arbeitslosigkeit
haben auf dem Hintergrund fehlender politischen Perspekti-
ven nicht gerade die Herausbildung stabiler Widerstands-
strukturen erleichtert. Wenn man die Israelis sowieso nicht
besiegen kann, bleibt in dieser Situation fast nur die Hoff-
nung, daß es »irgendwie« zum »Frieden« kommt und es den
PalästinenserInnen  in den zur Zeit noch besetzten Gebieten
zukünftig einmal so gehen wird wie denen, die permanent
im israelischen Kerngebiet leben.

Zu dem »irgendwie« gehört auch die Erwartung, das Aus-
land würde genügend Druck auf Israel ausüben. Zum Bei-
spiel die arabischen Nachbarstaaten: Nach dem ergebnis-
losen Ende der Besuche von Netanjahu und Arafat in den
USA erklärte am 25.1.98  der Sekretär des palästinensischen
Autonomiekabinetts, Ahmed Abdul Rahman, nun müßten
die arabischen Staaten auf einem Gipfeltreffen klaren, »ob es
lohnt, weiter Frieden mit Israel zu suchen«. Zum anderen
wird der Westen in die Pflicht genommen: Die Palästinenser
fordern z. B. von der EU, daß diese ein Wirtschaftsembargo
gegen Israel verhängt. Immerhin exportierte Israel im letzten
Jahr in die EU Waren in Höhe von 633 Mrd. Dollar. Nach
einem Treffen mit Arafat am 9.2.1998 erklärte freilich der EU-
Präsident Jacques Santer, die EU denke mitnichten an Boy-
kottmaßnahmen.

Die Position des Westens
Noch mehr als von der EU erwartet die PLO-Führung freilich
von den USA. In der hochsensiblen Nahost-Region, welche
einen wesentlichen Pfeiler der Energieversorgung der westli-
chen Industrienationen bildet (hier lagern circa 70 Prozent
der Welt-Erdöl-Reserven), würde der Westen lieber heute als
morgen Ruhe einkehren sehen. Lange hat er darauf gesetzt,
Israel sei in der Lage, genügend militärischen und politi-
schen Druck zu mobilisieren. Als das offensichtlich nicht
mehr ging und sich spätestens im 11.  Golfkrieg die Notwen-
digkeit eines Bündnisses mit arabischen Staaten als notwen-
dig erwies, drängte der Westen auf einen Ausgleich mit den
PalästinenserInnen.  Für das Eintreten der USA zugunsten
der PalästinenserInnen  gibt es freilich Grenzen.

Zunächst existiert ein großer pro-zionistischer Einfluß in
den USA, der zum einen aus einer Tradition des »schlechten
Gewissens« zugunsten Israels resultiert, weil aufgrund einer
antisemitischen Grundhaltung im US-amerikanischen Bür-
gertum im 11. Weltkrieg zuwenig getan wurde, um den Holo-
caust seitens der deutschen Faschisten zu verhindern, und
zum anderen wegen des jüdischen Bevölkerungsanteils, der
in der Wahlarithmetik eine große Rolle spielt. Sodann ist
Israel (abgesehen vom Öl) im wirtschaftlichen Vergleich mit
den arabischen Ländern wichtiger. Dieser kompakte Markt
allein erwirtschaftet 40 Prozent desjenigen Bruttosozial-
produkts, welches die 21 arabischen Länder produzieren.
Schließlich, und das ist der wichtigste Punkt, gilt Israel als
Fleisch vom Fleisch des Westens. Anders als die arabischen
Staaten ist der Zionistenstaat ohne den Rückhalt des Westens

nicht überlebensfähig. Obwohl längst kein Entwicklungs-
land mehr, hält er seit langem den ersten Platz bei der Ver-
gabe US-amerikanischer Entwicklungshilfe. Und schließlich
ist Israel die größte Militärmacht des Nahen Osten, die
zudem fest auf der »richtigen« Seite steht. Über Jahrzehnte
hinweg hat es sich als der treueste Verbündete des Westens
erwiesen, nicht nur im Nahen Osten selbst, sondern auch
durch Unterstützung von Regimes und Bewegungen (z. B.
des Apartheid-Regimes oder der Contras in Nicaragua), bei
denen sich der Westen nur bedingt selbst die Hände dreckig
machen wollte.

Die Funktion, Stellvertreter der führenden westlichen
Industrienationen in dieser Region zu sein, hat in den letzten
Jahren vielleicht in ihrer Bedeutung noch zugenommen.
Nach dem 11.  Golfkrieg schien es möglich, ein solides west-
lich-orientiertes Bündnissystem mit den arabischen Staaten
aufzubauen. Deren wankelmütiges Verhalten nicht zuletzt in
der Irak-Frage stellt das wieder in Frage. Dies hängt zwar mit
dem unnachgiebigen Auftreten Israels in der Palästina-Frage
zusammen, ändert aber nichts daran, daß Israel der einzige
Staat im Nahen Osten ist, auf den sich der Westen vorbehalt-
los verlassen kann. Daraus folgt dann eine US-Haltung, die
sich immer, wenn es hart auf hart kommt, auf die Seite der
israelischen Regierung schlägt. Ein Beispiel hierfür ist die
Siedlungsfrage. Eindeutig widerspricht der Siedlungsbau
dem Völkerrecht. Trotzdem beschloß die israelische Regie-
rung im Februar 1997 den Bau der Siedlung Har Choma
(Mauerberg) im Osten Jerusalems. Diese soll in der Endaus-
baustufe 30.000  Israelis Raum bieten. Das Projekt dient
hauptsächlich dazu, Ost-Jerusalem eindeutig zu einer israeli-
schen Stadt zu machen und damit späteren Verhandlungen
über den Status von Gesamt-Jerusalem einen Riegel vorzu-
schieben. Durch die Macht des Faktischen soll die Vision
von ‘El-Kuds’ (= ‘Die Stadt der Heiligkeit’, so die arabische
Bezeichnung für Jerusalem, nach Mekka und Medina die
drittwichtigste Stadt des Islam) als Hauptstadt eines Palästi-
nenserstaates beerdigt werden. Gleich zweimal verhinderte
die USA durch ein Veto im Weltsicherheitsrat die Verab-
schiedung einer von der EU und der Arabischen Liga einge-
brachten Resolution, die den Bau verurteilte.

Die eben benannten Grenzen können freilich nicht das
Kernproblem verdecken, daß die westlichen Interessen in
dieser Krisenregion nicht für eine überzogene Politik Israels
aufs Spiel gesetzt werden sollen. Gerade in der aktuellen
Irak-Krise zeigt sich wieder einmal, daß die alte Golfkriegs-
Allianz insbesondere dadurch geschwächt worden ist, daß
die arabischen Länder nicht nachvollziehen können, warum
die USA bisher Israel nicht entscheidend unter Druck gesetzt
haben. Symptomatisch ist das Statement der in den Vereinig-
ten Arabischen Emiraten erscheinenden Tageszeitung »Al-
Itthihad«:  »Wenn Saddam einmal das internationale Recht
verletzt hat, hat Israel das hundertmal getan«. N i c h t
umsonst kritisiert die israelische Opposition Netanjahu, weil
dieser durch seine Politik Saddam Hussein stärke. Denn er
ermuntere den Kreis der Nein-Sager  im Nahen Osten.

US-Außenministerin Albright soll inzwischen, gerade im
Hinblick auf den Irak, Israel gedrängt haben, den Oslo-Prozeß
wieder zu beschleunigen. Sie beklagte die »sture und kom-
promiflunwillige  Haltung« der Israelis. Ende November 1997
weigerte sich Clinton ausdrücklich, Netanjahu zu treffen,
obwohl sich beide am selben Tag in Los Angeles aufhielten
und er im gleichen Zeitraum Schiman  Peres empfing. Der
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US-Präsident erklärte, er liebe Israel, aber so könne es nicht
weitergehen. Anfang Dezember ließ es sich die US-Regierung
nicht mehr gefallen, daß die israelische Regierung Regelun-
gen immer weiter hinauszögerte. Sie setzte ihr so lange zu,
bis sie erstmals offiziell skizzierte, wie eine endgültige Ver-
einbarung zwischen Israel und den Palästinensern iiber-
haupt aussehen könnte. Bei seinem Besuch im Januar 1998
erhielt Netanjahu dann nur einen frostigen Empfang. Das
obligatorische Festessen mit seinem Gast, die gemeinsame
Pressekonferenz sowie die Einladung ins Gästehaus der US-
Regierung, das Blair House, ließ die US-Administration aus-
fallen. »Wir behandeln ihn wie den Präsidenten von Bulga-
rien«,  hieß es von einem US-amerikanischen Regierungsbe-
amten. Während die Netanjahu-Regierung mit der PL0 prak-
tisch nicht mehr verhandelt, muß sie mit der Clinton-Regie-
rung konferieren. Sie kann sich über die Washingtoner Wün-
sche nicht einfach hinwegsetzen.

Die US-Administration akzeptiert die Position der PL0 in
der Frage der von den Israelis kritisierten Passagen der PLO-
Charta, wonach jene Sätze infolge der Nichtigkeitserklärung
von 1996 längst keine Gültigkeit mehr hätten. Auch die isra-
elische Forderung nach Auslieferung von Harnas-Aktivisten
im Januar wurde von Washington nicht mitgetragen. Nach
dem US-Besuch von Arafat Ende Januar wurde bekannt, daß
die USA bei nächster Gelegenheit Israel auf einen Abzugs-
plan verpflichten wollen. Nach dem Scheitern der Ein-
zeltreffen zwischen Clinton und Netanjahu sowie Arafat am
20./22.  Januar versuchte die US-Regierung, ein Gipfeltreffen
im Februar zu arrangieren. Spätestens dort sollte Israel
darauf verpflichtet werden, sich nach einer entsprechenden
Vereinbarung sofort - innerhalb von zwei Wochen - aus
4 Prozent der besetzten Gebiete zurückzuziehen. Diese erste
Maßnahme sollte erfolgen, ohne daß die Palästinenser
unmittelbar eine Gegenleistung dafür erbringen müßten.
Weitere acht Prozent müßten innerhalb der nächsten darauf
folgenden zweieinhalb Monate verlassen werden. Wie der
gescheiterte Besuch des US-Abgesandten ROSS im März
gezeigt hat, ist die US-Regeirung bisher aber kaum erfolg-
reich gewesen.

Schon bei Netanjahus Besuch wurde erneut deutlich, daß
sich die US-amerikanische Regierung doch nicht zu einem
wirklich schmerzhaften Druck auf die israelische Regierung
durchringen kann. So vertritt die US-Regierung ebenso wie
die israelische die Position, wonach es prinzipiell ein Junk-
tim zwischen Zugeständnissen an die Palästinenser und
deren Aktivitäten gegen die sogenannte terroristische Infra-
struktur geben müsse. Die USA akzeptieren also die Ver-
knüpfung zwischen israelischen Sicherheitsinteressen und
Konzessionen gegenüber der PLO. Außenministerin Albright
verlangte - laut ihrem Sprecher Rubin - von Arafat: »Er rnufl
bezüglich des weiteren Abzugs realistisch sein und die Ver-
knüpfung mit der Sicherheitsfrage sehen« (Ruhr-Nachrich-
ten, 23.1.98). Daß das, was hier Terror genannt wird, in erster
Linie Folge eben der unnachgiebigen israelischen Haltung ist
- der eigentlich Schuldige also die Netanjahu-Regierung
selbst ist -, kommt dabei natürlich nicht in den Blick.

Perspektive
Ohne Rückgabe von Land in einer Größenordnung, die dem
Palästinensergebiet eine »eigenständige« Überlebensfähig-
keit erlaubt, gibt es keinen - auch nur formalen - »Frieden«.
Genau daran haben jedoch - und das ist der wesentliche

Punkt - wichtige Teile der israelischen Bevölkerung, des
israelischen Kapitals und die westlichen Führungen ein zen-
trales Interesse. Im Kern ist die Likud-Politik kontraproduk-
tiv. Entsprechend klagte die Mutter der am 4.9.97 bei dem
Attentat in Jerusalem umgekommenen 14jährigen  Smadar
Peled-Elhanan die israelische Regierung an, nicht die
Attentäter. Der Großvater des Mädchens gehörte im 67er
Krieg zur Militärführung des Landes, hatte sich dann aber
der Friedensbewegung zugewandt, zu deren prominenten
Mitgliedern später auch seine Tochter gehörte. Diese hatte
einen Teil ihrer Schulzeit mit Netanjahu verbracht. Obwohl
es nicht zuletzt wegen solcher gefühlsmäßigen Erinnerungen
nahegelegen hätte, ließ sie sich auch durch den Tod der Toch-
ter nicht beirren: »Es ist die Politik des Premierministers
‘Bibi’ Netanjahu, die das Unglück über unsere Familie
gebracht hat. (...) Für mich trägt seine Regierung eine indi-
rekte Schuld am Tod meiner Tochter und all derer, die unter
ähnlichen Umständen ihr Leben gelassen haben. Seine Poli-
tik ist eine ständige Provokation für das palästinensische
Volk. Sie hat die Selbstmordattentäter dazu getrieben, diese
grauenhaften terroristischen Taten zu begehen (...). Seit
dreij3ig  Jahren betreibt Israel eine Politik, die für uns wie für
unsere Nachbarn gleichermaflen  verheerend ist. ‘Wir’ haben
gro$e  Gebiete besetzt, Männer und Frauen gedemütigt und
beraubt, Häuser und Anpflanzungen zerstört. Die Gegenre-
aktion war unvermeidlich. Man kann nicht ein ganzes Volk
töten, aushungern, in Enklaven einschliefien  und erniedri-
gen, ohne da$ es eines Tages explodiert«. (Le Monde diplo-
matique, dt., 17.10.97).

Die Netanjahu-Regierung riskiert, daß Arafat abwirtschaf-
tet und dann möglicherweise ein - aus israelischer Sicht -
radikalerer Palästinenservertreter, z. B. von der Harnas, die
Führung gewinnen könnte. Selbst in Sicherheitskreisen wird
deshalb diese Regierungspolitik immer wieder und sehr
nachhaltig kritisiert: »Der ehemalige Präsident des Inlandge-
heimdienstes Schabak, Gillon, hat (...) gesagt, die Ablehnung
der OsloVereinbarungen und die Auffassung, Israel könne
bessergegen den Terror vorgehen, wenn das Militär weiterhin
in den autonomen Städten anwesend sei, sei blo$e Propa-
ganda. Selbst mit einerfortdauernden Präsenz der Streitkräf-
te werde es Terrorgeben (...) Man müsse  Arafat stärken, dann
werde er auch wieder stärker gegen den Terror vorgehen.«
(FAZ, 27.9.97). Durch die augenblickliche Regierungspolitik
würden die Probleme für Israel also größer. Deswegen kommt
es nicht von ungefähr, daß praktisch alle Umfragen auf einen
deutlichen Rückgang der Unterstützung für die Netanjahu-
Regierung in der Bevölkerung hinweisen.

Man darf sich freilich keinen Illusionen hingeben: Eine
Regierung mit Ehud Barak von der Arbeitspartei als Mini-
sterpräsidenten würde zwar zu einer Fortführung des Oslo-
Prozesses führen und möglicherweise gar die Ausrufung
eines Palästinenserstaates erlauben. Aber Barak steht auch
für den Rabin-Flügel, der, anders als damals in Ansätzen
Peres, nur schwerlich bereit ist, auch nur auf Teile von Jeru-
salem zu verzichten, und keinesfalls vollständig all diejeni-
gen Gebiete aufgeben will, welche die Israelis 1967 erobert
haben. Diese Position wird nicht zuletzt dadurch gestärkt,
daß aus Sicht des israelischen Militärs der größte Teil des
Westjordanlandes in israelischem  Besitz verbleiben soll. Die
Armee ist diejenige gesellschaftliche Institution, in der bis-
her Anhänger von Likud und der Arbeitspartei noch am ehe-
sten zu Kompromissen gekommen sind. Hinter dieses Kon-



zept der Armee dürfte auch ein Premier der Arbeitspartei
deshalb nur schwerlich zurückgehen können. Eine solche
harte Haltung dürfte ihm auch weiterhin nicht zuletzt des-
halb opportun erscheinen, weil eine Kraft auf der palästinen-
sischen Seite, die z.B. das Konzept des israelischen Militärs
aushebeln könnte, nicht in Sicht ist.

Sollte sich die Likud-Regierung noch länger an der Macht
halten können, deutet einiges darauf hin, daß sie mittelfristig
eine Rückgabe zumindest des Gebietes B durchaus akzeptie-
ren würde. Die früheren Likud-Pläne von einem Groß-Israel
werden nicht wieder ausgegraben. Spätestens mit der Umset-
zung des Oslo-B-Abkommens durch den Hebron-Vertrag
(und damit der Aufgabe der Stadt Abrahams sowie des Mär-
tyrer-Ortes, in dem 1929 69 Juden durch arabische Einwoh-
ner getötet worden waren) war die Hoffnung der rechten
Siedlerbewegung zunichte gemacht worden, ein Minister-
präsident Netanjahu sei ein Garant für das Ende des Oslo-

Z U  O B I G E M  I S R A E L - A R T I K E L :

Eine notwendige Antwort
Die folgende Kritik bedarf einer Vorbemerkung. Eine Zei-
tung, die sich an interessierte Leser aus der Arbeiterklasse
wendet, muß sich bemühen, der bestehenden Konfusion in
den Reihen der abhängig Beschäftigten entgegenzutreten. Es
kommt darauf an, die hinter den Parolen und diplomati-
schen Floskeln, hinter ideologischen und moralischen
Rechtfertigungen stehenden ökonomischen und politischen
Interessen aufzuzeigen; d.h. wir müssen die Triebkräfte der
geschichtlichen Entwicklung und des aktuellen Geschehens
analysieren und bloblegen.

Dem wird der Artikel nicht gerecht, wenn z.B. gesagt
wird: »Zunächst existiert ein grof3er  pro-zionistischer Ein-
f7uf3  in den USA, der zum einen aus der Tradition des
‘schlechten Gewissens’ zugunsten Israels resultiert, weil auf-
grund einer antisemitischen Grundhaltung im US-ame-
rikanischen Bürgertum im 2. Weltkrieg zu wenig

Prozesses. Spätestens nach dem verheerenden internationa-
len Echo auf die Tunnel-Öffnung im September 1YYti  in Jeru-
salem und den nachfolgenden blutigen Zusammenstößen
mit den Palästinensern in bis dahin lange nicht gesehenem
Ausmaß scheint ein gewisser Umdenkungsprozeß in der isra-
elischen Regierung stattgefunden zu haben: Auslöschen läßt
sich der Oslo-Prozeß in seiner Gesamtheit nicht mehr. Die
Likud-Regierung hat aber das Ziel, ihn soweit wie möglich zu
den eigenen Gunsten zu verwässern - was einem eigentli-
chen Friedensprozeß natürlich keine Chance läßt.

Es ist zwar nicht ausgeschlossen, daß sich aus dieser
Situation wieder ein massiver gewalttätiger Konflikt ent-
wickeln kann, aber die Wahrscheinlichkeit eines »heißen
Krieges« zwischen Israelis und Palästinensern in nächster
Zeit ist, soweit es sich im Augenblick beurteilen läßt, doch
sehr gering. u., D. 2.5.5.98B

getan wurde, um den Holocaust seitens der
deutschen Faschisten zu verhindern....«

Haben die Verfasser vergessen, daß die
Geschichte eine Geschichte von Klassenkämpfen ist - oder
gilt diese Feststellung nicht mehr? Nicht das ‘schlechte
Gewissen’ ist Richtschnur für das Handeln der USA und der
BRD, sondern die ökonomischen und politischen Interessen
ihrer herrschenden Klassen im Nahen Osten. Thalheimer
schrieb schon anläßlich des Teilungsbeschlusses der UN
1948: »Die USA suchen sich den Staat Israel als ihr imperia-
listisches Werkzeug zu sichern« (Internationale monatliche
Übersicht über Mai 1948, in: Westblock - Ostblock, S. 337).

Das ‘schlechte Gewissen’ als Triebkraft der US-Politik zu
begreifen, ist Ausdruck einer oberflächlichen Betrachtungs-
weise, die selbst hinter den stockbürgerlichen ‘Nah-Ost-
Experten’ Udo Steinbach zurückfällt, der immerhin versteht,
daß handfeste Interessen und keineswegs ‘Gewissensbisse’
das politischen Handeln bestimmen. So schreibt er über die
europäische Nah-Ost-Politik: »Ich denke, daf3  die Europäer
gerade durch den Friedensprozef3 immer stärker im Nahen
Osten involviert sein werden. Das europäische Interesse im
Nahen Osten ist wirtschaftlicher und politischer Natur und
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in einem hohen Ma$e auch kultureller Natur, und es ist von
zunehmendem vitalen Interesse, daf3  sich eine europäischen
Politik entwickelt, die sich von der amerikanischen unter-
scheidet.«

Das Oslo-Abkommen

Schon der erste Absatz des vorstehenden Israel-Artikels
zeichnet sich aus durch unklare Formulierungen und ne-
bulöse Bewertungen, die letztendlich den ganzen Artikel
durchziehen. Wer eigentlich hat auf der Grundlage der
Osloer Verträge »im günstigsten Fall« die Gründung eines
bürgerlichen Staatswesens erwartet - setzt sich der Autor
mit seinen eigenen Illusionen auseinander?

Diese Vorstellung ist völlig absurd, denn das Osloer
Abkommen beließ Israel die Kontrolle über die Siedlungen,
die Wirtschaft, über die Außengrenzen - kurzum die territo-
riale Souveränität; die Verwendung von Entwicklungsgel-
dern für die sogenannten autonomen Gebiete müssen von
Israel genehmigt werden, das so wirtschaftliche Projekte
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autorisieren oder verhindern kann; mehr als 80% der Wirt-
schaft des Westjordanlandes und des Gazastreifens sind
direkt oder indirekt von Israel abhängig; das durch die Sied-
ler erschlossene Land macht mehr als 55 Prozent der gesam-
ten Fläche der besetzten Gebiete aus - die Besatzungspolitik
ist ungebrochen, wurde in mancherlei Hinsicht sogar ver-
schärft. Selbst Arafat kann bis heute ohne israelische Erlaub-
nis den Gazastreifen weder betreten noch verlassen.

Wie soll auf dieser Grundlage ein palästinensisches bür-
gerliches Staatswesen möglich sein? Es ist nicht ausgeschlos-
sen, daß tatsächlich ein »Palästinenserstaat«  proklamiert
wird, aber ohne wirtschaftliche und politische Eigenständig-
keit; ein Flickenteppich, die Verbindungswege von der israe-
lischen Armee kontrolliert, der den Menschen, die dort
leben, keine soziale Perspektive bietet. Er wäre eher mit den
südafrikanischen Homelands aus den Zeiten der Apartheid
vergleichbar denn mit einem unabhängigen Staat. Kein ein-
ziges Problem für die Bevölkerung würde dadurch gelöst -
‘Frieden’ auf einer solchen Grundlage kann es nicht geben.

Ein weiteres ‘explosives’ Problem, ohne dessen Lösung es
keinen Frieden im Nahen Osten geben kann, stellt die Lage
der Flüchtlinge dar: Deren Not und Unsicherheit, vor allem
der Flüchtlinge, die im Libanon leben, ist verzweifelter als je
zuvor. Schon 1991 hatte die PL0  ihre Unterstützung von
Arbeitsplätzen, Stipendien, der Gesundheitsversorgung, der
Renten und anderer Versorgungsleistungen auf ein Mini-
mum zusammengestrichen. Nach dem sog. Friedensvertrag
von 1993 haben sich die katastrophalen Lebensbedingungen
noch weiter verschlechtert. Die palästinensische National-
behörde Arafats hat inzwischen ihre Finanzhilfe und Sozial-
dienste im Libanon vollständig eingestellt und in den Gaza-
streifen umgeleitet mit der Konsequenz, daß inzwischen
70Prozent der etwa 350.000  Palästinenser im Libanon un-
terhalb der Armutsgrenze existieren; eine Arbeitserlaubnis
wird ihnen von den libanesischen Behörden in den meisten
Fällen verweigert, vom öffentlichen Erziehungs- und Ge-
sundheitswesen sind sie ausgeschlossen, ein Anspruch auf
Sozialversicherung existiert für sie nicht, ihre Bewegungs-
freiheit ist eingeschränkt.

Nach den 1996 veröffentlichten Richtlinien der Regie-
rung Netanjahus wird die Rückkehr sowohl der 48er als auch
der 67er-Flüchtlinge  in die besetzten Gebiete als eine Gefahr
für die »demographische Sicherheit« Israels abgelehnt.
Unter den Flüchtlingen, vor allem unter denjenigen, die
heute ohne Perspektive in den Lagern leben, finden sich die
radikalsten Gegner der sog. Friedensverträge; sie wissen, daß
durch internationale Diplomatie und weitere Verhandlungen
sich an ihrer Lage nichts ändert. Deshalb hat auch Arafat kein
Interesse an einer Rüc,kkehr,  denn die Flüchtlinge würden
seine Machtansprüche gefährden. Die ‘Proklamation eines
Palästinenserstaates’ unter israelischer Kontrolle wird also
auch dieses Problem ungelöst lassen und weitere schwere
Auseinandersetzungen auslösen.

Wie aus diesen Beispielen ersichtlich ist, »droht der
Oslo-Prozep  nicht zu kippen<<,  wie der Autor meint, er war
schon längst gescheitert, noch ehe er überhaupt begonnen
hatte. Vielleicht ist es ganz interessant, in diesem Zusam-
menhang einmal Haidar Abdul Shafi zu zitieren, den ehema-
ligen Leiter der palästinensischen Delegation bei den Madri-
der Verhandlungen 1996,  der dann aber aus der Verhand-
lungskommission zurücktrat, weil er die eigentlichen Inter-
essen, die sich hinter dem sogenannten Friedensprozeß ver-

bargen, begriff: »Ein sorgfältiges Studium dieses Abkommens
(gemeint ist das Osloer Abkommen) machte sofort die ernst-
haften Mängel deutlich, die es enthielt. Seine ,grö$te
Schwäche war, da_/3  es das fortgesetzte israelische Siedlungs-
programm, das die Ursache fiir den Stillstand der 20.mona-
tigen Verhandlungen gewesen war, überhaupt nicht klar
ansprach - und diese Tatsnche stellt natürlich das Ergebnis
der Verhandlungen für die Schluf3phase  schon jetzt in Frage
und macht es unglaubwürdig. (...]  Trotz dieser Schwächen
wurde das Abkommen der Weltöffentlichkeit in einer feier-
lichen Schluflzeremonie  im WeiJ3en  Haus präsentiert, mit
dem gewagten Kommentar, daj3  es alle Hindernisse beseitigt
und den Weg für einen wirklichen, gerechten und stabilen
Frieden bereitet hätte. Die Renlität  und die Zeit haben bewie-
sen, daf3  dies nichts weiter war als eine Verdrehung der
Wahrheit, die die Weltöffentlichkeit täuschen und Israel
einen Schutzraum verschaffen sollte, in dem es seine
Obstruktionspolitik fortsetzen konnte. Unmittelbar nach der
Unterzeichnungszeremonie hotte  der amerikanische Auf3en
minister  die Stirn zu behaupten: ‘Für die arabischen Staaten
gibt es keinen Grund mehr, den Wirtschaftsboykott gegen
Israel fortzusetzen.’ (...) Jordanien nutzte dieses Abkommen
und die Äuperungen  während der Unterzeichnungszeremo-
nie sofort dazu, einen separaten Friedensvertrag mit Israel zu
schlie$en.  Das ist, kurzgefafit,  der Hintergrund für die gegen-
wärtige Situation in den besetzten Gebieten. Israel nutzte dns
Abkommen (...) als Schutzraum für den Bau neuer Siedlun-
gen in Jerusalem, im Umkreis von Jerusalem und in anderen
Gegenden. (...)(c (Vortrag in der Evangelischen Akademie
Hamburg, 1997)

Während Shafi deutlich zwischen Propaganda und
eigentlichen Interessen unterscheidet, durchzieht den Arti-
kel ein undeutliches Einerseits/Andererseits,  das schließlich
in der Aussage mündet, die früheren Likud-Pläne von einem
Groß-Israel würden nicht mehr ausgegraben, der Oslo-Prozeß
ließe sich in seiner Gesamtheit nicht mehr auslöschen.
Woher nimmt der Autor diese Sicherheit?

Wie man es auch dreht und wendet, es gibt in der Realität
auf der Grundlage dieser Verträge keine ‘Lösung’, noch nicht
einmal eine Befriedung im Sinne von Abwesenheit vom
Krieg.

Rechtsentwicklung in der israelischen Gesellschaft
Nachdem der Autor Netanjahu vorwirft, eine kontaproduk-
tive Politik zu betreiben: »Die israelische Regierung verfolgt
diesen Kurs, obwohl abzusehen ist, da/3  sie wenigstens kurz-
fristig ihre Probleme nicht gerade verringert«, liefert er noch
eine Menge statistischer Daten über den jeweiligen
Wähleranhang und seine soziale Stellung und spekuliert dar-
über, welche Kapitalgruppen denn nun eher für eine von
Likud oder der Arbeitspartei geführte Regierung wären. Die
Widersprüche in der israelischen Gesellschaft und die Dyna-
mik der Entwicklung erfaßt er damit nicht. »Ein groj3er  Teil
der israelischen Bevölkerung macht diese Politik mit, weil
der Oslo-Proze$ bisher an ihm vorbeilief.« Wie kommt der
Verfasser zu einer solchen Aussage? Es gibt wohl kaum ein
Land, in dem in den vergangenen Jahren unter so reger Betei-
ligung der Bevölkerung durch riesige (gemessen an der Ein-
wohnerzahl) Demonstrationen für und wider das Oslo-
Abkommen gestritten wurde.

Die Wirklichkeit sieht komplizierter und anders aus. All
die statistischen Daten helfen uns nicht weiter, wenn wir



nicht in der Lage sind, die sich dahinter verbergenden gesell-
schaftlichen Prozesse zu erfassen. Tatsache ist, daß national-
religiöse und rechtextremistische Kräfte in allen Institutio-
nen der israelischen Gesellschaft auf dem Vormarsch sind: in
der Armee, im Erziehungssystem, in den Universitäten.
Moshe Zimmermann beschreibt diesen Prozeß in »Politik
und Zeitgeschichte, B 14/98«:

- »Das Militär, (...)  das unumstrittene Symbol des israeli-
schen Wesens, verwandelt sich in eine Institution, die dem
orthodoxen Ideengut Platz einräumt: Seit zwanzig Jahren
gibt es orthodoxe Jeshivot (rabbinische Hochschulen] im
Rahmen des Militärs. Im Offzierskorps  sind religiöse Offi-
ziere gegenwärtig so stark vertreten wie früher ‘Kibbuzniks’.
Und die extreme chassidische ‘Chabad’-Bewegung hat
Zugang zu den Erziehungsveranstaltungen des Militärs
erhalten. Vor dem Hintergrund der heutigen Hauptaufgabe
des Militärs, die Westbank, d.h. ‘Ganz-Israel’gegen die Über-
gabe an die Palästinenser zu ‘verteidigen’, ist diese Entwick-
Jung eine logische Konsequenz.«

- Auch im Bildungssektor wird das Vordringen der reli-
giösen und orthodoxen Kreise und das gleichzeitige Zuriick-
weichen der Anhänger des säkularen Zionismus offenkun-
dig. »Die Kibbuzim, einst Paradebeispiele für den säkularen
Zionismus, (....)<c  haben »in der Mehrheit heute auch eine
orthodoxe Synagoge.« Die »neuen Werte« verdrängen die der
Säkularen aus den zentralen Lehrplänen, obgleich der zu-
ständige Minister ein Anhänger der säkularen Bildung ist.
Die Universitäten und Hochschulen verlieren gegenüber den
religiösen Schulen an Bedeutung und Einfluß. Es gibt an den
Talmud-Schulen mehr Studenten als an den säkularen Uni-
versitäten. Die religiösen Schulen werden vom Staat subven-
tioniert, und im Parlament wird die Übernahme der Rabbiner
in den Öffentlichen Dienst und ihre Anerkennung durch
einen akademischen Titel beraten. Der Streit um die von den
Orthodoxen geforderte ‘strenge Ruhe’ am Sabbat soll nun
auch für den Sport gelten. Jeder Versuch, die Zivilehe einzu-
führen, wird von den Rabbinern zurückgewiesen, die ihren
Einfluß wahren und ausweiten wollen. Soweit die Angaben
von Masche  Zimmermann, die auch in anderen Veröffentli-
chungen bestätigt werden. »Zn  meinen Vorlesungen sitzen
heute sehr viel mehr religiöse Studenten als früher. Ich rnufl
mir also neue Gedanken iiber den Lehrstoff machen und
überlegen, was die religiösen Studenten interessiert. Ich bin
heute mit einer Forschung über Verhaltensabweichung bei
den Charedim (ultraorthodoxe Juden) beschäftigt. (...)c( (Prof.
Ben Jehuda, zit. n. ‘Parlament’ vom 27.3.98)

Den Nährboden für diese Entwicklung bildet die Zuspit-
zung der sozialen Gegensätze in Israel selbst, die auch der
Autor konstatieren muß: ))(...)  Orientalische Juden haben im
Durchschnitt ein Einkommen, das auf ein Viertel bis ein Drit-
tel desjenigen der Aschkenasim kommt. Durch die Einwan-
derungswellen der letzten Jahre ist der Abstand sogargering-
fügig wiedergröfiergeworden.  Zwischen 1991  und 1994  stieg
die Zahl derjenigen Israelis. die unter die Armutsgrenze fie-
Jen, von 487.000 (16,l  Prozent der Bevölkerung) auf 607.000
(18,Z  Prozent). Nicht wenige dieser Gruppe werden zwar von
Arabern/PaJästinensern  in Israel gestellt, aber auch der
Anteil der Sepharden ist hier sehr hoch.«

500.000  Juden, d.h. über 12 Prozent der Bevölkerung,
sind in den letzten Jahren eingewandert. Ein wesentlicher
Teil der palästinensischen Tagelöhner wurde durch billige
Arbeitskräfte aus Asien ersetzt. Konkurrenz, rassistische Vor-

urteile und Auseinandersetzungen zwischen den verschie-
denen Einwanderungsgruppen haben zugenommen.

Während das Wirtschaftswachstum beständig zurück-
ging, nahm die Arbeitslosigkeit zu. »Da zugleich die Bevöl-
kerung um 2,s Prozent wuchs, sank das Bruttoinlandspro-
dukt pro Kopf sogar um 1 Prozent. Zu Beginn von Netanjahus
Amtszeit (...) lag die Arbeitslosenquote bei 6,7  Prozent; im
Dezember 1997 erreichte sie bereits 8,2 Prozent. (...) Eine
höhere Neuverschuldung ist auch in Sicht. Der Schulden-
dienst macht bereits 30 Prozent des israelischen Staatshaus-
haltes aus. Indessen könnten sich die wirtschaftlichen
Schwierigkeiten als zweischneidiges Schwert erweisen. Zum
einen verdeutlichen sie die Notwendigkeit des Oslo-Kurses.
Zum anderen könnten sie jedoch zu einer Stärkung von
nationalistischen Positionen führen (...)(c

Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten können nicht, sie
haben längst zu einer Stärkung nationalistischer Positionen
geführt, wie der Autor bei genauerem Hinsehen leicht hätte
feststellen können. Um die Ursachen für die Rechtsentwick-
lung und die Schärfe der politischen Auseinandersetzungen
in Israel zu verstehen, bedarf es eines kurzen historischen
Rückblicks.

Zionismus und jüdischer Nationalismus
Über drei Jahrzehnte war die israelische Gesellschaft geprägt
durch einen breiten gesellschaftlichen Konsens. Ihn
beschreibt Zeer Sternhall, Professor für Politikwissenschaf-
ten an der Hebräischen Universität Jerusalem, wie folgt:

»Tatsächlich hing der gesamte innere Kreis der Arbeits-
partei, die bis 1977 an der Macht war, treu jener Doktrin an,
die seit den Anfängen der landwirtschaftlichen Siedlungs-
projekte galt. Einmal errungene Vorteile und erobertes Terri-
torium gibt man niemals auf, es sei denn, man muj3 einer
Übermacht weichen. Diesem Prinzip ist nicht nur die Ar-
beitspartei verpflichtet, sondern auch der andere Flügel der
zionistischen Bewegung: jene ‘revisionistische’ Rechte etwa,
die erstmals 1977  an die Macht kam und auf deren Konto die
groj3e  Expansionswelle der achtziger Jahre und der Libanon-
krieg gehen. Letztendlich Jäj& sich der Zionismus insgesamt
als eine typische Ausformung jenes engstirnigen Nationalis-
mus sehen, der in Europa um die Jahrhundertwende entstan-
den ist. (...) Der jüdische Nationalismus unterscheidet sich
nur unwesentlich von den Nationalismen in Mittel- und Ost-
europa: Er ist ‘völkisch’, begründet sich kulturell und reli-
giös, und er beschwört eine heldenhafte Vergangenheit. Er
hat keinerlei Problem damit, allen anderen die elementaren
Rechte zu verweigern, die er ohne die Spur eines Zweifels für
sich selbst einfordert. (...)(c

Zum Selbstverständnis in der israelischen Gesellschaft
gehörte auch das Bild ihres Militärs, »Symbol des israeli-
schen Wesens«: ruhmreich, schlagkräftig, mit dem morali-
schen Recht auf seiner Seite.

Polarisierung in Israel
In den 80er Jahren zeigte der gesellschaftliche Konsens erste
Risse, die sich seither vertieft haben:

- Der Mythos einer sozial gerechten Gesellschaft - mit
den Kibbuzim als eine tragende Säule - war durch die
Zunahme sozialer Gegensätze und Spannungen der Boden
entzogen.

-Der Libanon-Krieg endete mit einem politischen Mißer-
folg. Es war der israelischen Armee nicht gelungen, die
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Kämpfer der PL0  in Beirut militärisch zu schlagen. Nach
Verhandlungen konnten die PLO-Verbände mit ihren Waffen
die belagerte libanesische Hauptstadt verlassen, während
unter den Augen und dem Schutz israelischer Soldaten
christliche Milizen ein Massaker an der nunmehr unge-
schützten Zivilbevölkerung in den palästinensischen Flücht-
linglagern begingen.

- Bei der Bekämpfung der Intifada standen die israeli-
schen Soldaten nicht mehr fremden Armeen oder Unter-
grundkämpfern, sondern Frauen, Kindern und Jugendlichen
gegenüber. »Die Intifada läj3t sich nicht militärisch, sondern
nurpolitisch lösen.« Dieses Eingeständnis des Generalstabs-
chefs Shomron ist ein politischer Erfolg des palästinensi-
schen Widerstandes.

-Immer mehr israelische Jugendliche entzogen sich dem
Wehrdienst, und Soldaten verweigerten ihren Einsatz in den
1967 besetzten Gebieten. Die Friedensbewegung »Peace
now« entstand.

-Erstmals in der Geschichte Israels - in den Augen seiner
Bevölkerung die Heimstatt aller Juden-überstieg in den 80er
Jahren die Zahl der Auswanderer die der Einwanderer.

Vor diesem Hintergrund mußte zwangsläufig eine Diskus-
sion über das Selbstverständnis und die weitere Perspektive
Israels entstehen, vor allem über seine Politik gegenüber den
arabischen Nachbarn und den Palästinensern. Die Auseinan-
dersetzung über das weitere Vorgehen in den 1967 besetzten
Gebieten bestimmt seitdem die politische Debatte; in ihr
bündeln sich auch die verschiedensten innenpolitischen
Widersprüche; die Schärfe des Streits um diese Frage doku-
mentiert den tiefen Riß, der die israelische Gesellschaft
durchzieht.

Das Vakuum, das Fehlen gemeinsamer Werte und Ziele,
das viele Intelektuelle anläßlich des 50jährigen  Bestehens
Israels beklagen, versuchen seit Jahren national-religiöse
Kräfte und rechtsextremistische Siedler recht erfolgreich auf-
zufüllen. Jegliche Abmachung mit den Palästinensern, jedes
noch so kleine Zugeständnis werten sie als Verrat an den
jüdischen Werten und Traditionen. Das Abkommen von Oslo
wurde folgerichtig zum zentralen Thema der politischen
Auseinandersetzung, Wie stark die national-orthodoxen
Kräfte schon vor der Wahl Netanjahus waren, macht nicht
allein der Mord an Rabin, sondern vor allem seine Begleit-
umstände und Vorgeschichte deutlich. Im Wahlkampf wur-
den Rabin und Peres als Verräter diffamiert und in Nazi-Uni-
formen dargestellt. Auch der Likud-Block beteiligte sich an
dieser Hetzkampagne rechtsextremistischer Siedler, in deren
Reihen offen zum Mord an Rabin aufgerufen wurde. Nach
dem Attentat wagte es auch die Arbeitspartei nicht, gegen die
politischen Hintermänner des Mörders vorzugehen oder
seine bekanntgewordenen Verbindungen zum Geheimdienst
und zur Polizei aufzuhellen.

Auch als die Arbeitspartei an der Regierung war, hatte sie
es nicht gewagt, durch eine konsequente Umsetzung des
Akkommens von Oslo die bis an die Zähne bewaffneten
Siedler vor den Kopf zu stoßen und dadurch die Spannungen
in Israel zuzuspitzen. Wie soll dies ein Likud-Ministerpräsi-
dent leisten können, der einen Teil dieser national-orthodo-
xen Kräfte in die Regierungsverantwortung eingebunden
hat? Die jetzige israelische Regierung hat nicht einmal den
Spielraum, um bei dern Schacher um neun oder 13 Prozent
dem Drängen der US-Regierung nachzugeben.
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Der palästinensische Widerstand
Wie dramatisch sich die Lebensver-
hältnisse und die materielle Situation
der palästinensischen Bevölkerung
seit 1993 verschlechtert haben, wird
in dem Artikel mit zahlreichen Fakten
belegt. Auf der Ebene der politischen

A R A B I S C H E  I S R A E L I
I N  D E N  Ü B E R R E S T E N
I H R E R  Z E R S T Ö R T E N
H Ä U S E R  I N  D E R
S I E D L U N G  S C H F A R - A

Einschätzung dokumentiert der Autor jedoch nur noch seine
eigene Konfusion. »Angesichts der aktuellen Kräfteverhält-
nisse - der desolaten Lage der Bevölkerung nach gut einem
halben Jahrhundert Dauerkonflikt und dem Wegfall des real-
sozialistischen Lagers - gibt es für die PL0 kaum eine Basis
für eine prinzipiell andere Politik. Israel kann sich so unzu-
gänglich zeigen, weil die Widerstandsmöglichkeiten der
palästinensischen Seite begrenzt sind.«

Wie kann der Verfasser nach dem Abkommen von Oslo
die PL0 noch mit der »palästinensischen Seite« gleich-
setzen? Ist ihm noch nicht aufgegangen, daß aus dem Dach-
verband der palästinensischen Widerstandsorganisationen
eine Administration erwachsen ist, die unter den Bajonetten
der israelischen Besatzer  die sogenannten autonomen
Gebiete verwalten darf und dort für Ruhe und Ordnung zu
sorgen hat? Der Widerstand gegen die Besatzung wird sich
zwangsläufig auseinandersetzen müssen mit den Selbst-
verwaltungsbehörden und der palästinensischen Bourgeoi-
sie, die hofft, mit den Israelis ihre Geschäfte betreiben zu
können. Ebenso wie in Israel werden auch unter der
palästinensischen Bevölkerung die Klassengegensätze und
die daraus resultierenden politischen Interessen der weite-
ren Auseinandersetzung in steigendem Maße ihren Stempel
aufdrücken.

Was über die politische Haltung und die Stimmung unter
der Bevölkerung der besetzten Gebiete im Artikel geschrie-
ben wird, basiert auf Vermutungen und Spekulationen.
x Wenn es fast nur bei der Arafat-Führung Jobs gibt, dann ist
ganz klar, wem gegenüber ein Gro@teil  der Bevölkerung in
ganz besonderer Weise Loyalität empfindet - nämlich einer
palästinensischen Verwaltung (...)((  oder: »Immer noch sol-
len deshalb 70%  der Palästinenser den Oslo-Pr0zej.I  unter-



stützen, aber nicht unbedingt aus Begeisterung, sondern z.T.
aus Verzweiflung. (...) Wenn man die Israelis sowieso nicht
besiegen kann, bleibt in dieser Situation fast nur die Hoff-
nung, da_/3  es ‘irgendwie’ zum Frieden kommt (...) Zu dem
‘irgendwie’ gehört auch die Erwartung, das Ausland würde
genügend Druck auf Israel ausüben.«

Kenner der politischen Verhältnisse im Nahen Osten und
Augenzeugen zeichnen ein anderes Bild der Wirklichkeit:

»Der zweite überwältigende Eindruck ist, dap wir Minute
um Minute, Stunde für Stunde, Tag für Tag mehrpalästinen-
sisches Land an die Israelis verlieren. Auf unserer dreiwöchi-
gen Reise passierten wir kaum eine Straj3e  oder Autobahn
oder ein Dorf, ohne Beispiele für die tägliche Tragödie zu
sehen: enteignetes Land, niedergerissene Bäume, verdorrte
Pflanzen und Ernten, zerstörte Häuser, deren palästinensi-
sche Eigentümer hilflos zusehen muj3ten  und kaum etwas
gegen die Zerstörung unternehmen konnten, von Arafats
Autonomiebehörde ebenso im Stich gelassen wie von den
wohlhabenden Palästinensern. (...)

Kaum etwas gleicht dem Gefühl trauriger Hilflosigkeit,
das sich einstellt, wenn man einem 35jährigen  Mann zuhört,
der fünfzehn Jahre lang illegal als Tagelöhner in Israel gear-
beitet hat, um ein kleines Haus für seine Familie bauen zu
können, und dann eines Tages bei seiner Rückkehr ent-
decken muj3,  daj3  das Haus samt Einrichtung nur noch ein
Trümmerhaufen ist, plattgewalzt von einem israelischen
Bulldozer. Fragt man nach den Gründen - das Land gehörte
schliefllich  ihm - so hört man, es sei ohne Vorwarnung
geschehen; erst am nächsten Tag habe er von einem israeli-
schen Soldaten eine schriftliche Benachrichtigung erhalten,
in der es heißt,  er habe das Gebäude ohne Genehmigung
erbaut. Und das ist kein Zufall: Die israelischen Behörden
verweigern den Arabern systematisch die Genehmigung, auf
dem eigenen Land zu bauen. Juden dürfen bauen, Palästi-
nenser nie. Das ist reine Apartheid. (...)

Warum, fragte ich, gehen die Dorfbewohner unter Füh-
rung der Autonomiebehörde nicht hinaus auf ihre Felder
und stellen sich vor die Bulldozer: (...) Wo immer ich auch
war, mit wem ich auch sprach, welche Fragen ich auch stellte
-niemals hörte ich ein gutes Wort über die Behörde oder ihre
Vertreter, über die Osloer Verhandlungen oder über die Ver-
einigten Staaten. Die Autonomiebehörde wird im Grunde nur
als Sicherheitsgarantie für Israel und die Siedler gesehen
und nicht als legitime Regierung, die für die eigene Bevölke-
rung sorgt und den Menschen hilft. Genau das ist die
Schwäche von Oslo.« (E.W.Said,  Prof. f. vergl. Literaturwis-
senschaft an der Universität Columbia, USA, in »Le  Monde
diplomatique«,  15.5.1998)

Im Artikel wird gesagt: »Die Kraft für eine neue Zntifada
(reicht) zwarnicht aus, doch scheinen sie (...) immerhin noch
stark genug zu sein, um Unruhe zu verbreiten.« Vielleicht
sollte der Verfasser sich darüber Gedanken machen, daß der
Widerstand gegen die Besatzer  von denkenden Menschen
geführt wird, die über die nächsten Schritte gegen die uner-
träglicher werdende Besatzungspolitik Israels nachdenken
und eine Art Verschnaufpause brauchen. Wie lange hat der
Widerstand gegen die Apartheid und deren Unterstützung
durch den Imperialismus kämpfen müssen? Mandela, der
kein Kommunist ist, stellt sich jetzt in aller Öffentlichkeit
hin und verabreicht Clinton und seinen Verbündeten eine
schallende Ohrfeige, indem er ihm sagt: Unterstützung hat
unser Kampf bei Lybien, Iran und Cuba gefunden. Die Ant-
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wort Clintons: ein verlegenes Grinsen. Er hätte Clinton auch
fragen können: Habt ihr jemals teilgenommen an den welt-
weiten Demonstrationen gegen das Apartheid-Regime? Die
herrschenden Klassen haben doch geschwiegen, als in der
ganzen Welt gefordert wurde: Free Mandela!

Die israelische Regierung - auch die vorhergehende der
Arbeitspartei - haben sich zu den guten politischen, wirt-

schaftlichen und militärischen Beziehun-
gen zum Apartheidsregime  bekannt und es
als Vorbild für die eigene Besatzungspolitik
gegen die Palästinenser angesehen. Die isra-
elische Regierung hat nach dem Rezept
‘teile und herrsche’ zunächst Harnas gegen
die PL0 und später die PL0 gegen Harnas
unterstützt und nannte das ‘Sicherheitspoli-
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tik’, sie hat mit verdeckten Agenten gegen den Widerstand
gearbeitet, Rabin hatte den steinewerfenden Jugendlichen
gedroht, ihnen die Knochen zu brechen. Und was haben sie
erreicht? Den Widerstand und das Selbstbewußtsein der
palästinensischen Massen konnten sie nicht brechen. Dieses
Selbstbewußtsein ist mehr wert als das tägliche Brot, das sie
sich mühsam beschaffen müssen.

Gerade wir als Gewerkschafter und Sozialisten sollten
doch wissen, daß für uns die Bewegung der Massen, auch
wenn sie »nur« um bessere Löhne und Arbeitsbedingungen
kämpfen, ein wichtiges und notwendiges Durchgangssta-
dium ist, in der sich die Arbeiterklasse als gesellschaftliche
Kraft organisiert und als Klasse Bewußtsein gewinnt.

Die Rolle des Westens
Die Likud-Regierung hat sich seit ihrem Amtsantritt allen
Wünschen, Empfehlungen und Forderungen der USA wider-
setzt. Trotzdem hat die amerikanische Regierung immer wie-
der eine Verurteilung Israels im Weltsicherheitsrat verhin-
dert bzw. dafür gesorgt, daß die Kritik an der Haltung Israels
folgenlos blieb. Wie ist das zu erklären?

»Die USA suchen sich den Staat Israel als ihr imperiali-
stisches Werkzeug zu sichern.« (August Thalheimer  1948).
Das heißt allerdings nicht, daß sie dort schalten und walten
könnten, wie sie wollen. »Die Völker sind nicht nur Schach-
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figuren im weltpolitischen Spiel. Die Strategie der herrschen-
den Staaten in beiden Lagern ist eines, das Eigenleben der
Völker und ihr Handeln aus ihren eigenen klassenmä@igen
Voraussetzungen und Bedürfnissen heraus ist ein anderes -
und die Widersprüche dieser beiden Faktoren gehören mit
zum Bild der Wirklichkeit, sind nicht auszulassende Mo-
mente des Kräftespiels.« (August Thalheimer, Anfang 1946)

Diese Feststellung über das »Eigenleben der Völker und
ihr Handeln aus den eigenen klassenmä$igen  Voraussetzun-
gen« gilt auch noch 1998 - nach dem Zusammenbruch des
sozialistischen Lagers. 50 Jahre lang war der Staat Israel der
verläßlichste,  stabilste und militärisch mächtigste Verbiin-
dete der USA im Nahen Osten, abhängig von dessen finanzi-
eller und militärischer Unterstützung. Es gibt keinen ande-
ren Staat in dieser Regien, der diese Rolle auszufüllen ver-
mag. Die amerikanische Regierung kann es sich nicht leisten,
Israel politisch fallenzulassen oder durch Sanktionen und
wirtschaftlichen Druck zur Instabilität in Israel beizutragen.
Das weiß auch die israelische Regierung.

Der Autor des Artikels irrt, wenn er behauptet: »Während
die Netanjahu-Regierung mit der PL0 praktisch nicht mehr
verhandelt, mufl sie mit der Clinton-Regierung konferieren.
Sie kann sich über die Washingtoner Wünsche nicht einfach
hinwegsetzen.« Im Gegenteil, Netanjahu hat in den letzten
Wochen die gesamte politische Prominenz der Clinton-
Regierung - einschließlich des Präsidenten -, die zur Ver-
mittlung aufgeboten wurde, vor der Weltöffentlichkeit des-
avouiert.

Auch wenn die EU in einigen Punkten nicht mit der US-
Nahost-Politik übereinstimmt - statt Sanktionen z.B. gegen
Libyen, den Irak oder Iran geht sie lieber ihren guten Ge-
schäftsbeziehungen nach - eine eigenständige politische
Rolle kann sie in dieser wichtigen Region der Weltpolitik
nicht spielen. In den entscheidenden politischen und strate-
gischen Fragen muß sie zur Sicherung des imperialistischen
Einflusses in der Ölregion die USA unterstützen.

Die Perspektive
Es wäre verlorene Zeit für uns als Gewerkschafter, Soziali-
sten oder Kommunisten, uns einzulassen auf die Ausle-
gungskünste und den Schacher, wieviel Prozente der besetz-
ten Gebiete geräumt werden müssen und ob die USA von den

Oslo-Verhandlungen gewußt haben. Die USA scheuen die
Verantwortung für die Folgen ihrer Nah-Ost-Politik und die
Auswirkungen auf die arabischen Massen.

Der tröpfchenweise Übergang vom Besatzungsregime zur
»Souveränität« und der Schacher um Prozente sind Metho-
den des Imperialismus, sich mit Hilfe von gefügigen Kollabo-
rateuren Herrschaft und Kontrolle zu sichern. Beteiligt ist die
BRD mit ihrer Außenpolitik. Die ‘Welt’ berichtet anläßlich
eines Besuches von Arafat bei Kinkel: J)Auf  scharfen Wider-
spruch Kinkels stieg die Ankündigung Arafats, er werde am
4. Mai kommenden Jahres entsprechend dem OsloerAbkom-
men einen unabhängigen Palästinenserstaat ausrufen. Kin-
kel warnte, da8 dies leicht zu einer unkontrollierbaren
Zuspitzung führen könnte. (...)(c

Erst wenn und insoweit sich in diesem gesellschaftspoli-
tischen Prozeß die Klassen- und Interessengegensätze her-
ausbilden und es zu einer Zusammenarbeit der jüdischen
und arabischen arbeitenden Bevölkerung kommt, ist eine
Lösung möglich. Man darf auch die jüdische Bevölkerung
nicht zu Ignoranten stempeln. Ohnmacht ist da eher das rich-
tige Wort. Die Begründung der israelischen Besatzung mit
Sicherheitsinteressen ist Augenwischerei. Das hat der erste
israelische Außenminister Moshe Sharett in seinem »Persön-
lichen Tagebuch« detailliert dokumentiert (s. Kasten). Ob
Netanjahu und seine Regierung weitermachen können oder
von einer Regierung der Arbeitspartei oder einer großen
Koalition abgelöst werden, an den Bedingungen und Kräfte-
verhältnissen ändert das nichts Wesentliches. Die Räumung
der besetzten Gebiete ist Voraussetzung für eine Verständi-
w%

Welchem Zweck kann es dienen, Probleme, die fern von
unserem täglichen Leben entstehen und die Menschen dort
bewegen, zu behandeln? Die deutsche Außenpolitik gehört
wieder zu den wichtigsten Akteuren der imperialistischen
Weltpolitik unter Führung der USA. Sie verfolgt gewiß auch
eigene Interessen gegenüber den anderen Partnern in diesem
Bündnis; aber über allem steht die Verteidigung der imperia-
listischen Herrschaft. Unsere Aufgabe besteht darin, Auf-
klärung bei der arbeitenden Bevölkerung zu schaffen, damit
sie sich nicht ins Schlepptau der imperialistischen Politik
nehmen läßt - auch nicht im Nahen Osten!

Genossinnen/Genossen  der Gruppe Arbeiterpolitik, Hamburg 20.5.98m

»Das Persönliche Tagebuch« von Moshe Sharett...
. ..stellt  auch noch heute, viele Jahre nach seiner Erstveröf-
fentlichung im Jahre 1979  in Tel Aviv, politischen Spreng-
stoff dar, denn die Aufzeichnungen des ersten Außenmini-
sters Israels und früheren Vorsitzenden des »Jewish
Agency’s Political Department« erlauben einen Blick hinter
die Kulissen der offiziellen staatlichen Propaganda, die seit
Bestehen des israelischen Staates den Mythos von der gefähr-
deten israelischen Sicherheit verkündet.

Diese Propaganda besagt, daß Israels Existenz dauerhaft
bedroht sei: durch militärische Angriffe der arabischen
Nachbarstaaten, durch den »Terrorismus« der Palästinenser.
Bis heute liefert das Sicherheitsargument die Rechtfertigung
für die Errichtung jüdischer Siedlungen auf palästinensi-

schem Boden, militärische Massaker an der Zivilbevölke-
rung im Libanon, die Inhaftierung der palästinensischen
Gefangenen, die Sprengung von Häusern, kurzum für alle
Repressionen, die mit der Besatzungs- und Expansionspoli-
tik Israels verbunden sind. Während jede Form des palästi-
nensischen Widerstandes als terroristisch verurteilt wird, ist
der Terror der politischen und militärischen Führung Israels
in den offiziellen Verlautbarungen eine Defensivmaßnahme,
um die gefährdete Sicherheit der Bevölkerung zu verteidi-
gen.

Diese Darstellung Israels als »Opfer permanenter Bedro-
hung<{ wird durch die Aufzeichnungen von Moshe Sharett
gründlich widerlegt, indem er detailliert die Methoden»ent-



hüllt«, mit denen Israel in den 50er Jahren Gewalt und Kon-
flikte initiierte, um seine Expansionspolitik zu rechtfertigen.

Das »Persönliche Tagebuch«, geschrieben vom Oktober
1953 bis November 1957, umfaßt die letzten Jahre, in denen
Sharett Israels erster Außenminister war, 2 Jahre, in denen er
Ben Gurion als Premierminister ablöste, und die ersten 15
Monate nach seinem erzwungenen Rücktritt.

Die Grundhaltung Sharetts, die die Aufzeichnungen prä-
gen, spiegeln sich in folgender Aussage: »Ich habe über die
lange Kette von falschen Vorfällen und Feindseligkeiten, die
wir erfunden haben, nachgedacht: über die vielen Rechtsver-
letzungen unserer Männer - die alle schlimmes Unheil
brachten und den Lauf der Ereignisse festlegten und zur
Sicherheitskrise beitrugen.«(Sharett,  zitiert nach Livia Ro-
kach,  Israels Heiliger Terror; S.22)

Sharetts Kritik an der politisch-militärischen Führung
dieser Zeit war jedoch keineswegs grundsätzlicher Art; auch
Sharett war wie Ben Gurion, Dayan oder Lavon ( der dama-
lige Verteidigungsminister) überzeugter Zionist, der die terri-
toriale Ausdehnung Israels befürwortete, nur meinte er,
dieses Ziel mit anderen taktischen Mitteln, über die»sanf-
ten« Methoden der diplomatischen und wirtschaftlichen
Beziehungen erreichen zu können.

Demgegenüber stand die Auffassung der militärischen
Führung, daß die Schaffung einer »Belagerungsmentalität«
und die »Aufhebung aller moralischen Schranken« in der
israelischen Gesellschaft nötig sei, um die zionistische
Expansionspolitik verwirklichen ZLI können.

Dieses Ziel versuchte man durch sogenannte JjVergel-
tungsschläge« zu erreichen.

»Diese Aktionen«, so Dayan, »sind unser Lebensnerv. Sie
. . . helfen uns, in der Bevölkerung und der Armee eine hohe
Spannung aufrechtzuerhalten . um junge Männer in den
Negev zu bringen, müssen wir hinausschreien, daj3  er in
Gefahrist.«  (Sharett, 26.5.1955, S. 1021)

Sharett schildert in seinem Tagebuch gleich mehrere sol-
cher »Aktionen«, durch die die arabischen Staaten in eine
militärische Konfrontation gedrängt werden sollten. Dazu
gehörten die Bombardierung westjordanischer Grenzdörfer

. .<1953, der israelische Mdltaruberfall  auf Gaza 1955, gezielte
Bewässerungsarbeiten auf Ländereien, die arabischen Bau-
ern gehörten, das Vorgehen militärischer Patrouillenboote
gegen syrische Fischer auf dem Tiberius-See oder die Ent-
führung eines syrischen Zivilflugzeuges durch israelische
Kriegsflugzeuge am 12. Dezember 1954, das kurz nach dem
Start über syrischem Luftraum gekidnappt und zur Landung
in Israel gezwungen wurde.

Zu letzterem Vorfall schrieb Sharett an den Verteidi-
gungsminister Lavon: »Es  muj3 Dir klar sein, da_/J wir keine
wie auch immer geartete Rechtfertigung dafür hatten, das
Flugzeug zu entführen, und da$ wir es - wenn es schon ein-
mal zur Landung  gezwungen wurde - sofort hätten freilassen
und die Passagiere nicht einem 48-Stunden-Verhör  hätten
unterwerfen dürfen. Ich habe keinen Grund, an der Wahrheit
der Bestätigung des USAuj3enministers  zu zweifeln, daj3
unsere Aktion in der internationalen Geschichte einmalig
ist......was mich schockiert, ist die Engstirnigkeit und Kurz-
sichtigkeit unserer militärischen Führer. Sie scheinen an-
zunehmen, daj3  der StaatIsrael  sich auf dem Gebiet derinter-
nationalen Beziehungen nach den Gesetzen des Dschungels
benehmen darf - oder sogar muj3.«  (Sharett, 22.12.1954,
S. 607)

In einer breit angelegten Pressekampagne wurde ver-
sucht, die Hintergründe für diese »Welturaufführung der
Luftpiraterie« (Livia Rokach) zu vertuschen, indem behaup-
tet wurde: »...dafl das syrische Flugzeug gestoppt und zur
Landung gezwungen wurde, weil es die israelische Souverä-
nität verletzte und möglicherweise seine Sicherheit gefähr-
dete.« (Sharett, 22.12.1954, S. 607.)

Sharett läßt in seinen Aufzeichnungen keinen Zweifel
daran, daß dieses Vertuschungsmanöver dem gängigen Ar-
gumentationsmuster entsprach: Nach den Sabotage- oder
Mordanschlägen in arabischen Grenzdörfern, meist durchge-
führt von Arik Sharons Spezial-Fallschirmjägern, lautete
später die offizielle Version, man sei von arabischen Aggres-
soren auf israelischem  Gebiet angegriffen worden und habe
diese bis auf feindliches Terrain verfolgt. Die meisten Tatsa-
chen dieser sogenannten »Vergeltungsschläge« blieben einer
größeren Öffentlichkeit verborgen.

Die dahinterstehende militärische Strategie der Zionisten
faßt Sharett wie folgt zusammen: »Und als Krönung: Hoffent-
lich gibt es einen neuen Krieg mit den arabischen Ländern, so
da#’ wir vielleicht endlich unsere Sorgen loswerden und
unseren Lebensraum erwerben. (Welch em Versprecher: Ben
Gurion selbst sagte, dalJ  es sich lohnen wurde, einem Araber
1 Million Pfund zu bezahlen, damit er einen Krieg anfängt)«
(Sharett, 26.5.1955, S. 1021). Terroristische Aktionen im
größeren Maßstab wurden aber auch eingesetzt als Druckmit-
tel gegen den Westen, um die sich zu Beginn der 50er Jahre
anbahnenden wirtschaftlichen und militärischen Abkom-
men mit Ägypten zu verhindern.

Dem Tagebuch beigefügt sind Akten einer israelischen
Untersuchungskommission, die sich mit der sogenannten
Lavon-Affäre befassen; sie decken die Ziele eines Ringes von
ägyptischen Juden auf, die unter dem Kommando israeli-
scher Agenten 1954 in Ägypten britische und amerikanische
Kultureinrichtungen, britische Kinos, aber auch öffentliche
Einrichtungen (Postämter) sprengten. Der Verdacht wurde
gezielt auf die Moslem-Brüderschaften gelenkt.

»Unser Ziel ist, das Vertrauen des Westens in das derzei-
tige (ägyptische) Regime zu zerstören. . . ..Die Aktionen sollen
Verhaftungen, Demonstrationen und den Ruf nach Rache
verursachen. Der israelische Ursprung soll völlig geheim
bleiben, die Aufmerksamkeit jedem anderen möglichen Fak-
tor zugeschoben werden. Der Zweck ist, wirtschaftliche und
militärische Hilfe des Westens für Ägypten zu verhindern.
Die Wahl der genauen Ziele, die es zu sabotieren gilt, wird
den Männern vor Ort überlassen, die die möglichen Konse-
quenzen jeder Aktion - wie Aufruhr und öffentliche Unruhe
schaffen - einschätzen sollen.« ( Aus den Akten der Olshan-
Dori-Untersuchungskommission, zitiert nach Livia Rokach,
S. 67).

Dieser Ring »israelischer Terroristen« wurde schließlich
im Juli 1954 entdeckt, den Saboteuren wurde in Kairo der
Prozess gemacht. Als Reaktion auf diesen Prozeß begann in
Israel eine Medienkampagne, mit der man von der Verant-
wortung des Verteidigungsministeriums und etlicher Armee-
angehöriger ablenkte, indem der Prozeß als Ausdruck einer
antijüdischen Verschwörung dargestellt wurde; die Geständ-
nisse habe man unter Folter abgepreßt. Das zentrale Gewerk-
schaftsorgan der Histadrut, Davar, beschuldigte die ägypti-
sche Regierung einer »Nazi-inspirierten-Politik«.

Auch Moshe Sharett beteiligte sich an dieser Vertu-
schungskampagne; so erklärte er am 13.12.54 vor den Mit-



gliedern der Knesset: )>(...)  Oft haben wir in der Vergangen-
heit von hier aus gegen Verfolgung und falsche Anschuldi-
gungen gegen Juden in verschiedenen Ländern protestiert.
Wir sehen in den unschuldigen Juden - von ägyptischen
Behörden schlimmer Verbrechen beschuldigt - Opfer einer
böswilligen Feindseligkeit gegen den Staat Israel und das
jüdische Volk.«

Als schließlich nicht mehr zu leugnen war, daß der
»Terror-Ring« in Ägypten tatsächlich von den Israelis aufge-
baut worden war, versuchten der Leiter des israelischen
Geheimdienstes, Givli, sowie Dayan, Peres und weitere isra-
elische Militärs die Verantwortung einzig dem israelischen
Verteidigungsminister Lavon anzulasten. Über diesen Vor-
gang schreibt Sharett: »(Die Leute) fragen mich, ob ich über-
zeugt bin, da@  er den Befehl gab. . ..Aber wir wollen voraus-
setzen, da$’ Givli ohne Instruktionen gehandelt hat . . . liegt
die moralische Verantwortung nicht trotzdem bei Lavon, der
ständig für verrückte Handlungen plädiert und die Führer
der Armee die teuflische Lektion gelehrt hat, wie man den
Nahen Osten in Brand setzt, Spaltungen verursacht, blutige
Konfrontationen herbeiführt, Ziele und Eigentum der
Groflmächte sabotiert (und) Verzweiflungsakte und Selbst-
mord (vorspiegelt)?« (Sharett,lO.l.l955,S.693)

Diese Strategie Israels konnte allerdings nur deshalb
erfolgreich sein, weil sich das Interesse der Zionisten nach
»Ausweitung des Lebensraums« mit den Interessen des west-
lichen Imperialismus - allen voran der USA-nach Kontrolle
des Nahen Ostens und nach Zurückdrängung des Einflusses
der Sowjetunion deckte. Nachdem Ägypten 1955 ein Waffen-
lieferungsabkommen mit der Tschechoslowakei geschlossen
hatte, gaben die USA offiziell grünes Licht für eine massive
militärische Aufrüstung Israels, um eine militärische Inter-
vention in Ägypten vorzubereiten.

Sharett kommentiert diese Zusammenhänge recht deut-
lich: »....jetzt  sind die USA daran interessiert, Nassers Regie-
rung zu stürzen, aber zur Zeit trauen sie sich nicht, die in
Gua temala  (Sturz der linken Regierung von Jacob0
Arbenz,1954) und Iran (Sturz der linken Mossadegh-Regie-
rung,1953) angewandten Methoden einzusetzen. Sie ziehen
es vor, wenn die Arbeit von Israelgemacht wird.....« (Sharett,
3.10.1955, s. 1186)

Eine deutsche Übersetzung des »Persönlichen Tage-
buchs« von Moshe Sharett liegt bislang nicht vor. Alle Zitate
stammen aus dem sehr lesenswerten Buch von Livia Rokach,
Israels Heiliger Terror; Minotaurus Projekt, 1982.

B., HH 3.6.98 n


